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I

(Gesetzgebungsakte)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EU, Euratom) 2022/2434 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 6. Dezember 2022

zur Änderung der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 im Hinblick auf die Festlegung einer 
diversifizierten Finanzierungsstrategie als allgemeine Methode für die Mittelaufnahme 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 322 Absatz 1,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 106a,

auf Vorschlag der Europäischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Rechnungshofs (1),

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 220 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europäischen Parlaments und des Rates (3) (im Folgenden 
„Haushaltsordnung“) bestimmt, dass der Kommission in dem entsprechenden Basisrechtsakt die Befugnis übertragen 
wird, im Namen der Union oder im Namen von Euratom Mittel aufzunehmen, um die entsprechenden Beträge zu 
den dafür geltenden Bedingungen als Darlehen an begünstigte Mitgliedstaaten oder Drittländer weiterzugeben. In 
dieser Hinsicht entsprechen die Kapitalflüsse im Rahmen der Mittelaufnahme jenen im Rahmen der 
Darlehensvergabe eins zu eins. Infolgedessen muss die Union Geschäfte auf den Märkten auf Grundlage des 
Auszahlungsbedarfs für jede spezifische Darlehensvergabe durchführen, was die Möglichkeit einschränkt, 
verschiedene Mittelaufnahmen kohärent zu planen und eine im Hinblick auf die Kosten optimale Fälligkeitsstruktur 
zu wählen.

(2) Die Finanzierung einzelner Programme für finanziellen Beistand durch gesonderte Finanzierungsmethoden 
verursacht Kosten und Komplikationen, da verschiedene Beistandsprogramme um eine begrenzte Anzahl von 
Finanzierungsmöglichkeiten konkurrieren. Dadurch wird das Angebot an Schuldverschreibungen der Union 
zersplittert, die Liquidität verringert und das Anlegerinteresse an den einzelnen Programmen beeinträchtigt, obwohl 
alle Schuldverschreibungen der Union die gleiche hohe Bonität aufweisen. Der finanzielle Beistand sollte daher nach 
einer einheitlichen Finanzierungsmethode durchgeführt werden, die die Liquidität der Unionsanleihen sowie die 
Attraktivität und Kosteneffizienz der Emissionen der Union erhöht.

(1) Stellungnahme vom 22. November 2022 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).
(2) Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 24. November 2022 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des Rates 

vom 6. Dezember 2022.
(3) Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 über die Haushaltsordnung für 

den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU) 
Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des 
Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABl. L 193 vom 30.7.2018, S. 1).
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(3) Die Notwendigkeit einer einheitlichen Finanzierungsmethode wird insbesondere im Kontext der finanziellen 
Unterstützung der Ukraine angesichts von deren dringendem Finanzbedarf deutlich. Die jüngsten Erfahrungen mit 
dem Finanzierungsbedarf der Ukraine haben die Nachteile eines fragmentierten Ansatzes bei der Organisation der 
Schulden der Union aufgezeigt. Um die Position der Union als Emittentin von auf Euro lautenden Schuldtiteln zu 
stärken, ist es von größter Bedeutung, dass alle neuen Emissionen nach einer einheitlichen Finanzierungsmethode 
durchgeführt werden.

(4) Das Modell für eine einheitliche Finanzierungsmethode und die meisten Elemente der für ihre Umsetzung 
erforderlichen Infrastruktur wurden bereits in Form der diversifizierten Finanzierungsstrategie im Rahmen des 
Beschlusses (EU, Euratom) 2020/2053 des Rates (4) festgelegt. Diese Strategie hat die erfolgreiche Mobilisierung von 
Mitteln für Finanzhilfen und Darlehen im Rahmen der Verordnung (EU) 2021/241 des Europäischen Parlaments und 
des Rates (5) und einer Reihe anderer in der Verordnung (EU) 2020/2094 des Rates (6) genannter Unionsprogramme 
ermöglicht. Angesichts der erwarteten Komplexität der Transaktionen, die erforderlich sind, um den dringenden 
Finanzbedarf der Ukraine zu decken, und angesichts künftiger Transaktionen zur Mittelaufnahme und 
Darlehensvergabe ist es angezeigt, eine diversifizierte Finanzierungsstrategie als einheitliche Finanzierungsmethode 
für die Mittelaufnahme festzulegen.

(5) Die Anwendung einer diversifizierten Finanzierungsstrategie sollte die flexible Durchführung des Finanzierungs­
programms unter uneingeschränkter Einhaltung der Grundsätze der Haushaltsneutralität und des 
Haushaltsausgleichs gemäß Artikel 310 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) ermöglichen. Die Kosten des Finanzierungsprogramms sollten vollständig von den Begünstigten getragen 
werden, und zwar auf der Grundlage einer einheitlichen Kostenzurechnungssmethode, die die transparente und 
anteilige Kostenzurechnung gewährleistet. Rückzahlungsverpflichtungen sollten unter Einhaltung von Artikel 220 
Absatz 5 Buchstabe e der Haushaltsordnung bei den Begünstigten des finanziellen Beistands verbleiben.

(6) Die Umsetzung einer diversifizierten Finanzierungsstrategie würde ein einheitliches Regelwerk erfordern, das bei 
allen auf der Strategie beruhenden Programmen für Mittelaufnahme und Darlehensvergabe einzuhalten wäre. Die 
vom Europäischen Parlament und dem Rat auf der Grundlage von Artikel 322 AEUV angenommenen in der 
Haushaltsordnung festgelegten horizontalen Haushaltsvorschriften sollten daher um diese Vorschriften ergänzt 
werden.

(7) Eine diversifizierte Finanzierungsstrategie sollte der Kommission mehr Flexibilität in Bezug auf den Zeitpunkt und 
die Laufzeit einzelner Finanzierungstransaktionen bieten und regelmäßige und stetige Auszahlungen an 
verschiedene begünstigte Länder ermöglichen. Eine solche Strategie sollte auf der Bündelung von Finanzierungsinst­
rumenten beruhen. Dies würde der Kommission die notwendige Flexibilität verleihen, die Zahlungen an die 
Begünstigten unabhängig von den Marktbedingungen zum Zeitpunkt der Auszahlung zu tätigen; außerdem würde 
auf die Art so weit wie möglich vermieden, dass die Kommission festgelegte Beträge unter volatilen oder 
ungünstigen Bedingungen beschaffen müsste.

(8) Um der Kommission diese Flexibilität zu ermöglichen, wäre die Einrichtung eines gemeinsamen Liquiditätspools 
erforderlich. Eine solche zentralisierte Liquiditätsfunktion würde die Finanzierungskapazität der Union 
widerstandsfähiger machen und die Union in die Lage versetzen, aufgrund einer soliden Fähigkeit zur Erstellung von 
Liquiditätsprognosen vorübergehenden Inkongruenzen zwischen allen Zu- und Abflüssen standzuhalten.

(9) Die Kommission sollte alle erforderlichen Transaktionen durchführen, die auf eine regelmäßige Kapitalmarktpräsenz, 
die Erzielung bestmöglicher Finanzierungskosten und die Erleichterung von Transaktionen mit Schuldver­
schreibungen der Union und von Euratom abzielen.

(10) Bei der Ausweitung der diversifizierten Finanzierungsstrategie auf ein breiteres Spektrum von Programmen ist es 
daher angezeigt, dass die Kommission die für ihre Umsetzung erforderlichen Regeln festlegt. Diese Regeln sollten 
einen Governance-Rahmen, Risikomanagementverfahren und eine Kostenzurechnungsmethode umfassen, die im 
Einklang mit Artikel 220 Absatz 5 Buchstabe e der Haushaltsverordnung stehen sollten. Um die Transparenz zu 
gewährleisten, sollte die Kommission das Europäische Parlament und den Rat regelmäßig und umfassend über alle 
Aspekte ihrer Mittelaufnahmen und Schuldenmanagementstrategie unterrichten.

(11) Die Haushaltsordnung sollten daher geändert werden.

(4) Beschluss (EU, Euratom) 2020/2053 des Rates vom 14. Dezember 2020 über das Eigenmittelsystem der Europäischen Union und zur 
Aufhebung des Beschlusses 2014/335/EU, Euratom (ABl. L 424 vom 15.12.2020, S. 1).

(5) Verordnung (EU) 2021/241 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Februar 2021 zur Einrichtung der Aufbau- und 
Resilienzfazilität (ABl. L 57 vom 18.2.2021, S. 17).

(6) Verordnung (EU) 2020/2094 des Rates vom 14. Dezember 2020 zur Schaffung eines Aufbauinstruments der Europäischen Union zur 
Unterstützung der Erholung nach der COVID-19-Krise (ABl. L 433 I vom 22.12.2020, S. 23).
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(12) Im Interesse der Rechtssicherheit und Klarheit in Bezug auf den bereits gewährten finanziellen Beistand und in Bezug 
auf finanziellen Beistand im Rahmen der Verordnung (EU) …/... des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Schaffung eines Instruments zur Unterstützung der Ukraine für 2023 (Makrofinanzhilfe+) (7), sollte diese 
Verordnung nur für Programme für finanziellen Beistand gelten, dessen Basisrechtsakte ab dem 9. November 2022
in Kraft getreten sind.

(13) Wegen der Dringlichkeit, die sich aus den außergewöhnlichen Umständen infolge des unprovozierten und 
ungerechtfertigten Angriffskriegs Russlands gegen die Ukraine ergibt, wird es als angemessen angesehen, sich auf 
die Ausnahme von der Achtwochenfrist gemäß Artikel 4 des dem Vertrag über die Europäische Union, dem AEUV 
und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft beigefügten Protokolls Nr. 1 über die Rolle 
der nationalen Parlamente in der Europäischen Union zu berufen.

(14) In Anbetracht der Lage in der Ukraine sollte diese Verordnung aus Gründen der Dringlichkeit am Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 220 werden die Absätze 2 und 7 gestrichen.

2. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 220a

Diversifizierte Finanzierungsstrategie

(1) Außer in hinreichend begründeten Fällen setzt die Kommission eine diversifizierte Finanzierungsstrategie um, die 
Mittelaufnahmen und Schuldenmanagementtätigkeiten zur Finanzierung von Programmen für finanziellen Beistand 
sowie die nach Artikel 5 Absatz 1 des Beschlusses (EU, Euratom) 2020/2053 des Rates (*) zulässigen Mittelaufnahmen 
umfasst. Die diversifizierte Finanzierungsstrategie wird durch alle erforderlichen Transaktionen umgesetzt, die auf eine 
regelmäßige Kapitalmarktpräsenz abzielen, beruht auf der Bündelung von Finanzierungsinstrumenten und nutzt einen 
gemeinsamen Liquiditätspool.

(2) Die Kommission legt die für die Umsetzung der diversifizierten Finanzierungsstrategie notwendigen Regeln fest. 
Die Kommission unterrichtet das Europäische Parlament und den Rat regelmäßig und umfassend über alle Aspekte 
ihrer Mittelaufnahmen und Schuldenmanagementstrategie.

_____________
(*) Beschluss (EU, Euratom) 2020/2053 des Rates vom 14. Dezember 2020 über das Eigenmittelsystem der 

Europäischen Union und zur Aufhebung des Beschlusses 2014/335/EU, Euratom (ABl. L 424 vom 15.12.2020, 
S. 1).“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt für Programme des finanziellen Beistands, deren Basisrechtsakte ab dem 9. November 2022 in Kraft getreten sind.

(7) Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 6. Dezember 2022.

Im Namen des Europäischen Parlaments
Die Präsidentin
R. METSOLA

Im Namen des Rates
Der Präsident

Z. STANJURA
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II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE

BESCHLUSS (EU) 2022/2435 DES RATES 

vom 26. Juli 2022

über den Abschluss — im Namen der Europäischen Union — des Abkommens zwischen der 
Europäischen Union und der Ukraine über die Beförderung von Gütern im Straßenverkehr 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 91 in Verbindung mit 
Artikel 218 Absatz 6 Buchstabe a,

auf Vorschlag der Europäischen Kommission,

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Das Abkommen zwischen der Europäischen Union und der Ukraine über die Beförderung von Gütern im 
Straßenverkehr (im folgenden „Abkommen“) wurde gemäß dem Beschluss (EU) 2022/1158 des Rates (2)
vorbehaltlich seines späteren Abschlusses am 29. Juni 2022 unterzeichnet.

(2) Angesichts der erheblichen Störungen, mit denen der Verkehrssektor in der Ukraine aufgrund des russischen 
Angriffskriegs konfrontiert ist, ist es erforderlich, alternative Strecken für den Straßenverkehr zu finden, auf denen 
die Ukraine Getreide, Brennstoffe und Nahrungsmittel sowie sonstige einschlägige Güter ausführen kann.

(3) Da die von den Mitgliedstaaten erteilten Genehmigungen der Europäischen Konferenz der Verkehrsminister und die 
bilateralen Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten und der Ukraine den ukrainischen Güterkraftverkehrsun­
ternehmern nicht die nötige Flexibilität bieten, um ihren Betrieb durch die Union und mit der Union auszuweiten 
und vorauszuplanen, ist es von entscheidender Bedeutung, den Güterkraftverkehr für bilaterale Beförderungen und 
den Transitverkehr zu liberalisieren.

(4) Im Hinblick auf die außergewöhnlichen und einzigartigen Umstände, die die Unterzeichnung, die vorläufige 
Anwendung und den Abschluss des Abkommens erfordern und im Einklang mit den Verträgen, ist es angemessen, 
dass die Union die entsprechende geteilte Zuständigkeit, die ihr die Verträge gewähren, zeitweilig ausübt. Jede 
Auswirkung dieses Beschlusses auf die Zuständigkeitsaufteilung zwischen der Union und den Mitgliedstaaten sollte 
zeitlich streng begrenzt sein. Die von der Union auf der Grundlage dieses Beschlusses und des Abkommens 
ausgeübte Zuständigkeit sollte daher nur während der Geltungsdauer des Abkommens ausgeübt werden. 
Dementsprechend wird die so ausgeübte geteilte Zuständigkeit von der Union nicht mehr ausgeübt, sobald das 
Abkommen nicht mehr gilt. Unbeschadet anderer Maßnahmen der Union und vorbehaltlich der Befolgung dieser 
Maßnahmen der Union wird diese Zuständigkeit gemäß Artikel 2 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) danach wieder von den Mitgliedstaaten ausgeübt. Außerdem wird daran erinnert, dass 
sich gemäß dem dem Vertrag über die Europäische Union und dem AEUV beigefügten Protokoll Nr. 25 über die 
Ausübung der geteilten Zuständigkeit die Ausübung der Zuständigkeit der Union in diesem Beschluss nur auf die 

(1) Zustimmung von 10. November 2022 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).
(2) Beschluss (EU) 2022/1158 des Rates vom 27. Juni 2022 über die Unterzeichnung — im Namen der Union — und die vorläufige 

Anwendung des Abkommens zwischen der Europäischen Union und der Ukraine über die Beförderung von Gütern im Straßenverkehr 
(ABl. L 179 vom 6.7.2022, S. 1).
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durch diesen Beschluss und das Abkommen geregelten Elemente und nicht auf den gesamten Bereich erstreckt. Die 
Ausübung der Zuständigkeit der Union durch diesen Beschluss berührt nicht die jeweiligen Zuständigkeiten der 
Union und der Mitgliedstaaten in Bezug auf laufende oder künftige Verhandlungen über völkerrechtliche 
Übereinkünfte mit anderen Drittländern in diesem Bereich oder deren Unterzeichnung oder deren Abschluss.

(5) Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine beeinträchtigt die Möglichkeiten vieler ukrainischer Fahrer, die 
Verwaltungsverfahren im Zusammenhang mit Fahrerdokumenten wie Anträgen auf Erteilung einer internationalen 
Fahrerlaubnis oder die Ausstellung neuer Fahrerdokumente bei deren Verlust oder Diebstahl einzuhalten. Es ist 
daher wichtig, diesen außergewöhnlichen Umständen durch spezifische Maßnahmen Rechnung zu tragen, um die 
Fahrer von der Pflicht zur Vorlage einer internationalen Fahrerlaubnis zu befreien, die Entscheidungen der Ukraine 
zur Verlängerung der Gültigkeitsdauer von Fahrerdokumenten anzuerkennen und den Informationsaustausch 
zwischen den zuständigen Behörden der Vertragsparteien des Abkommens zu erleichtern und auf diese Weise 
Betrug und Fälschung von Fahrerdokumenten zu bekämpfen.

(6) Das Abkommen sollte im Namen der Union genehmigt werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Das Abkommen zwischen der Europäischen Union und der Ukraine über die Beförderung von Gütern im Straßenverkehr 
wird im Namen der Europäischen Union genehmigt. (3)

Artikel 2

(1) Die Ausübung der Zuständigkeit der Union gemäß diesem Beschluss und dem Abkommen ist auf die Geltungsdauer 
des Abkommens begrenzt. Unbeschadet anderer Unionsmaßnahmen und vorbehaltlich der Befolgung dieser Maßnahmen 
der Union beendet die Union nach Ablauf dieses Zeitraums die Ausübung dieser Zuständigkeit unverzüglich, und die 
Mitgliedstaaten üben wieder ihre Zuständigkeit gemäß Artikel 2 Absatz 2 AEUV aus.

(2) Die Ausübung der Zuständigkeit der Union gemäß diesem Beschluss und dem Abkommen lässt die Zuständigkeit 
der Mitgliedstaaten in Bezug auf laufende oder zukünftige Verhandlungen über völkerrechtliche Übereinkünfte über den 
Straßengüterverkehr mit jedwedem Drittstaat und mit der Ukraine in Bezug auf die Zeit nach dem Ende der Geltungsdauer 
des Abkommens unberührt, ebenso wie deren Unterzeichnung oder deren Abschluss.

(3) Die Ausübung der in Absatz 1 genannten Zuständigkeit durch die Union bezieht sich nur auf die Gegenstände, die 
durch diesen Beschluss und das Abkommen geregelt sind.

(4) Dieser Beschluss und das Abkommen berühren nicht die jeweiligen Zuständigkeiten der Union und der 
Mitgliedstaaten im Bereich des Straßengüterverkehrs für andere als durch diesen Beschluss und das Abkommen geregelten 
Gegenstände.

Artikel 3

Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 13 des Abkommens vorgesehene Notifikation im Namen der Union vor.

Artikel 4

Die Europäische Kommission vertritt die Union in dem gemäß Artikel 7 des Abkommens eingesetzten Gemischten 
Ausschuss; sie wird dabei von den Vertretern der Mitgliedstaaten als Beobachter unterstützt.

(3) Der Wortlaut des Abkommens ist in ABl. L 179 vom 6.7.2022, S. 4 veröffentlicht.
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Artikel 5

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 26. Juli 2022.

Im Namen des Rates
Der Präsident
M. KUPKA

DE Amtsblatt der Europäischen Union 13.12.2022 L 319/7  



VERORDNUNGEN

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2022/2436 DES RATES 

vom 12. Dezember 2022

zur Durchführung des Artikels 12 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/1770 über restriktive 
Maßnahmen angesichts der Lage in Mali 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) 2017/1770 des Rates vom 28. September 2017 über restriktive Maßnahmen angesichts 
der Lage in Mali (1), insbesondere auf Artikel 12 Absätze 2 und 6,

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat am 28. September 2017 die Verordnung (EU) 2017/1770 angenommen.

(2) Am 13. Dezember 2021 hat der Rat die Verordnung (EU) 2021/2201 (2) angenommen, um den Beschluss 
(GASP) 2021/2208 des Rates (3) umzusetzen, mit dem der Beschluss (GASP) 2017/1775 des Rates (4) geändert und 
ein neuer Rahmen geschaffen wurde, der weitere restriktive Maßnahmen gegen Personen und Einrichtungen 
ermöglicht, die für die Bedrohung des Friedens, der Sicherheit oder der Stabilität in Mali oder für die Behinderung 
oder Untergrabung des erfolgreichen Abschlusses des politischen Übergangs in Mali verantwortlich sind.

(3) Der Rat hat die in Anhang Ia der Verordnung (EU) 2017/1770 enthaltene Liste der natürlichen und juristischen 
Personen, Einrichtungen und Organisationen, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, überprüft. Auf der 
Grundlage dieser Überprüfung sollten die Gründe und die Angaben zur Identität der fünf Personen, die in der Liste 
in Anhang Ia der Verordnung (EU) 2017/1770 aufgeführt sind, geändert werden.

(4) Anhang Ia der Verordnung (EU) 2017/1770 sollte daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang Ia der Verordnung (EU) 2017/1770 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

(1) ABl. L 251 vom 29.9.2017, S. 1.
(2) Verordnung (EU) 2021/2201 des Rates vom 13. Dezember 2021 zur Änderung der Verordnung (EU) 2017/1770 über restriktive 

Maßnahmen angesichts der Lage in Mali (ABl. L 446 vom 14.12.2021, S. 1).
(3) Beschluss (GASP) 2021/2208 des Rates vom 13. Dezember 2021 zur Änderung des Beschlusses (GASP) 2017/1775 über restriktive 

Maßnahmen angesichts der Lage in Mali (ABl. L 446 vom 14.12.2021, S. 44).
(4) Beschluss (GASP) 2017/1775 des Rates vom 28. September 2017 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Mali (ABl. L 251 

vom 29.9.2017, S. 23).
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 12. Dezember 2022.

Im Namen des Rates
Der Präsident

J. BORRELL FONTELLES
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ANHANG 

Anhang Ia der Verordnung (EU) 2017/1770 erhält folgende Fassung:

„ANHANG Ia

Liste der natürlichen und juristischen Personen, Einrichtungen und Organisationen nach Artikel 2b

Name Angaben zur Identität Gründe
Datum der 

Aufnahme in die 
Liste

1. DIAW, Malick Geburtsort: Ségou

Geburtsdatum: 2.12.1979

Staatsangehörigkeit: Malier

Reisepass-Nr.: B0722922, gültig bis 
13.8.2018

Geschlecht: männlich

Funktion: Präsident des Nationalen 
Übergangsrats (gesetzgebendes 
Organ für den politischen 
Übergangs in Mali), Oberst

Malick Diaw ist ein wichtiges Mitglied des inneren Kreises um Oberst Assimi Goïta. Als Stabschef 
der dritten militärischen Region Kati war er neben Oberstmajor Ismaël Wagué, Oberst Assimi Goïta 
sowie Oberst Sadio Camara und Oberst Modibo Koné einer der Anstifter und Anführer des Putsches 
vom 18. August 2020.

Malick Diaw ist daher für Handlungen oder Politiken verantwortlich, die den Frieden, die Sicherheit 
und die Stabilität Malis bedrohen.

Malick Diaw ist seit Dezember 2020 Präsident des Nationalen Übergangsrats (Conseil national de  
transition/CNT) und somit auch ein wichtiger Akteur im Rahmen des politischen Übergangs in Mali.

Der Übergangsrat hat die in der Übergangscharta vom 1. Oktober 2020 (im Folgenden 
‚Übergangscharta‘) verankerte ‚Missionen‘, die innerhalb von 18 Monaten abgeschlossen werden 
sollten, nicht rechtzeitig erfüllt, was sich an der Verzögerung der Annahme des Entwurfs des 
Wahlgesetzes erkennen lässt. Diese Verzögerung trug zur Verzögerung der Durchführung der 
Wahlen und somit zur Verzögerung des erfolgreichen Abschlusses des politischen Übergangs in 
Mali bei. Außerdem ermöglicht das neue Wahlgesetz, das schließlich am 17. Juni 2022 vom 
Übergangsrat angenommen und am 24. Juni 2022 im Amtsblatt der Republik Mali veröffentlicht 
wurde, die Kandidatur des Übergangspräsidenten und des Übergangsvizepräsidenten sowie der 
Mitglieder der Übergangsregierung bei den Präsidentschafts- und Parlamentswahlen, was im 
Widerspruch zur Übergangscharta steht.

Die Wirtschaftsgemeinschaft der westafrikanischen Staaten (im Folgenden ‚ECOWAS‘) hat wegen 
der Verzögerung bei der Durchführung der Wahlen und dem Abschluss des politischen Übergangs 
in Mali im November 2021 gezielte Sanktionen gegen die Übergangsregierung (einschließlich 
Malick Diaw) verhängt. Am 3. Juli 2022 beschloss die ECOWAS, diese individuellen Sanktionen 
aufrechtzuerhalten.

Malick Diaw behindert und untergräbt somit den erfolgreichen Abschluss des politischen 
Übergangs in Mali.
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Name Angaben zur Identität Gründe
Datum der 

Aufnahme in die 
Liste

2. WAGUÉ, Ismaël Geburtsort: Bamako

Geburtsdatum: 2.3.1975

Staatsangehörigkeit: Malier

Reisepass-Nr.: Diplomatenpass 
AA0193660, gültig bis 15.2.2023

Geschlecht: männlich

Funktion: Minister für Aussöhnung, 
Oberstmajor

Oberstmajor Ismaël Wagué ist ein wichtiges Mitglied des inneren Kreises um Oberst Assimi Goïta 
und war neben Oberst Goïta, Oberst Sadio Camara, Oberst Modibo Koné und Oberst Malick Diaw 
einer der Hauptakteure des Putsches vom 18. August 2020.

Am 19. August 2020 teilte er mit, dass die Streitkräfte die Macht übernommen haben; daraufhin 
wurde er Sprecher des Nationalen Komitees für die Rettung des Volkes (Comité national pour le salut 
du people, CNSP).

Ismaël Wagué ist daher für Handlungen verantwortlich, die den Frieden, die Sicherheit und die 
Stabilität Malis bedrohen.

Als Minister für Aussöhnung der Übergangsregierung seit Oktober 2020 ist Ismaël Wagué für die 
Umsetzung des Abkommens für Frieden und Aussöhnung in Mali zuständig. Mit seiner im 
Oktober 2021 abgegebenen Erklärung und seinen ständigen Meinungsverschiedenheiten mit den 
Mitgliedern des dauerhaften strategischen Rahmens (Cadre Stratégique Permanent, CSP) trug er zur 
Blockierung des Begleitausschusses des Abkommens für Frieden und Aussöhnung in Mali (Comité de 
suivi de l’accord, CSA) bei, was dazu führte, dass die CSA-Tagungen von Oktober 2021 bis September 
2022 ausgesetzt wurden. Hierdurch wurde die Umsetzung des Abkommens, eine der ‚Missionen‘ 
des politischen Übergangs in Mali gemäß Artikel 2 der Übergangscharta, behindert.

Die ECOWAS hat wegen der Verzögerung bei der Durchführung der Wahlen und dem Abschluss des 
politischen Übergangs in Mali im November 2021 gezielte Sanktionen gegen die 
Übergangsregierung (einschließlich Ismaël Wagué) verhängt. Am 3. Juli 2022 beschloss die 
ECOWAS, diese individuellen Sanktionen aufrechtzuerhalten.

Ismaël Wagué ist daher für Handlungen verantwortlich, die den Frieden, die Sicherheit und die 
Stabilität Malis bedrohen und den erfolgreichen Abschluss des politischen Übergangs in Mali 
behindern und untergraben.
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Name Angaben zur Identität Gründe
Datum der 

Aufnahme in die 
Liste

3. MAÏGA, Choguel Geburtsort: Tabango, Gao, Mali

Geburtsdatum: 31.12.1958

Staatsangehörigkeit: Malier

Reisepass-Nr.: von Mali ausgestellter 
Diplomatenpass Nr. DA0004473, 
Schengen-Visum erteilt

Geschlecht: männlich

Funktion: Premierminister

Choguel Maïga leitet seit Juni 2021 als Premierminister die Übergangsregierung Malis, die nach dem 
Staatsstreich vom 24. Mai 2021 eingesetzt wurde.

Im Widerspruch zum Zeitplan für Reformen und Wahlen, der zuvor mit der ECOWAS im Einklang 
mit der Übergangscharta vereinbart worden war, kündigte er im Juni 2021 die Organisation der 
Nationalen Versammlungen für die Neugründung (Assises nationales de la refondation, ANR) als 
Prozess vor der Reform und Voraussetzung für die Durchführung der für den 27. Februar 2022
angesetzten Wahlen an.

Wie von Choguel Maïga selbst angekündigt, wurden die ANR anschließend mehrmals verschoben 
und die Wahlen verzögert. Die ANR, die schließlich im Dezember 2021 stattfanden, wurden von 
mehreren Interessenträgern boykottiert. Auf der Grundlage der abschließenden Empfehlungen der 
ANR legte die Übergangsregierung einen neuen Zeitplan für die Durchführung der 
Präsidentschaftswahlen im Dezember 2025 vor, wonach die Übergangsregierung mehr als fünf 
Jahre an der Macht bleiben kann. Im Juni 2022 legte die Übergangsregierung der ECOWAS einen 
überarbeiteten Zeitplan vor, dem zufolge die Präsidentschaftswahlen im März 2024, d. h. mehr als 
zwei Jahre nach der in der Übergangscharta festgelegten Frist, vorgesehen sind.

Die ECOWAS hat wegen der Verzögerung bei der Durchführung der Wahlen und dem Abschluss des 
politischen Übergangs in Mali im November 2021 gezielte Sanktionen gegen die 
Übergangsregierung (einschließlich Choguel Maïga) verhängt. Die ECOWAS hob hervor, dass die 
Übergangsregierung die Notwendigkeit der Durchführung von Reformen als Vorwand genutzt hat, 
um die Verlängerung des Zeitraums für den politischen Übergang in Mali zu rechtfertigen und sich 
ohne demokratische Wahlen an der Macht zu halten. Am 3. Juli 2022 beschloss die ECOWAS, diese 
individuellen Sanktionen aufrechtzuerhalten.

In seinem Amt als Premierminister ist Choguel Maïga unmittelbar verantwortlich für die 
Verschiebung der in der Übergangscharta vorgesehenen Wahlen und behindert und untergräbt 
somit den erfolgreichen Abschluss des politischen Übergangs in Mali, insbesondere durch 
Behinderung und Untergrabung der Durchführung von Wahlen und der Machtübergabe an 
gewählte Organe.
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Name Angaben zur Identität Gründe
Datum der 

Aufnahme in die 
Liste

4. MAÏGA, Ibrahim 
Ikassa

Geburtsort: Tondibi, Region Gao, 
Mali

Geburtsdatum: 5.2.1971

Staatsangehörigkeit: Malier

Reisepass-Nr.: Von Mali 
ausgestellter Diplomatenpass

Geschlecht: männlich

Funktion: Minister für die 
Neugestaltung

Ibrahim Ikassa Maïga ist Mitglied des Strategieausschusses des M5-RFP (Mouvement du 5 juin- 
Rassemblement des forces patriotiques, Bewegung des 5. Junis-Verband der patriotischen Kräfte), der eine 
Schlüsselrolle beim Sturz von Präsident Keita spielte.

Ibrahim Ikassa Maïga war seit Juni 2021 Minister für die Neugestaltung und in dieser Funktion mit 
der Planung der von Premierminister Choguel Maïga angekündigten Nationalen Versammlungen für 
die Neugründung (Assises nationales de la refondation, ANR) betraut.

Im Widerspruch zum Zeitplan für Reformen und Wahlen, der zuvor mit der ECOWAS im Einklang 
mit der Übergangscharta vereinbart worden war, wurden die ANR von der Übergangsregierung als 
Prozess vor der Reform und Voraussetzung für die Durchführung der für den 27. Februar 2022
angesetzten Wahlen angekündigt.

Wie von Choguel Maïga angekündigt, wurden die ANR anschließend mehrmals verschoben und die 
Wahlen verzögert. Die ANR, die schließlich im Dezember 2021 stattfanden, wurden von mehreren 
Interessenträgern boykottiert. Auf der Grundlage der abschließenden Empfehlungen der ANR legte 
die Übergangsregierung einen neuen Zeitplan für die Durchführung der Präsidentschaftswahlen im 
Dezember 2025 vor, wonach die Übergangsregierung mehr als fünf Jahre an der Macht bleiben 
kann. Im Juni 2022 legte die Übergangsregierung der ECOWAS einen überarbeiteten Zeitplan vor, 
dem zufolge die Präsidentschaftswahlen im März 2024, d. h. mehr als zwei Jahre nach der in der 
Übergangscharta festgelegten Frist, vorgesehen sind.

Die ECOWAS hat wegen der Verzögerung bei der Durchführung der Wahlen und dem Abschluss des 
politischen Übergangs in Mali im November 2021 gezielte Sanktionen gegen die 
Übergangsregierung (einschließlich Ibrahim Ikassa Maïga) verhängt. Die ECOWAS hob hervor, dass 
die Übergangsregierung die Notwendigkeit der Durchführung von Reformen als Vorwand genutzt 
hat, um die Verlängerung des Zeitraums für den politischen Übergang in Mali zu rechtfertigen und 
sich ohne demokratische Wahlen an der Macht zu halten. Am 3. Juli 2022 beschloss die ECOWAS, 
diese individuellen Sanktionen aufrechtzuerhalten.

In seinem Amt als Minister für die Neugestaltung behindert und untergräbt Ibrahim Ikassa Maïga 
den erfolgreichen Abschluss des politischen Übergangs in Mali, insbesondere durch Behinderung 
und Untergrabung der Durchführung von Wahlen und der Machtübergabe an gewählte Organe.
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Name Angaben zur Identität Gründe
Datum der 

Aufnahme in die 
Liste

5. DIARRA, Adama 
Ben

alias: Ben Le Cerveau 
(‚das Gehirn‘)

Geburtsort: Kati, Mali

Staatsangehörigkeit: Malier

Reisepass-Nr.: von Mali ausgestellter 
Diplomatenpass, Schengen-Visum 
erteilt

Geschlecht: männlich

Funktion: Mitglied des Nationalen 
Übergangsrats (gesetzgebendes 
Organ für den politischen Übergang 
in Mali)

Adama Ben Diarra, auch bekannt als ‚Camarade Ben Le Cerveau‘ (‚Genosse Ben das Gehirn‘), ist eine 
der jungen Führungsfiguren des Strategieausschusses der M5-RFP (Mouvement du 5 juin- 
Rassemblement des forces patriotiques, Bewegung des 5. Junis-Verband der patriotischen Kräfte), der eine 
Schlüsselrolle beim Sturz von Präsident Keita spielte. Adama Ben Diarra ist auch Anführer von 
Yéréwolo, der Organisation, die die Übergangsregierung am stärksten unterstützt, und seit dem 
3. Dezember 2021 Mitglied des Nationalen Übergangsrats.

Der Übergangsrat hat die in der Übergangscharta verankerte ‚Missionen‘, die innerhalb von 
18 Monaten abgeschlossen werden sollten, nicht rechtzeitig erfüllt, was sich an der Verzögerung der 
Annahme des Entwurfs des Wahlgesetzes erkennen lässt. Diese Verzögerung trug zur Verzögerung 
der Durchführung der Wahlen und somit zur Verzögerung des erfolgreichen Abschlusses des 
politischen Übergangs in Mali bei. Außerdem ermöglicht das neue Wahlgesetz, das schließlich am 
17. Juni 2022 vom Übergangsrat angenommen und am 24. Juni 2022 im Amtsblatt der Republik 
Mali veröffentlicht wurde, die Kandidatur des Übergangspräsidenten und des 
Übergangsvizepräsidenten sowie der Mitglieder der Übergangsregierung bei den Präsidentschafts- 
und Parlamentswahlen, was im Widerspruch zur Übergangscharta steht.

Adama Ben Diarra hat auf politischen Kundgebungen und in den sozialen Medien aktiv eine 
Verlängerung des Zeitraums für den politischen Übergang in Mali befürwortet und unterstützt und 
erklärt, dass die von der Übergangsregierung nach den Nationalen Versammlungen für die 
Neugründung (Assises nationales de la refondation, ANR) beschlossene Verlängerung des 
Übergangszeitraums um fünf Jahre einem tiefen Bedürfnis des malischen Volkes entspreche.

Im Widerspruch zum Zeitplan für Reformen und Wahlen, der zuvor mit der ECOWAS im Einklang 
mit der Übergangscharta vereinbart worden war, wurden die ANR von der Übergangsregierung als 
Prozess vor der Reform und Voraussetzung für die Durchführung der für den 27. Februar 2022
angesetzten Wahlen angekündigt.
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Name Angaben zur Identität Gründe
Datum der 

Aufnahme in die 
Liste

Wie von Choguel Maïga angekündigt, wurden die ANR anschließend mehrmals verschoben und die 
Wahlen verzögert. Die ANR, die schließlich im Dezember 2021 stattfanden, wurden von mehreren 
Interessenträgern boykottiert. Auf der Grundlage der abschließenden Empfehlungen der ANR legte 
die Übergangsregierung einen neuen Zeitplan für die Durchführung der Präsidentschaftswahlen im 
Dezember 2025 vor, wonach die Übergangsregierung mehr als fünf Jahre an der Macht bleiben 
kann. Im Juni 2022 legte die Übergangsregierung der ECOWAS einen überarbeiteten Zeitplan vor, 
dem zufolge die Präsidentschaftswahlen im März 2024, d. h. mehr als zwei Jahre nach der in der 
Übergangscharta festgelegten Frist, vorgesehen sind.

Die ECOWAS hat wegen der Verzögerung bei der Durchführung der Wahlen und dem Abschluss des 
politischen Übergangs in Mali im November 2021 gezielte Sanktionen gegen die 
Übergangsregierung (einschließlich Adama Ben Diarra) verhängt. Die ECOWAS hob hervor, dass die 
Übergangsregierung die Notwendigkeit der Durchführung von Reformen als Vorwand genutzt hat, 
um die Verlängerung des Zeitraums für den politischen Übergang in Mali zu rechtfertigen und sich 
ohne demokratische Wahlen an der Macht zu halten. Am 3. Juli 2022 beschloss die ECOWAS, diese 
individuellen Sanktionen aufrechtzuerhalten.

Adama Ben Diarra behindert und untergräbt somit den erfolgreichen Abschluss des politischen 
Übergangs in Mali, insbesondere durch Behinderung und Untergrabung der Durchführung von 
Wahlen und der Machtübergabe an gewählte Organe.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2022/2437 DER KOMMISSION 

vom 9. Dezember 2022

zur Änderung des Anhangs I der Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 mit besonderen 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 zu Tierseuchen 
und zur Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit („Tiergesundheitsrecht“) (1), 
insbesondere auf Artikel 71 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Afrikanische Schweinepest ist eine ansteckende Viruserkrankung, die gehaltene Schweine und Wildschweine 
befällt und schwerwiegende Auswirkungen auf die betroffene Tierpopulation sowie die Rentabilität der 
Landwirtschaft haben kann, was zu Störungen von Verbringungen von Sendungen dieser Tiere und ihrer 
Erzeugnisse innerhalb der Union sowie von Ausfuhren in Drittländer führen kann.

(2) Die Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 der Kommission (2) wurde im Rahmen der Verordnung (EU) 
2016/429 erlassen und enthält besondere Seuchenbekämpfungsmaßnahmen in Bezug auf die Afrikanische 
Schweinepest, die von den in ihrem Anhang I aufgeführten Mitgliedstaaten (im Folgenden „betroffene 
Mitgliedstaaten“) in den in demselben Anhang aufgeführten Sperrzonen I, II und III für einen begrenzten Zeitraum 
anzuwenden sind.

(3) Die in Anhang I der Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 als Sperrzonen I, II und III aufgeführten Gebiete 
beruhen auf der Seuchenlage in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in der Union. Nachdem sich die 
Seuchenlage in Lettland und der Slowakei geändert hatte, wurde Anhang I der Durchführungsverordnung 
(EU) 2021/605 zuletzt durch die Durchführungsverordnung (EU) 2022/2348 der Kommission (3) geändert. Seit der 
Annahme der genannten Durchführungsverordnung hat sich die Seuchenlage in Bezug auf diese Seuche in 
bestimmten betroffenen Mitgliedstaaten geändert.

(4) Jegliche Änderungen der Sperrzonen I, II und III in Anhang I der Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 sollten 
sich auf die Seuchenlage in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in den von dieser Seuche betroffenen Gebieten 
und die allgemeine Seuchenlage in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in dem betroffenen Mitgliedstaat, auf 
das Risikoniveau hinsichtlich der weiteren Ausbreitung dieser Seuche sowie auf wissenschaftlich fundierte 
Grundsätze und Kriterien für die geografische Abgrenzung von Zonen aufgrund der Afrikanischen Schweinepest 
und die Leitlinien der Union stützen, die mit den Mitgliedstaaten im Rahmen des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel vereinbart wurden und auf der Website der Kommission (4) öffentlich 
zugänglich sind. Diese Änderungen sollten auch internationalen Standards wie dem Gesundheitskodex für 
Landtiere (5) der Weltorganisation für Tiergesundheit (WOAH) und den von den zuständigen Behörden der 
betroffenen Mitgliedstaaten vorgelegten Begründungen für die Abgrenzung der Zonen Rechnung tragen.

(5) Seit dem Erlass der Durchführungsverordnung (EU) 2022/2348 ist es zu einem neuen Ausbruch der Afrikanischen 
Schweinepest bei einem Wildschwein in der Tschechischen Republik gekommen.

(1) ABl. L 84 vom 31.3.2016, S. 1.
(2) Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 der Kommission vom 7. April 2021 mit besonderen Maßnahmen zur Bekämpfung der 

Afrikanischen Schweinepest (ABl. L 129 vom 15.4.2021, S. 1).
(3) Durchführungsverordnung (EU) 2022/2348 der Kommission vom 1. Dezember 2022 zur Änderung des Anhangs I der 

Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 mit besonderen Maßnahmen zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest (ABl. L 311 
vom 2.12.2022, S. 97).

(4) Arbeitsunterlage SANTE/7112/2015/Rev. 3 „Grundsätze und Kriterien für die geografische Definition der ASP-Regionalisierung”. 
https://ec.europa.eu/food/animals/animal-diseases/control-measures/asf_en.

(5) OIE-Gesundheitskodex für Landtiere, 29. Ausgabe, 2021. Bände I und II, ISBN 978-92-95115-40-8; https://www.woah.org/en/what- 
we-do/standards/codes-and-manuals/terrestrial-code-online-access/.
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(6) Im Dezember 2022 wurde ein Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest bei einem Wildschwein in der 
tschechischen Region Liberec in einem Gebiet festgestellt, das derzeit nicht in Anhang I der Durchführungs­
verordnung (EU) 2021/605 aufgeführt ist. Dementsprechend sollte dieses in dem genannten Anhang derzeit nicht 
aufgeführte Gebiet in dem genannten Anhang nun als Sperrzone II aufgeführt werden und das an das Gebiet, in 
dem der Ausbruch bei einem Wildschwein festgestellt wurde, grenzende Gebiet, in dem kein Ausbruch der 
Afrikanischen Schweinepest bei gehaltenen Schweinen oder Wildschweinen amtlich bestätigt wurde, sollte nun als 
Sperrzone I aufgeführt werden, um diesem jüngsten Ausbruch Rechnung zu tragen.

(7) Nach diesem jüngsten Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest bei einem Wildschwein in der Region Liberec in 
der Tschechischen Republik und unter Berücksichtigung der derzeitigen Seuchenlage in Bezug auf die Afrikanische 
Schweinepest in der Union wurde die Abgrenzung der Zonen in diesem Mitgliedstaat gemäß den Artikeln 5, 6 
und 7 der Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 neu bewertet und aktualisiert. Darüber hinaus wurden auch 
die bestehenden Risikomanagementmaßnahmen neu bewertet und aktualisiert. Diese Änderungen sollten sich in 
Anhang I der Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 widerspiegeln.

(8) Um den jüngsten Entwicklungen der Seuchenlage in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in der Union 
Rechnung zu tragen und die mit der Ausbreitung dieser Seuche verbundenen Risiken proaktiv anzugehen, sollten in 
der Tschechischen Republik neue, ausreichend große Sperrzonen abgegrenzt und als Sperrzonen I und II in Anhang I 
der Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 aufgenommen werden. Da sich die Lage in Bezug auf die 
Afrikanische Schweinepest in der Union laufend ändert, wurde bei der Abgrenzung dieser neuen Sperrzonen der 
Seuchenlage in den umliegenden Gebieten Rechnung getragen.

(9) Angesichts der Dringlichkeit der Seuchenlage in der Union in Bezug auf die Ausbreitung der Afrikanischen 
Schweinepest ist es wichtig, dass die mit der vorliegenden Durchführungsverordnung an Anhang I der 
Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 vorzunehmenden Änderungen so bald wie möglich wirksam werden.

(10) Die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen 
Ausschusses für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang I der Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 erhält die Fassung des Anhangs der vorliegenden Verordnung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 9. Dezember 2022

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG 

Anhang I der Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 erhält folgende Fassung:

„ANHANG I

SPERRZONEN

TEIL I

1. Deutschland

Die folgenden Sperrzonen I in Deutschland:

Bundesland Brandenburg:

— Landkreis Dahme-Spreewald:

— Gemeinde Alt Zauche-Wußwerk,

— Gemeinde Byhleguhre-Byhlen,

— Gemeinde Märkische Heide, mit den Gemarkungen Alt Schadow, Neu Schadow, Pretschen, Plattkow, 
Wittmannsdorf, Schuhlen-Wiese, Bückchen, Kuschkow, Gröditsch, Groß Leuthen, Leibchel, Glietz, Groß Leine, 
Dollgen, Krugau, Dürrenhofe, Biebersdorf und Klein Leine,

— Gemeinde Neu Zauche,

— Gemeinde Schwielochsee mit den Gemarkungen Groß Liebitz, Guhlen, Mochow und Siegadel,

— Gemeinde Spreewaldheide,

— Gemeinde Straupitz,

— Landkreis Märkisch-Oderland:

— Gemeinde Müncheberg mit den Gemarkungen Müncheberg, Eggersdorf bei Müncheberg und Hoppegarten bei 
Müncheberg,

— Gemeinde Bliesdorf mit den Gemarkungen Kunersdorf - westlich der B167 und Bliesdorf - westlich der B167

— Gemeinde Märkische Höhe mit den Gemarkungen Reichenberg und Batzlow,

— Gemeinde Wriezen mit den Gemarkungen Haselberg, Frankenfelde, Schulzendorf, Lüdersdorf Biesdorf, 
Rathsdorf - westlich der B 167 und Wriezen - westlich der B167

— Gemeinde Buckow (Märkische Schweiz),

— Gemeinde Strausberg mit den Gemarkungen Hohenstein und Ruhlsdorf,

— Gemeine Garzau-Garzin,

— Gemeinde Waldsieversdorf,

— Gemeinde Rehfelde mit der Gemarkung Werder,

— Gemeinde Reichenow-Mögelin,

— Gemeinde Prötzel mit den Gemarkungen Harnekop, Sternebeck und Prötzel östlich der B 168 und der L35,

— Gemeinde Oberbarnim,

— Gemeinde Bad Freienwalde mit der Gemarkung Sonnenburg,

— Gemeinde Falkenberg mit den Gemarkungen Dannenberg, Falkenberg westlich der L 35, Gersdorf und Kruge,

— Gemeinde Höhenland mit den Gemarkungen Steinbeck, Wollenberg und Wölsickendorf,
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— Landkreis Barnim:

— Gemeinde Joachimsthal östlich der L220 (Eberswalder Straße), östlich der L23 (Töpferstraße und Templiner 
Straße), östlich der L239 (Glambecker Straße) und Schorfheide (JO) östlich der L238,

— Gemeinde Friedrichswalde mit der Gemarkung Glambeck östlich der L 239,

— Gemeinde Althüttendorf,

— Gemeinde Ziethen mit den Gemarkungen Groß Ziethen und Klein Ziethen westlich der B198,

— Gemeinde Chorin mit den Gemarkungen Golzow, Senftenhütte, Buchholz, Schorfheide (Ch), Chorin westlich 
der L200 und Sandkrug nördlich der L200,

— Gemeinde Britz,

— Gemeinde Schorfheide mit den Gemarkungen Altenhof, Werbellin, Lichterfelde und Finowfurt,

— Gemeinde (Stadt) Eberswalde mit der Gemarkungen Finow und Spechthausen und der Gemarkung Eberswalde 
südlich der B167 und westlich der L200,

— Gemeinde Breydin,

— Gemeinde Melchow,

— Gemeinde Sydower Fließ mit der Gemarkung Grüntal nördlich der K6006 (Landstraße nach Tuchen), östlich 
der Schönholzer Straße und östlich Am Postweg,

— Hohenfinow südlich der B167,

— Landkreis Uckermark:

— Gemeinde Passow mit den Gemarkungen Briest, Passow und Schönow,

— Gemeinde Mark Landin mit den Gemarkungen Landin nördlich der B2, Grünow und Schönermark,

— Gemeinde Angermünde mit den Gemarkungen Frauenhagen, Mürow, Angermünde nördlich und nordwestlich 
der B2, Dobberzin nördlich der B2, Kerkow, Welsow, Bruchhagen, Greiffenberg, Günterberg, Biesenbrow, 
Görlsdorf, Wolletz und Altkünkendorf,

— Gemeinde Zichow,

— Gemeinde Casekow mit den Gemarkungen Blumberg, Wartin, Luckow-Petershagen und den Gemarkungen 
Biesendahlshof und Casekow westlich der L272 und nördlich der L27,

— Gemeinde Hohenselchow-Groß Pinnow mit der Gemarkung Hohenselchow nördlich der L27,

— Gemeinde Tantow,

— Gemeinde Mescherin mit der Gemarkung Radekow, der Gemarkung Rosow südlich der K 7311 und der 
Gemarkung Neurochlitz westlich der B2,

— Gemeinde Gartz (Oder) mit der Gemarkung Geesow westlich der B2 sowie den Gemarkungen Gartz und 
Hohenreinkendorf nördlich der L27 und der B2 bis zur Kastanienallee, dort links abbiegend dem Schülerweg 
folgend bis Höhe Bahnhof, von hier in östlicher Richtung den Salveybach kreuzend bis zum Tantower Weg, 
diesen in nördlicher Richtung bis zu Stettiner Straße, diese weiter folgend bis zur B2, dieser in nördlicher 
Richtung folgend,

— Gemeinde Pinnow nördlich und westlich der B2,

— Landkreis Oder-Spree:

— Gemeinde Storkow (Mark),

— Gemeinde Spreenhagen mit den Gemarkungen Braunsdorf, Markgrafpieske, Lebbin und Spreenhagen,

— Gemeinde Grünheide (Mark) mit den Gemarkungen Kagel, Kienbaum und Hangelsberg,

— Gemeinde Fürstenwalde westlich der B 168 und nördlich der L 36,
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— Gemeinde Rauen,

— Gemeinde Wendisch Rietz bis zur östlichen Uferzone des Scharmützelsees und von der südlichen Spitze des 
Scharmützelsees südlich der B246,

— Gemeinde Reichenwalde,

— Gemeinde Bad Saarow mit der Gemarkung Petersdorf und der Gemarkung Bad Saarow-Pieskow westlich der 
östlichen Uferzone des Scharmützelsees und ab nördlicher Spitze westlich der L35,

— Gemeinde Tauche mit der Gemarkung Werder,

— Gemeinde Steinhöfel mit den Gemarkungen Jänickendorf, Schönfelde, Beerfelde, Gölsdorf, Buchholz, 
Tempelberg und den Gemarkungen Steinhöfel, Hasenfelde und Heinersdorf westlich der L36 und der 
Gemarkung Neuendorf im Sande nördlich der L36,

— Landkreis Spree-Neiße:

— Gemeinde Turnow-Preilack mit der Gemarkung Turnow,

— Gemeinde Drachhausen,

— Gemeinde Schmogrow-Fehrow,

— Gemeinde Drehnow,

— Gemeinde Teichland mit den Gemarkungen Maust und Neuendorf,

— Gemeinde Guhrow,

— Gemeinde Werben,

— Gemeinde Dissen-Striesow,

— Gemeinde Briesen,

— Gemeinde Kolkwitz mit den Gemarkungen Klein Gaglow, Hähnchen, Kolkwitz, Glinzig und Krieschow nördl. 
der BAB 15, Gulben, Papitz, Babow, Eichow, Limberg und Milkersdorf,

— Gemeinde Burg (Spreewald)

— Kreisfreie Stadt Cottbus außer den Gemarkungen Kahren, Gallinchen, Groß Gaglow und der Gemarkung 
Kiekebusch südlich der BAB,

— Landkreis Oberspreewald-Lausitz:

— Gemeinde Lauchhammer,

— Gemeinde Schwarzheide,

— Gemeinde Schipkau,

— Gemeinde Senftenberg mit den Gemarkungen Brieske, Niemtsch, Senftenberg und Reppist,

— die Gemeinde Schwarzbach mit der Gemarkung Biehlen,

— Gemeinde Großräschen mit den Gemarkungen Wormlage, Saalhausen, Barzig, Freienhufen, Großräschen,

— Gemeinde Vetschau/Spreewald mit den Gemarkungen: Naundorf, Fleißdorf, Suschow, Stradow, Göritz, 
Koßwig, Vetschau, Repten, Tornitz, Missen und Orgosen,

— Gemeinde Calau mit den Gemarkungen: Kalkwitz, Mlode, Saßleben, Reuden, Bolschwitz, Säritz, Calau, 
Kemmen, Werchow und Gollmitz,

— Gemeinde Luckaitztal,

— Gemeinde Bronkow,

— Gemeinde Altdöbern mit der Gemarkung Altdöbern westlich der Bahnlinie,

— Gemeinde Tettau,

— Landkreis Elbe-Elster:

— Gemeinde Großthiemig,

— Gemeinde Hirschfeld,
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— Gemeinde Gröden,

— Gemeinde Schraden,

— Gemeinde Merzdorf,

— Gemeinde Röderland mit der Gemarkung Wainsdorf, Prösen, Stolzenhain a.d. Röder,

— Gemeinde Plessa mit der Gemarkung Plessa,

— Landkreis Prignitz:

— Gemeinde Groß Pankow mit den Gemarkungen Baek, Tangendorf, Tacken, Hohenvier, Strigleben, Steinberg 
und Gulow,

— Gemeinde Perleberg mit der Gemarkung Schönfeld,

— Gemeinde Karstädt mit den Gemarkungen Postlin, Strehlen, Blüthen, Klockow, Premslin, Glövzin, Waterloo, 
Karstädt, Dargardt, Garlin und die Gemarkungen Groß Warnow, Klein Warnow, Reckenzin, Streesow und 
Dallmin westlich der Bahnstrecke Berlin/Spandau-Hamburg/Altona,

— Gemeinde Gülitz-Reetz,

— Gemeinde Putlitz mit den Gemarkungen Lockstädt, Mansfeld und Laaske,

— Gemeinde Triglitz,

— Gemeinde Marienfließ mit der Gemarkung Frehne,

— Gemeinde Kümmernitztal mit der Gemarkungen Buckow, Preddöhl und Grabow,

— Gemeinde Gerdshagen mit der Gemarkung Gerdshagen,

— Gemeinde Meyenburg,

— Gemeinde Pritzwalk mit der Gemarkung Steffenshagen,

Bundesland Sachsen:

— Stadt Dresden:

— Stadtgebiet, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Landkreis Meißen:

— Gemeinde Diera-Zehren, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Glaubitz, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Hirschstein,

— Gemeinde Käbschütztal,

— Gemeinde Klipphausen, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Niederau, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Nünchritz, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Röderaue, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Stadt Gröditz, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Stadt Lommatzsch,

— Gemeinde Stadt Meißen, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Stadt Nossen,

— Gemeinde Stadt Riesa,

— Gemeinde Stadt Strehla,

— Gemeinde Stauchitz,

— Gemeinde Wülknitz, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Zeithain,

— Landkreis Mittelsachsen:

— Gemeinde Großweitzschen mit den Ortsteilen Döschütz, Gadewitz, Niederranschütz, Redemitz,
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— Gemeinde Ostrau mit den Ortsteilen Auerschütz, Beutig, Binnewitz, Clanzschwitz, Delmschütz, Döhlen, Jahna, 
Kattnitz, Kiebitz, Merschütz, Münchhof, Niederlützschera, Noschkowitz, Oberlützschera, Obersteina, Ostrau, 
Pulsitz, Rittmitz, Schlagwitz, Schmorren, Schrebitz, Sömnitz, Trebanitz, Zschochau,

— Gemeinde Reinsberg,

— Gemeinde Stadt Döbeln mit den Ortsteilen Beicha, Bormitz, Choren, Döbeln, Dreißig, Geleitshäuser, 
Gertitzsch, Gödelitz, Großsteinbach, Juchhöh, Kleinmockritz, Leschen, Lüttewitz, Maltitz, Markritz, Meila, 
Mochau, Nelkanitz, Oberranschütz, Petersberg, Präbschütz, Prüfern, Schallhausen, Schweimnitz, Simselwitz, 
Theeschütz, Zschackwitz, Zschäschütz,

— Gemeinde Stadt Großschirma mit den Ortsteilen Obergruna, Siebenlehn,

— Gemeinde Stadt Roßwein mit den Ortsteilen Gleisberg, Haßlau, Klinge, Naußlitz, Neuseifersdorf, Niederforst, 
Ossig, Roßwein, Seifersdorf, Wettersdorf, Wetterwitz,

— Gemeinde Striegistal mit den Ortsteilen Gersdorf, Kummersheim, Marbach,

— Gemeinde Zschaitz-Ottewig,

— Landkreis Nordsachsen:

— Gemeinde Arzberg mit den Ortsteilen Stehla, Tauschwitz,

— Gemeinde Cavertitz mit den Ortsteilen Außig, Cavertitz, Klingenhain, Schirmenitz, Treptitz,

— Gemeinde Liebschützberg mit den Ortsteilen Borna, Bornitz, Clanzschwitz, Ganzig, Kleinragewitz, Laas, 
Leckwitz, Liebschütz, Sahlassan, Schönnewitz, Terpitz östlich der Querung am Käferberg, Wadewitz, Zaußwitz,

— Gemeinde Naundorf mit den Ortsteilen Casabra, Gastewitz, Haage, Hof, Hohenwussen, Kreina, Nasenberg, 
Raitzen, Reppen, Salbitz, Stennschütz, Zeicha,

— Gemeinde Stadt Belgern-Schildau mit den Ortsteilen Ammelgoßwitz, Dröschkau, Liebersee östlich der B182, 
Oelzschau, Seydewitz, Staritz, Wohlau,

— Gemeinde Stadt Mügeln mit den Ortsteilen Mahris, Schweta südlich der K8908, Zschannewitz,

— Gemeinde Stadt Oschatz mit den Ortsteilen Lonnewitz östlich des Sandbaches und nördlich der B6, Oschatz 
östlich des Schmorkauer Wegs und nördlich der S28, Rechau, Schmorkau, Zöschau,

— Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge:

— Gemeinde Bannewitz,

— Gemeinde Dürrröhrsdorf-Dittersbach,

— Gemeinde Kreischa,

— Gemeinde Lohmen,

— Gemeinde Müglitztal,

— Gemeinde Stadt Dohna,

— Gemeinde Stadt Freital,

— Gemeinde Stadt Heidenau,

— Gemeinde Stadt Hohnstein,

— Gemeinde Stadt Neustadt i. Sa.,

— Gemeinde Stadt Pirna,

— Gemeinde Stadt Rabenau mit den Ortsteilen Lübau, Obernaundorf, Oelsa, Rabenau und Spechtritz,

— Gemeinde Stadt Stolpen,

— Gemeinde Stadt Tharandt mit den Ortsteilen Fördergersdorf, Großopitz, Kurort Hartha, Pohrsdorf und 
Spechtshausen,

— Gemeinde Stadt Wilsdruff, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,
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Bundesland Mecklenburg-Vorpommern:

— Landkreis Vorpommern Greifswald

— Gemeinde Penkun,

— Gemeinde Nadrensee,

— Gemeinde Krackow,

— Gemeinde Glasow,

— Gemeinde Grambow,

— Landkreis Ludwigslust-Parchim:

— Gemeinde Barkhagen mit den Ortsteilen und Ortslagen: Altenlinden, Kolonie Lalchow, Plauerhagen, Zarchlin, 
Barkow-Ausbau, Barkow,

— Gemeinde Blievenstorf mit dem Ortsteil: Blievenstorf,

— Gemeinde Brenz mit den Ortsteilen und Ortslagen: Neu Brenz, Alt Brenz,

— Gemeinde Domsühl mit den Ortsteilen und Ortslagen: Severin, Bergrade Hof, Bergrade Dorf, Zieslübbe, Alt 
Dammerow, Schlieven, Domsühl, Domsühl-Ausbau, Neu Schlieven,

— Gemeinde Gallin-Kuppentin mit den Ortsteilen und Ortslagen: Kuppentin, Kuppentin-Ausbau, Daschow, 
Zahren, Gallin, Penzlin,

— Gemeinde Ganzlin mit den Ortsteilen und Ortslagen: Dresenow, Dresenower Mühle, Twietfort, Ganzlin, 
Tönchow, Wendisch Priborn, Liebhof, Gnevsdorf,

— Gemeinde Granzin mit den Ortsteilen und Ortslagen: Lindenbeck, Greven, Beckendorf, Bahlenrade, Granzin,

— Gemeinde Grabow mit den Ortsteilen und Ortslagen: Fresenbrügge, Grabow, Griemoor, Heidehof, Kaltehof, 
Winkelmoor,

— Gemeinde Groß Laasch mit den Ortsteilen und Ortslagen: Groß Laasch,

— Gemeinde Kremmin mit den Ortsteilen und Ortslagen: Beckentin, Kremmin,

— Gemeinde Kritzow mit den Ortsteilen und Ortslagen: Schlemmin, Kritzow,

— Gemeinde Lewitzrand mit dem Ortsteil und Ortslage: Matzlow-Garwitz (teilweise),

— Gemeinde Lübz mit den Ortsteilen und Ortslagen: Bobzin, Broock, Broock Ausbau, Hof Gischow, Lübz, 
Lutheran, Lutheran Ausbau, Riederfelde, Ruthen, Wessentin, Wessentin Ausbau,

— Gemeinde Neustadt-Glewe mit den Ortsteilen und Ortslagen: Hohes Feld, Kiez, Klein Laasch, Liebs Siedlung, 
Neustadt-Glewe, Tuckhude, Wabel,

— Gemeinde Obere Warnow mit den Ortsteilen und Ortslagen: Grebbin und Wozinkel, Gemarkung Kossebade 
teilweise, Gemarkung Herzberg mit dem Waldgebiet Bahlenholz bis an die östliche Gemeindegrenze, 
Gemarkung Woeten unmittelbar östlich und westlich der L16,

— Gemeinde Parchim mit den Ortsteilen und Ortslagen: Dargelütz, Neuhof, Kiekindemark, Neu Klockow, 
Möderitz, Malchow, Damm, Parchim, Voigtsdorf, Neu Matzlow,

— Gemeinde Passow mit den Ortsteilen und Ortslagen: Unterbrüz, Brüz, Welzin, Neu Brüz, Weisin, 
Charlottenhof, Passow,

— Gemeinde Plau am See mit den Ortsteilen und Ortslagen: Reppentin, Gaarz, Silbermühle, Appelburg, Seelust, 
Plau-Am See, Plötzenhöhe, Klebe, Lalchow, Quetzin, Heidekrug,

— Gemeinde Rom mit den Ortsteilen und Ortslagen: Lancken, Stralendorf, Rom, Darze, Paarsch,

— Gemeinde Spornitz mit den Ortsteilen und Ortslagen: Dütschow, Primark, Steinbeck, Spornitz,

— Gemeinde Werder mit den Ortsteilen und Ortslagen: Neu Benthen, Benthen, Tannenhof, Werder.
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2. Estland

Die folgenden Sperrzonen I in Estland:

— Hiiu maakond.

3. Griechenland

Die folgenden Sperrzonen I in Griechenland:

— in the regional unit of Drama:

— the community departments of Sidironero and Skaloti and the municipal departments of Livadero and 
Ksiropotamo (in Drama municipality),

— the municipal department of Paranesti (in Paranesti municipality),

— the municipal departments of Kokkinogeia, Mikropoli, Panorama, Pyrgoi (in Prosotsani municipality),

— the municipal departments of Kato Nevrokopi, Chrysokefalo, Achladea, Vathytopos, Volakas, Granitis, 
Dasotos, Eksohi, Katafyto, Lefkogeia, Mikrokleisoura, Mikromilea, Ochyro, Pagoneri, Perithorio, Kato Vrontou 
and Potamoi (in Kato Nevrokopi municipality),

— in the regional unit of Xanthi:

— the municipal departments of Kimmerion, Stavroupoli, Gerakas, Dafnonas, Komnina, Kariofyto and Neochori 
(in Xanthi municipality),

— the community departments of Satres, Thermes, Kotyli, and the municipal departments of Myki, Echinos and 
Oraio and (in Myki municipality),

— the community department of Selero and the municipal department of Sounio (in Avdira municipality),

— in the regional unit of Rodopi:

— the municipal departments of Komotini, Anthochorio, Gratini, Thrylorio, Kalhas, Karydia, Kikidio, Kosmio, 
Pandrosos, Aigeiros, Kallisti, Meleti, Neo Sidirochori and Mega Doukato (in Komotini municipality),

— the municipal departments of Ipio, Arriana, Darmeni, Archontika, Fillyra, Ano Drosini, Aratos and the 
Community Departments Kehros and Organi (in Arriana municipality),

— the municipal departments of Iasmos, Sostis, Asomatoi, Polyanthos and Amvrosia and the community 
department of Amaxades (in Iasmos municipality),

— the municipal department of Amaranta (in Maroneia Sapon municipality),

— in the regional unit of Evros:

— the municipal departments of Kyriaki, Mandra, Mavrokklisi, Mikro Dereio, Protokklisi, Roussa, Goniko, Geriko, 
Sidirochori, Megalo Derio, Sidiro, Giannouli, Agriani and Petrolofos (in Soufli municipality),

— the municipal departments of Dikaia, Arzos, Elaia, Therapio, Komara, Marasia, Ormenio, Pentalofos, Petrota, 
Plati, Ptelea, Kyprinos, Zoni, Fulakio, Spilaio, Nea Vyssa, Kavili, Kastanies, Rizia, Sterna, Ampelakia, Valtos, 
Megali Doxipara, Neochori and Chandras (in Orestiada municipality),

— the municipal departments of Asvestades, Ellinochori, Karoti, Koufovouno, Kiani, Mani, Sitochori, Alepochori, 
Asproneri, Metaxades, Vrysika, Doksa, Elafoxori, Ladi, Paliouri and Poimeniko (in Didymoteixo municipality),

— in the regional unit of Serres:

— the municipal departments of Kerkini, Livadia, Makrynitsa, Neochori, Platanakia, Petritsi, Akritochori, 
Vyroneia, Gonimo, Mandraki, Megalochori, Rodopoli, Ano Poroia, Katw Poroia, Sidirokastro, Vamvakophyto, 
Promahonas, Kamaroto, Strymonochori, Charopo, Kastanousi and Chortero and the community departments 
of Achladochori, Agkistro and Kapnophyto (in Sintiki municipality),

— the municipal departments of Serres, Elaionas and Oinoussa and the community departments of Orini and 
Ano Vrontou (in Serres municipality),
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— the municipal departments of Dasochoriou, Irakleia, Valtero, Karperi, Koimisi, Lithotopos, Limnochori, 
Podismeno and Chrysochorafa (in Irakleia municipality).

4. Lettland

Die folgenden Sperrzonen I in Lettland:

— Dienvidkurzemes novada, Grobiņas pagasts, Nīcas pagasta daļa uz ziemeļiem no apdzīvotas vietas Bernāti, autoceļa 
V1232, A11, V1222, Bārtas upes, Otaņķu pagasts, Grobiņas pilsēta,

— Ropažu novada Stopiņu pagasta daļa, kas atrodas uz rietumiem no autoceļa V36, P4 un P5, Acones ielas, 
Dauguļupes ielas un Dauguļupītes.

5. Litauen

Die folgenden Sperrzonen I in Litauen:

— Kalvarijos savivaldybė,

— Klaipėdos rajono savivaldybė: Agluonėnų, Dovilų, Gargždų, Priekulės, Vėžaičių, Kretingalės ir Dauparų-Kvietinių 
seniūnijos,

— Marijampolės savivaldybė išskyrus Šumskų ir Sasnavos seniūnijos,

— Palangos miesto savivaldybė,

— Vilkaviškio rajono savivaldybė: Bartninkų, Gražiškių, Keturvalakių, Pajevonio, Virbalio, Vištyčio seniūnijos.

6. Ungarn

Die folgenden Sperrzonen I in Ungarn:

— Békés megye 950950, 950960, 950970, 951950, 952050, 952750, 952850, 952950, 953050, 953150, 
953650, 953660, 953750, 953850, 953960, 954250, 954260, 954350, 954450, 954550, 954650, 954750, 
954850, 954860, 954950, 955050, 955150, 955250, 955260, 955270, 955350, 955450, 955510, 955650, 
955750, 955760, 955850, 955950, 956050, 956060, 956150 és 956160 kódszámú vadgazdálkodási 
egységeinek teljes területe,

— Bács-Kiskun megye 600150, 600850, 601550, 601650, 601660, 601750, 601850, 601950, 602050, 603250, 
603750 és 603850 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe,

— Budapest 1 kódszámú, vadgazdálkodási tevékenységre nem alkalmas területe,

— Csongrád-Csanád megye 800150, 800160, 800250, 802220, 802260, 802310 és 802450 kódszámú 
vadgazdálkodási egységeinek teljes területe,

— Fejér megye 400150, 400250, 400351, 400352, 400450, 400550, 401150, 401250, 401350, 402050, 
402350, 402360, 402850, 402950, 403050, 403450, 403550, 403650, 403750, 403950, 403960, 403970, 
404650, 404750, 404850, 404950, 404960, 405050, 405750, 405850, 405950,

— 406050, 406150, 406550, 406650 és 406750 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe,

— Győr-Moson-Sopron megye 100550, 100650, 100950, 101050, 101350, 101450, 101550, 101560 és 102150 
kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe,

— Jász-Nagykun-Szolnok megye 750150, 750160, 750260, 750350, 750450, 750460, 754450, 754550, 754560, 
754570, 754650, 754750, 754950, 755050, 755150, 755250, 755350 és 755450 kódszámú vadgazdálkodási 
egységeinek teljes területe,

— Komárom-Esztergom megye 250150, 250250, 250450, 250460, 250550, 250650, 250750, 251050, 251150, 
251250, 251350, 251360, 251650, 251750, 251850, 252250, kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes 
területe,

— Pest megye 571550, 572150, 572250, 572350, 572550, 572650, 572750, 572850, 572950, 573150, 573250, 
573260, 573350, 573360, 573450, 573850, 573950, 573960, 574050, 574150, 574350, 574360, 574550, 
574650, 574750, 574850, 574860, 574950, 575050, 575150, 575250, 575350, 575550, 575650, 575750, 
575850, 575950, 576050, 576150, 576250, 576350, 576450, 576650, 576750, 576850, 576950, 577050, 
577150, 577350, 577450, 577650, 577850, 577950, 578050, 578150, 578250, 578350, 578360, 578450, 
578550, 578560, 578650, 578850, 578950, 579050, 579150, 579250, 579350, 579450, 579460, 579550, 
579650, 579750, 580250 és 580450 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe.
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7. Polen

Die folgenden Sperrzonen I in Polen:

w województwie kujawsko - pomorskim:

— powiat rypiński,

— powiat brodnicki,

— powiat grudziądzki,

— powiat miejski Grudziądz,

— powiat wąbrzeski,

w województwie warmińsko-mazurskim:

— gminy Wielbark i Rozogi w powiecie szczycieńskim,

w województwie podlaskim:

— gminy Wysokie Mazowieckie z miastem Wysokie Mazowieckie, Czyżew i część gminy Kulesze Kościelne położona 
na południe od linii wyznaczonej przez linię kolejową w powiecie wysokomazowieckim,

— gminy Miastkowo, Nowogród, Śniadowo i Zbójna w powiecie łomżyńskim,

— gminy Szumowo, Zambrów z miastem Zambrów i część gminy Kołaki Kościelne położona na południe od linii 
wyznaczonej przez linię kolejową w powiecie zambrowskim,

— gminy Grabowo, Kolno i miasto Kolno, Turośl w powiecie kolneńskim,

w województwie mazowieckim:

— powiat ostrołęcki,

— powiat miejski Ostrołęka,

— gminy Bielsk, Brudzeń Duży, Bulkowo, Drobin, Gąbin, Łąck, Nowy Duninów, Radzanowo, Słupno, Staroźreby i 
Stara Biała w powiecie płockim,

— powiat miejski Płock,

— powiat ciechanowski,

— gminy Baboszewo, Dzierzążnia, Joniec, Nowe Miasto, Płońsk i miasto Płońsk, Raciąż i miasto Raciąż, Sochocin w 
powiecie płońskim,

— powiat sierpecki,

— gmina Bieżuń, Lutocin, Siemiątkowo i Żuromin w powiecie żuromińskim,

— część powiatu ostrowskiego niewymieniona w części II załącznika I,

— gminy Dzieżgowo, Lipowiec Kościelny, Mława, Radzanów, Strzegowo, Stupsk, Szreńsk, Szydłowo, Wiśniewo w 
powiecie mławskim,

— powiat przasnyski,

— powiat makowski,

— powiat pułtuski,

— część powiatu wyszkowskiego niewymieniona w części II załącznika I,

— część powiatu węgrowskiego niewymieniona w części II załącznika I,

— część powiatu wołomińskiego niewymieniona w części II załącznika I,

— gminy Mokobody i Suchożebry w powiecie siedleckim,

— gminy Dobre, Jakubów, Kałuszyn, Stanisławów w powiecie mińskim,

— gminy Bielany i gmina wiejska Sokołów Podlaski w powiecie sokołowskim,

— powiat gostyniński,

w województwie podkarpackim:

— gmina Krempna w powiecie jasielskim,

— część powiatu ropczycko – sędziszowskiego niewymieniona w części II załącznika I,

— gminy Pruchnik, Rokietnica, Roźwienica, w powiecie jarosławskim,
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— gminy Fredropol, Krasiczyn, Krzywcza, Przemyśl, część gminy Orły położona na zachód od linii wyznaczonej 
przez drogę nr 77, część gminy Żurawica na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 77 w powiecie 
przemyskim,

— powiat miejski Przemyśl,

— gminy Gać, Jawornik Polski, Kańczuga, część gminy Zarzecze położona na południe od linii wyznaczonej przez 
rzekę Mleczka w powiecie przeworskim,

— powiat łańcucki,

— gminy Trzebownisko, Głogów Małopolski, część gminy Świlcza położona na północ od linii wyznaczonej przez 
drogę nr 94 i część gminy Sokołów Małopolski położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 875 w 
powiecie rzeszowskim,

— gmina Raniżów w powiecie kolbuszowskim,

— część powiatu dębickiego niewymieniona w części II załącznika I,

w województwie świętokrzyskim:

— gminy Nowy Korczyn, Solec–Zdrój, Wiślica, Stopnica, Tuczępy, Busko Zdrój w powiecie buskim,

— powiat kazimierski,

— powiat skarżyski,

— część powiatu opatowskiego niewymieniona w części II załącznika I,

— część powiatu sandomierskiego niewymieniona w części II załącznika I,

— gminy Bogoria, Osiek, Staszów i część gminy Rytwiany położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę 
nr 764, część gminy Szydłów położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 756 w powiecie 
staszowskim,

— gminy Pawłów, Wąchock, część gminy Brody położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 9 oraz na 
południowy - zachód od linii wyznaczonej przez drogi: nr 0618T biegnącą od północnej granicy gminy do 
skrzyżowania w miejscowości Lipie, drogę biegnącą od miejscowości Lipie do wschodniej granicy gminy i część 
gminy Mirzec położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 744 biegnącą od południowej granicy 
gminy do miejscowości Tychów Stary a następnie przez drogę nr 0566T biegnącą od miejscowości Tychów Stary 
w kierunku północno - wschodnim do granicy gminy w powiecie starachowickim,

— powiat ostrowiecki,

— gminy Fałków, Ruda Maleniecka, Radoszyce, Smyków, Słupia Konecka, część gminy Końskie położona na zachód 
od linii kolejowej, część gminy Stąporków położona na południe od linii kolejowej w powiecie koneckim,

— gminy Bodzentyn, Bieliny, Łagów, Morawica, Nowa Słupia, część gminy Raków położona na wschód od linii 
wyznaczonej przez drogi nr 756 i 764, część gminy Chęciny położona na południe od linii wyznaczonej przez 
drogę nr 762, część gminy Górno położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę biegnącą od 
wschodniej granicy gminy łączącą miejscowości Leszczyna – Cedzyna oraz na południe od linii wyznaczonej 
przez ul. Kielecką w miejscowości Cedzyna biegnącą do wschodniej granicy gminy, część gminy Daleszyce 
położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 764 biegnącą od wschodniej granicy gminy do 
skrzyżowania z drogą łączącą miejscowości Daleszyce – Słopiec – Borków, dalej na północ od linii wyznaczonej 
przez tę drogę biegnącą od skrzyżowania z drogą nr 764 do przecięcia z linią rzeki Belnianka, następnie na 
północ od linii wyznaczonej przez rzeki Belnianka i Czarna Nida biegnącej do zachodniej granicy gminy w 
powiecie kieleckim,

— gminy Działoszyce, Michałów, Pińczów, Złota w powiecie pińczowskim,

— gminy Imielno, Jędrzejów, Nagłowice, Sędziszów, Słupia, Sobków, Wodzisław w powiecie jędrzejowskim,

— gminy Moskorzew, Radków, Secemin, część gminy Włoszczowa położona na zachód od linii wyznaczonej przez 
drogę nr 742 biegnącą od północnej granicy gminy do miejscowości Konieczno i dalej na zachód od linii 
wyznaczonej przez drogę łączącą miejscowości Konieczno – Rogienice – Dąbie – Podłazie, część gminy 
Kluczewsko położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę biegnącą od wschodniej granicy gminy i 
łączącą miejscowości Krogulec – Nowiny - Komorniki do przecięcia z linią rzeki Czarna, następnie na północ od 
linii wyznaczonej przez rzekę Czarna biegnącą do przecięcia z linią wyznaczoną przez drogę nr 742 i dalej na 
zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 742 biegnącą od przecięcia z linią rzeki Czarna do południowej 
granicy gminy w powiecie włoszczowskim,
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w województwie łódzkim:

— gminy Łyszkowice, Kocierzew Południowy, Kiernozia, Chąśno, Nieborów, część gminy wiejskiej Łowicz położona 
na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 92 biegnącej od granicy miasta Łowicz do zachodniej granicy 
gminy oraz część gminy wiejskiej Łowicz położona na wschód od granicy miasta Łowicz i na północ od granicy 
gminy Nieborów w powiecie łowickim,

— gminy Cielądz, Rawa Mazowiecka z miastem Rawa Mazowiecka w powiecie rawskim,

— gminy Bolimów, Głuchów, Godzianów, Lipce Reymontowskie, Maków, Nowy Kawęczyn, Skierniewice, Słupia w 
powiecie skierniewickim,

— powiat miejski Skierniewice,

— gminy Mniszków, Paradyż, Sławno i Żarnów w powiecie opoczyńskim,

— gminy Czerniewice, Inowłódz, Lubochnia, Rzeczyca, Tomaszów Mazowiecki z miastem Tomaszów Mazowiecki, 
Żelechlinek w powiecie tomaszowskim,

gmina Przedbórz w powiecie radomszczańskim, w województwie pomorskim:

— gminy Ostaszewo, miasto Krynica Morska oraz część gminy Nowy Dwór Gdański położona na południowy - 
zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 55 biegnącą od południowej granicy gminy do skrzyżowania z drogą 
nr 7, następnie przez drogę nr 7 i S7 biegnącą do zachodniej granicy gminy w powiecie nowodworskim,

— gminy Lichnowy, Miłoradz, Malbork z miastem Malbork, część gminy Nowy Staw położna na zachód od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 55 w powiecie malborskim,

— gminy Mikołajki Pomorskie, Stary Targ i Sztum w powiecie sztumskim,

— powiat gdański,

— Miasto Gdańsk,

— powiat tczewski,

— powiat kwidzyński,

w województwie lubuskim:

— gmina Lubiszyn w powiecie gorzowskim,

— gmina Dobiegniew w powiecie strzelecko – drezdeneckim,

w województwie dolnośląskim:

— gminy Dziadowa Kłoda, Międzybórz, Syców, Twardogóra, część gminy wiejskiej Oleśnica położona na północ od 
linii wyznaczonej przez drogę nr S8, część gminy Dobroszyce położona na wschód od linii wyznaczonej przez 
linię kolejową biegnącą od północnej do południowej granicy gminy w powiecie oleśnickim,

— gminy Jordanów Śląski, Kobierzyce, Mietków, Sobótka, część gminy Żórawina położona na zachód od linii 
wyznaczonej przez autostradę A4, część gminy Kąty Wrocławskie położona na południe od linii wyznaczonej 
przez autostradę A4 w powiecie wrocławskim,

— część gminy Domaniów położona na południowy zachód od linii wyznaczonej przez autostradę A4 w powiecie 
oławskim,

— gmina Wiązów w powiecie strzelińskim,

— część powiatu średzkiego niewymieniona w części II załącznika I,

— miasto Świeradów - Zdrój w powiecie lubańskim,

— gminy Pielgrzymka, miasto Złotoryja, część gminy wiejskiej Złotoryja położona na zachód od linii wyznaczonej 
przez drogę biegnącą od północnej granicy gminy w miejscowości Nowa Wieś Złotoryjska do granicy miasta 
Złotoryja oraz na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 382 biegnącą od granicy miasta Złotoryja do 
wschodniej granicy gminy w powiecie złotoryjskim,

— gmina Mirsk w powiecie lwóweckim,

— gminy Janowice Wielkie, Mysłakowice, Stara Kamienica w powiecie karkonoskim,

— część powiatu miejskiego Jelenia Góra położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 366,
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— gminy Bolków, Męcinka, Mściwojów, Paszowice, miasto Jawor w powiecie jaworskim,

— gminy Dobromierz, Jaworzyna Śląska, Marcinowice, Strzegom, Żarów w powiecie świdnickim,

— gminy Dzierżoniów, Pieszyce, miasto Bielawa, miasto Dzierżoniów w powiecie dzierżoniowskim,

— gminy Głuszyca, Mieroszów w powiecie wałbrzyskim,

— gmina Nowa Ruda i miasto Nowa Ruda w powiecie kłodzkim,

— gminy Kamienna Góra, Marciszów i miasto Kamienna Góra w powiecie kamiennogórskim,

w województwie wielkopolskim:

— gminy Koźmin Wielkopolski, Rozdrażew, miasto Sulmierzyce, część gminy Krotoszyn położona na wschód od 
linii wyznaczonej przez drogi: nr 15 biegnącą od północnej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 36, nr 36 
biegnącą od skrzyżowania z drogą nr 15 do skrzyżowana z drogą nr 444, nr 444 biegnącą od skrzyżowania z 
drogą nr 36 do południowej granicy gminy w powiecie krotoszyńskim,

— gminy Brodnica, część gminy Dolsk położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 434 biegnącą od 
północnej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 437, a nastęnie na wschód od drogi nr 437 biegnącej od 
skrzyżowania z drogąnr 434 do południowej granicy gminy, część gminy Śrem położóna na wschód od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 310 biegnącą od zachodniej granicy gminy do miejscowości Śrem, następnie na 
wschód od drogi nr 432 w miejscowości Śrem oraz na wschód od drogi nr 434 biegnącej od skrzyżowania z 
drogą nr 432 do południowej granicy gminy w powiecie śremskim,

— gminy Borek Wielkopolski, Piaski, Pogorzela, w powiecie gostyńskim,

— gmina Grodzisk Wielkopolski i część gminy Kamieniec położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę 
nr 308 w powiecie grodziskim,

— gmina Czempiń w powiecie kościańskim,

— gminy Kleszczewo, Kostrzyn, Kórnik, Pobiedziska, Mosina, miasto Puszczykowo, część gminy wiejskiej Murowana 
Goślina położona na południe od linii kolejowej biegnącej od północnej granicy miasta Murowana Goślina do 
północno-wschodniej granicy gminy w powiecie poznańskim,

— gmina Kiszkowo i część gminy Kłecko położona na zachód od rzeki Mała Wełna w powiecie gnieźnieńskim,

— powiat czarnkowsko-trzcianecki,

— część gminy Wronki położona na północ od linii wyznaczonej przez rzekę Wartę biegnącą od zachodniej granicy 
gminy do przecięcia z droga nr 182, a następnie na wschód od linii wyznaczonej przez drogi nr 182 oraz 184 
biegnącą od skrzyżowania z drogą nr 182 do południowej granicy gminy w powiecie szamotulskim,

— gmina Budzyń w powiecie chodzieskim,

— gminy Mieścisko, Skoki i Wągrowiec z miastem Wągrowiec w powiecie wągrowieckim,

— powiat pleszewski,

— gmina Zagórów w powiecie słupeckim,

— gmina Pyzdry w powiecie wrzesińskim,

— gminy Kotlin, Żerków i część gminy Jarocin położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogi nr S11 i 15 w 
powiecie jarocińskim,

— powiat ostrowski,

— powiat miejski Kalisz,

— powiat kaliski,

— powiat turecki,

— gminy Rzgów, Grodziec, Krzymów, Stare Miasto, Rychwał w powiecie konińskim,

— powiat kępiński,

— powiat ostrzeszowski,
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w województwie opolskim:

— gminy Domaszowice, Pokój, część gminy Namysłów położona na północ od linii wyznaczonej przez linię 
kolejową biegnącą od wschodniej do zachodniej granicy gminy w powiecie namysłowskim,

— gminy Wołczyn, Kluczbork, Byczyna w powiecie kluczborskim,

— gminy Praszka, Gorzów Śląski część gminy Rudniki położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 42 
biegnącą od zachodniej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 43 i na zachód od linii wyznaczonej przez 
drogę nr 43 biegnącą od północnej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 42 w powiecie oleskim,

— gmina Grodkóww powiecie brzeskim,

— gminy Komprachcice, Łubniany, Murów, Niemodlin, Tułowice w powiecie opolskim,

— powiat miejski Opole,

w województwie zachodniopomorskim:

— gminy Nowogródek Pomorski, Barlinek, Myślibórz, część gminy Dębno położona na wschód od linii wyznaczonej 
przez drogę nr 126 biegnącą od zachodniej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 23 w miejscowości Dębno, 
następnie na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 23 do skrzyżowania z ul. Jana Pawła II w miejscowości 
Cychry, następnie na północ od ul. Jana Pawła II do skrzyżowania z ul. Ogrodową i dalej na północ od linii 
wyznaczonej przez ul. Ogrodową, której przedłużenie biegnie do wschodniej granicy gminy w powiecie 
myśliborskim,

— gmina Stare Czarnowo w powiecie gryfińskim,

— gmina Bielice, Kozielice, Pyrzyce w powiecie pyrzyckim,

— gminy Bierzwnik, Krzęcin, Pełczyce w powiecie choszczeńskim,

— część powiatu miejskiego Szczecin położona na zachód od linii wyznaczonej przez rzekę Odra Zachodnia 
biegnącą od północnej granicy gminy do przecięcia z drogą nr 10, następnie na południe od linii wyznaczonej 
przez drogę nr 10 biegnącą od przecięcia z linią wyznaczoną przez rzekę Odra Zachodnia do wschodniej granicy 
gminy,

— gminy Dobra (Szczecińska), Police w powiecie polickim,

w województwie małopolskim:

— powiat brzeski,

— powiat gorlicki,

— powiat proszowicki,

— część powiatu nowosądeckiego niewymieniona w części II załącznika I,

— gminy Czorsztyn, Krościenko nad Dunajcem, Ochotnica Dolna w powiecie nowotarskim,

— powiat miejski Nowy Sącz,

— powiat tarnowski,

— powiat miejski Tarnów,

— część powiatu dąbrowskiego niewymieniona w części III załącznika I.

8. Slowakei

Die folgenden Sperrzonen I in der Slowakei:

— in the district of Nové Zámky, Sikenička, Pavlová, Bíňa, Kamenín, Kamenný Most, Malá nad Hronom, Belá, Ľubá, 
Šarkan, Gbelce, Bruty, Mužla, Obid, Štúrovo, Nána, Kamenica nad Hronom, Chľaba, Leľa, Bajtava, Salka, Malé 
Kosihy,

— in the district of Veľký Krtíš, the municipalities of Ipeľské Predmostie, Veľká nad Ipľom, Hrušov, Kleňany, Sečianky,
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— in the district of Levice, the municipalities of Keť, Čata, Pohronský Ruskov, Hronovce, Želiezovce, Zalaba, Malé 
Ludince, Šalov, Sikenica, Pastovce, Bielovce, Ipeľský Sokolec, Lontov, Kubáňovo, Sazdice, Demandice, Dolné 
Semerovce, Vyškovce nad Ipľom, Preseľany nad Ipľom, Hrkovce, Tupá, Horné Semerovce, Hokovce, Slatina, 
Horné Turovce, Veľké Turovce, Šahy, Tešmak, Plášťovce, Ipeľské Uľany, Bátovce, Pečenice, Jabloňovce, Bohunice, 
Pukanec, Uhliská,

— in the district of Krupina, the municipalities of Dudince, Terany, Hontianske Moravce, Sudince, Súdovce, Lišov,

— the whole district of Ružomberok,

— in the region of Turčianske Teplice, municipalties of Turček, Horná Štubňa, Čremošné, Háj, Rakša, Mošovce,

— in the district of Martin, municipalties of Blatnica, Folkušová, Necpaly,

— in the district of Dolný Kubín, the municipalities of Kraľovany, Žaškov, Jasenová, Vyšný Kubín, Oravská Poruba, 
Leštiny, Osádka, Malatiná, Chlebnice, Krivá,

— in the district of Tvrdošín, the municipalities of Oravský Biely Potok, Habovka, Zuberec,

— in the district of Žarnovica, the municipalities of Rudno nad Hronom, Voznica, Hodruša-Hámre,

— the whole district of Žiar nad Hronom, except municipalities included in zone II.

9. Italien

Die folgenden Sperrzonen I in Italien:

Piedmont Region:

— in the province of Alessandria, the municipalities of Casalnoceto, Oviglio, Tortona, Viguzzolo, Frugarolo, 
Bergamasco, Castellar Guidobono, Berzano Di Tortona, Cerreto Grue, Carbonara Scrivia, Casasco, Carentino, 
Frascaro, Paderna, Montegioco, Spineto Scrivia, Villaromagnano, Pozzolo Formigaro, Momperone, Merana, 
Monleale, Terzo, Borgoratto Alessandrino, Casal Cermelli, Montemarzino, Bistagno, Castellazzo Bormida, Bosco 
Marengo, Castelspina, Volpeglino, Alice Bel Colle, Gamalero, Volpedo, Pozzol Groppo, Sarezzano,

— in the province of Asti, the municipalities of Olmo Gentile, Nizza Monferrato, Incisa Scapaccino, Roccaverano, 
Castel Boglione, Mombaruzzo, Maranzana, Castel Rocchero, Rocchetta Palafea, Castelletto Molina, Castelnuovo 
Belbo, Montabone, Quaranti, Fontanile, Calamandrana, Bruno, Sessame, Monastero Bormida, Bubbio, Cassinasco, 
Serole, Loazzolo, Cessole, Vesime, San Giorgio Scarampi,

— in the province of Cuneo, the municipalities of Bergolo, Pezzolo Valle Uzzone, Cortemilia, Levice, Castelletto 
Uzzone, Perletto,

Liguria Region:

— in the province of Genova, the Municipalities of Rovegno, Rapallo, Portofino, Cicagna, Avegno, Montebruno, Santa 
Margherita Ligure, Favale Di Malvaro, Recco, Camogli, Moconesi, Tribogna, Fascia, Uscio, Gorreto, Fontanigorda, 
Neirone, Rondanina, Lorsica, Propata;

— in the province of Savona, the municipalities of Cairo Montenotte, Quiliano, Dego, Altare, Piana Crixia, Giusvalla, 
Albissola Marina, Savona,

Emilia-Romagna Region:

— in the province of Piacenza, the municipalities of Ottone, Zerba,

Lombardia Region:

— in the province of Pavia, the municipalities of Rocca Susella, Montesegale, Menconico, Val Di Nizza, Bagnaria, 
Santa Margherita Di Staffora, Ponte Nizza, Brallo Di Pregola, Varzi, Godiasco, Cecima,

Lazio Region:

— in the province of Rome,

North: the municipalities of Riano, Castelnuovo di Porto, Capena, Fiano Romano, Morlupo, Sacrofano, Magliano 
Romano, Formello, Campagnano di Roma, Anguillara;
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West: the municipality of Fiumicino;

South: the municipality of Rome between the boundaries of the municipality of Fiumicino (West), the limits of 
Zone 3 (North), the Tiber river up to the intersection with the Grande Raccordo Anulare GRA Highway, the 
Grande Raccordo Anulare GRA Highway up to the intersection with A24 Highway, A24 Highway up to the 
intersection with Viale del Tecnopolo, viale del Tecnopolo up to the intersection with the boundaries of the 
municipality of Guidonia Montecelio;

East: the municipalities of Guidonia Montecelio, Montelibretti, Palombara Sabina, Monterotondo, Mentana, 
Sant’Angelo Romano, Fonte Nuova.

10. Tschechische Republik

Die folgenden Sperrzonen I in der Tschechischen Republik:

Region of Liberec:

— Dolní Chrastava, Horní Chrastava, Chrastava I, Nová Ves u Chrastavy, Mlýnice, Albrechtice u Frýdlantu, Kristiánov, 
Heřmanice u Frýdlantu, Dětřichov u Frýdlantu, Mníšek u Liberce, Oldřichov na Hranicích, Machnín, Svárov u 
Liberce, Desná I, Krásná Studánka, Stráž nad Nisou, Fojtka, Radčice u Krásné Studánky, Kateřinky u Liberce, Staré 
Pavlovice, Nové Pavlovice, Růžodol I, Františkov u Liberce, Liberec, Ruprechtice, Rudolfov, Horní Růžodol, 
Rochlice u Liberce, Starý Harcov, Vratislavice nad Nisou, Kunratice u Liberce, Proseč nad Nisou, Lukášov, 
Rýnovice, Jablonec nad Nisou, Jablonecké Paseky, Jindřichov nad Nisou, Mšeno nad Nisou, Lučany nad Nisou, 
Smržovka, Tanvald, Jiřetín pod Bukovou, Dolní Maxov, Antonínov, Horní Maxov, Karlov u Josefova Dolu, Loučná 
nad Nisou, Hraničná nad Nisou, Janov nad Nisou, Bedřichov u Jablonce nad Nisou, Josefův Důl u Jablonce nad 
Nisou, Albrechtice v Jizerských horách, Desná III, Polubný, Harrachov, Jizerka, Hejnice, Bílý Potok pod Smrkem. 
ixn the district of Liberec, the municipalities of Hrádek nad Nisou, Oldřichov v Hájích, Grabštejn, Václavice u 
Hrádku nad Nisou, Horní Vítkov, Dolní Vítkov, Bílý Kostel nad Nisou,

TEIL II

1. Bulgarien

Die folgenden Sperrzonen II in Bulgarien:

— the whole region of Haskovo,

— the whole region of Yambol,

— the whole region of Stara Zagora,

— the whole region of Pernik,

— the whole region of Kyustendil,

— the whole region of Plovdiv, excluding the areas in Part III,

— the whole region of Pazardzhik, excluding the areas in Part III,

— the whole region of Smolyan,

— the whole region of Dobrich,

— the whole region of Sofia city,

— the whole region of Sofia Province,

— the whole region of Blagoevgrad excluding the areas in Part III,

— the whole region of Razgrad,

— the whole region of Kardzhali,

— the whole region of Burgas,

— the whole region of Varna excluding the areas in Part III,

— the whole region of Silistra,

— the whole region of Ruse,

— the whole region of Veliko Tarnovo,

— the whole region of Pleven,
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— the whole region of Targovishte,

— the whole region of Shumen,

— the whole region of Sliven,

— the whole region of Vidin,

— the whole region of Gabrovo,

— the whole region of Lovech,

— the whole region of Montana,

— the whole region of Vratza.

2. Deutschland

Die folgenden Sperrzonen II in Deutschland:

Bundesland Brandenburg:

— Landkreis Oder-Spree:

— Gemeinde Grunow-Dammendorf,

— Gemeinde Mixdorf

— Gemeinde Schlaubetal,

— Gemeinde Neuzelle,

— Gemeinde Neißemünde,

— Gemeinde Lawitz,

— Gemeinde Eisenhüttenstadt,

— Gemeinde Vogelsang,

— Gemeinde Ziltendorf,

— Gemeinde Wiesenau,

— Gemeinde Friedland,

— Gemeinde Siehdichum,

— Gemeinde Müllrose,

— Gemeinde Briesen,

— Gemeinde Jacobsdorf

— Gemeinde Groß Lindow,

— Gemeinde Brieskow-Finkenheerd,

— Gemeinde Ragow-Merz,

— Gemeinde Beeskow,

— Gemeinde Rietz-Neuendorf,

— Gemeinde Tauche mit den Gemarkungen Stremmen, Ranzig, Trebatsch, Sabrodt, Sawall, Mitweide, Lindenberg, 
Falkenberg (T), Görsdorf (B), Wulfersdorf, Giesensdorf, Briescht, Kossenblatt und Tauche,

— Gemeinde Langewahl,

— Gemeinde Berkenbrück,

— Gemeinde Steinhöfel mit den Gemarkungen Arensdorf und Demitz und den Gemarkungen Steinhöfel, 
Hasenfelde und Heinersdorf östlich der L 36 und der Gemarkung Neuendorf im Sande südlich der L36,

— Gemeinde Fürstenwalde östlich der B 168 und südlich der L36,

— Gemeinde Diensdorf-Radlow,

— Gemeinde Wendisch Rietz östlich des Scharmützelsees und nördlich der B 246,

— Gemeinde Bad Saarow mit der Gemarkung Neu Golm und der Gemarkung Bad Saarow-Pieskow östlich des 
Scharmützelsees und ab nördlicher Spitze östlich der L35,
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— Landkreis Dahme-Spreewald:

— Gemeinde Jamlitz,

— Gemeinde Lieberose,

— Gemeinde Schwielochsee mit den Gemarkungen Goyatz, Jessern, Lamsfeld, Ressen, Speichrow und Zaue,

— Landkreis Spree-Neiße:

— Gemeinde Schenkendöbern,

— Gemeinde Guben,

— Gemeinde Jänschwalde,

— Gemeinde Tauer,

— Gemeinde Peitz,

— Gemeinde Kolkwitz mit den Gemarkungen Klein Gaglow, Hähnchen, Kolkwitz, Glinzig und Krieschow südlich 
der BAB 15,

— Gemeinde Turnow-Preilack mit der Gemarkung Preilack,

— Gemeinde Teichland mit der Gemarkung Bärenbrück,

— Gemeinde Heinersbrück,

— Gemeinde Forst,

— Gemeinde Groß Schacksdorf-Simmersdorf,

— Gemeinde Neiße-Malxetal,

— Gemeinde Jämlitz-Klein Düben,

— Gemeinde Tschernitz,

— Gemeinde Döbern,

— Gemeinde Felixsee,

— Gemeinde Wiesengrund,

— Gemeinde Spremberg,

— Gemeinde Welzow,

— Gemeinde Neuhausen/Spree,

— Gemeinde Drebkau,

— Kreisfreie Stadt Cottbus mit den Gemarkungen Kahren, Gallinchen, Groß Gaglow und der Gemarkung 
Kiekebusch südlich der BAB 15,

— Landkreis Märkisch-Oderland:

— Gemeinde Bleyen-Genschmar,

— Gemeinde Neuhardenberg

— Gemeinde Golzow,

— Gemeinde Küstriner Vorland,

— Gemeinde Alt Tucheband,

— Gemeinde Reitwein,

— Gemeinde Podelzig,

— Gemeinde Gusow-Platkow,

— Gemeinde Seelow,

— Gemeinde Vierlinden,

— Gemeinde Lindendorf,

— Gemeinde Fichtenhöhe,

— Gemeinde Lietzen,

— Gemeinde Falkenhagen (Mark),
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— Gemeinde Zeschdorf,

— Gemeinde Treplin,

— Gemeinde Lebus,

— Gemeinde Müncheberg mit den Gemarkungen Jahnsfelde, Trebnitz, Obersdorf, Münchehofe und Hermersdorf,

— Gemeinde Märkische Höhe mit der Gemarkung Ringenwalde,

— Gemeinde Bliesdorf mit der Gemarkung Metzdorf und Gemeinde Bliesdorf – östlich der B167 bis östlicher Teil, 
begrenzt aus Richtung Gemarkungsgrenze Neutrebbin südlich der Bahnlinie bis Straße „Sophienhof“ dieser 
westlich folgend bis „Ruesterchegraben“ weiter entlang Feldweg an den Windrädern Richtung „Herrnhof“, 
weiter entlang „Letschiner Hauptgraben“ nord-östlich bis Gemarkungsgrenze Alttrebbin und Kunersdorf – 
östlich der B167,

— Gemeinde Bad Freienwalde mit den Gemarkungen Altglietzen, Altranft, Bad Freienwalde, Bralitz, 
Hohenwutzen, Schiffmühle, Hohensaaten und Neuenhagen,

— Gemeinde Falkenberg mit der Gemarkung Falkenberg östlich der L35,

— Gemeinde Oderaue,

— Gemeinde Wriezen mit den Gemarkungen Altwriezen, Jäckelsbruch, Neugaul, Beauregard, Eichwerder, 
Rathsdorf – östlich der B167 und Wriezen – östlich der B167,

— Gemeinde Neulewin,

— Gemeinde Neutrebbin,

— Gemeinde Letschin,

— Gemeinde Zechin,

— Landkreis Barnim:

— Gemeinde Lunow-Stolzenhagen,

— Gemeinde Parsteinsee,

— Gemeinde Oderberg,

— Gemeinde Liepe,

— Gemeinde Hohenfinow (nördlich der B167),

— Gemeinde Niederfinow,

— Gemeinde (Stadt) Eberswalde mit den Gemarkungen Eberswalde nördlich der B167 und östlich der L200, 
Sommerfelde und Tornow nördlich der B167,

— Gemeinde Chorin mit den Gemarkungen Brodowin, Chorin östlich der L200, Serwest, Neuehütte, Sandkrug 
östlich der L200,

— Gemeinde Ziethen mit der Gemarkung Klein Ziethen östlich der Serwester Dorfstraße und östlich der B198,

— Landkreis Uckermark:

— Gemeinde Angermünde mit den Gemarkungen Crussow, Stolpe, Gellmersdorf, Neukünkendorf, Bölkendorf, 
Herzsprung, Schmargendorf und den Gemarkungen Angermünde südlich und südöstlich der B2 und 
Dobberzin südlich der B2,

— Gemeinde Schwedt mit den Gemarkungen Criewen, Zützen, Schwedt, Stendell, Kummerow, Kunow, Vierraden, 
Blumenhagen, Oderbruchwiesen, Enkelsee, Gatow, Hohenfelde, Schöneberg, Flemsdorf und der Gemarkung 
Felchow östlich der B2,

— Gemeinde Pinnow südlich und östlich der B2,

— Gemeinde Berkholz-Meyenburg,

— Gemeinde Mark Landin mit der Gemarkung Landin südlich der B2,

— Gemeinde Casekow mit der Gemarkung Woltersdorf und den Gemarkungen Biesendahlshof und Casekow 
östlich der L272 und südlich der L27,

— Gemeinde Hohenselchow-Groß Pinnow mit der Gemarkung Groß Pinnow und der Gemarkung Hohenselchow 
südlich der L27,
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— Gemeinde Gartz (Oder) mit der Gemarkung Friedrichsthal und den Gemarkungen Gartz und 
Hohenreinkendorf südlich der L27 und der B2 bis Kastanienallee, dort links abbiegend dem Schülerweg 
folgend bis Höhe Bahnhof, von hier in östlicher Richtung den Salveybach kreuzend bis zum Tantower Weg, 
diesen in nördlicher Richtung bis zu Stettiner Straße, diese weiter folgend bis zur B2, dieser in nördlicher 
Richtung folgend,

— Gemeinde Mescherin mit der Gemarkung Mescherin, der Gemarkung Neurochlitz östlich der B2 und der 
Gemarkung Rosow nördlich der K 7311,

— Gemeinde Passow mit der Gemarkung Jamikow,

— Kreisfreie Stadt Frankfurt (Oder),

— Landkreis Prignitz:

— Gemeinde Karstädt mit den Gemarkungen Neuhof und Kribbe und den Gemarkungen Groß Warnow, Klein 
Warnow, Reckenzin, Streesow und Dallmin östlich der Bahnstrecke Berlin/Spandau-Hamburg/Altona,

— Gemeinde Berge,

— Gemeinde Pirow mit den Gemarkungen Hülsebeck, Pirow, Bresch und Burow,

— Gemeinde Putlitz mit den Gemarkungen Sagast, Nettelbeck, Porep, Lütkendorf, Putlitz, Weitgendorf und 
Telschow,

— Gemeinde Marienfließ mit den Gemarkungen Jännersdorf, Stepenitz und Krempendorf,

— Landkreis Oberspreewald-Lausitz:

— Gemeinde Vetschau mit den Gemarkungen Wüstenhain und Laasow,

— Gemeinde Altdöbern mit den Gemarkungen Reddern, Ranzow, Pritzen, Altdöbern östlich der Bahnstrecke 
Altdöbern –Großräschen,

— Gemeinde Großräschen mit den Gemarkungen Woschkow, Dörrwalde, Allmosen,

— Gemeinde Neu-Seeland,

— Gemeinde Neupetershain,

— Gemeinde Senftenberg mit der Gemarkungen Peickwitz, Sedlitz, Kleinkoschen, Großkoschen und Hosena,

— Gemeinde Hohenbocka,

— Gemeinde Grünewald,

— Gemeinde Hermsdorf,

— Gemeinde Kroppen,

— Gemeinde Ortrand,

— Gemeinde Großkmehlen,

— Gemeinde Lindenau,

— Gemeinde Frauendorf,

— Gemeinde Ruhland,

— Gemeinde Guteborn

— Gemeinde Schwarzbach mit der Gemarkung Schwarzbach,

Bundesland Sachsen:

— Landkreis Bautzen,

— Stadt Dresden:

— Stadtgebiet nördlich der BAB4 bis zum Verlauf westlich der Elbe, dann nördlich der B6,

— Landkreis Görlitz,

— Landkreis Meißen:
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— Gemeinde Diera-Zehren östlich der Elbe,

— Gemeinde Ebersbach,

— Gemeinde Glaubitz östlich des Grödel-Elsterwerdaer-Floßkanals,

— Gemeinde Klipphausen östlich der S177,

— Gemeinde Lampertswalde,

— Gemeinde Moritzburg,

— Gemeinde Niederau östlich der B101,

— Gemeinde Nünchritz östlich der Elbe und südlich des Grödel-Elsterwerdaer-Floßkanals,

— Gemeinde Priestewitz,

— Gemeinde Röderaue östlich des Grödel-Elsterwerdaer-Floßkanals,

— Gemeinde Schönfeld,

— Gemeinde Stadt Coswig,

— Gemeinde Stadt Gröditz östlich des Grödel-Elsterwerdaer-Floßkanals,

— Gemeinde Stadt Großenhain,

— Gemeinde Stadt Meißen östlich des Straßenverlaufs der S177 bis zur B6, dann B6 bis zur B101, ab der B101 
Elbtalbrücke Richtung Norden östlich der Elbe,

— Gemeinde Stadt Radebeul,

— Gemeinde Stadt Radeburg,

— Gemeinde Thiendorf,

— Gemeinde Weinböhla,

— Gemeinde Wülknitz östlich des Grödel-Elsterwerdaer-Floßkanals,

— Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge:

— Gemeinde Stadt Wilsdruff nördlich der BAB4 zwischen den Abfahren Wilsdruff und Dreieck Dresden-West,

Bundesland Mecklenburg-Vorpommern:

— Landkreis Ludwigslust-Parchim:

— Gemeinde Balow mit dem Ortsteil: Balow,

— Gemeinde Brunow mit den Ortsteilen und Ortslagen: Bauerkuhl, Brunow (bei Ludwigslust), Klüß, Löcknitz (bei 
Parchim),

— Gemeinde Dambeck mit dem Ortsteil und der Ortslage: Dambeck (bei Ludwigslust),

— Gemeinde Ganzlin mit den Ortsteilen und Ortslagen: Barackendorf, Hof Retzow, Klein Damerow, Retzow, 
Wangelin,

— Gemeinde Gehlsbach mit den Ortsteilen und Ortslagen: Ausbau Darß, Darß, Hof Karbow, Karbow, Karbow- 
Ausbau, Quaßlin, Quaßlin Hof, Quaßliner Mühle, Vietlübbe, Wahlstorf

— Gemeinde Groß Godems mit den Ortsteilen und Ortslagen: Groß Godems, Klein Godems,

— Gemeinde Karrenzin mit den Ortsteilen und Ortslagen: Herzfeld, Karrenzin, Karrenzin-Ausbau, Neu Herzfeld, 
Repzin, Wulfsahl,

— Gemeinde Kreien mit den Ortsteilen und Ortslagen: Ausbau Kreien, Hof Kreien, Kolonie Kreien, Kreien, Wilsen,

— Gemeinde Kritzow mit dem Ortsteil und der Ortslage: Benzin,

— Gemeinde Lübz mit den Ortsteilen und Ortslagen: Burow, Gischow, Meyerberg,

— Gemeinde Möllenbeck mit den Ortsteilen und Ortslagen: Carlshof, Horst, Menzendorf, Möllenbeck,

— Gemeinde Muchow mit dem Ortsteil und Ortslage: Muchow,

— Gemeinde Parchim mit dem Ortsteil und Ortslage: Slate,
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— Gemeinde Prislich mit den Ortsteilen und Ortslagen: Marienhof, Neese, Prislich, Werle,

— Gemeinde Rom mit dem Ortsteil und Ortslage: Klein Niendorf,

— Gemeinde Ruhner Berge mit den Ortsteilen und Ortslagen: Dorf Poltnitz, Drenkow, Griebow, Jarchow, Leppin, 
Malow, Malower Mühle, Marnitz, Mentin, Mooster, Poitendorf, Poltnitz, Suckow, Tessenow, Zachow,

— Gemeinde Siggelkow mit den Ortsteilen und Ortslagen: Groß Pankow, Klein Pankow, Neuburg, Redlin, 
Siggelkow,

— Gemeinde Stolpe mit den Ortsteilen und Ortslagen: Barkow, Granzin, Stolpe Ausbau, Stolpe,

— Gemeinde Ziegendorf mit den Ortsteilen und Ortslagen: Drefahl, Meierstorf, Neu Drefahl, Pampin, Platschow, 
Stresendorf, Ziegendorf,

— Gemeinde Zierzow mit den Ortsteilen und Ortslagen: Kolbow, Zierzow.

3. Estland

Die folgenden Sperrzonen II in Estland:

— Eesti Vabariik (välja arvatud Hiiu maakond).

4. Lettland

Die folgenden Sperrzonen II in Lettland:

— Aizkraukles novads,

— Alūksnes novads,

— Augšdaugavas novads,

— Ādažu novads,

— Balvu novads,

— Bauskas novads,

— Cēsu novads,

— Dienvidkurzemes novada Aizputes, Cīravas, Lažas, Durbes, Dunalkas, Tadaiķu, Vecpils, Bārtas, Sakas, Bunkas, 
Priekules, Gramzdas, Kalētu, Virgas, Dunikas, Vaiņodes, Gaviezes, Rucavas, Vērgales, Medzes pagasts, Nīcas 
pagasta daļa uz dienvidiem no apdzīvotas vietas Bernāti, autoceļa V1232, A11, V1222, Bārtas upes, Embūtes 
pagasta daļa uz dienvidiem no autoceļa P116, P106, autoceļa no apdzīvotas vietas Dinsdurbe, Kalvenes pagasta 
daļa uz rietumiem no ceļa pie Vārtājas upes līdz autoceļam A9, uz dienvidiem no autoceļa A9, uz rietumiem no 
autoceļa V1200, Kazdangas pagasta daļa uz rietumiem no ceļa V1200, P115, P117, V1296, Aizputes, Durbes, 
Pāvilostas, Priekules pilsēta,

— Dobeles novads,

— Gulbenes novads,

— Jelgavas novads,

— Jēkabpils novads,

— Krāslavas novads,

— Kuldīgas novada Alsungas, Gudenieku, Kurmāles, Rendas, Kabiles, Vārmes, Pelču, Snēpeles, Turlavas, Ēdoles, 
Īvandes, Rumbas, Padures pagasts, Laidu pagasta daļa uz ziemeļiem no autoceļa V1296, Kuldīgas pilsēta,

— Ķekavas novads,

— Limbažu novads,

— Līvānu novads,

— Ludzas novads,

— Madonas novads,

— Mārupes novads,

— Ogres novads,
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— Olaines novads,

— Preiļu novads,

— Rēzeknes novads,

— Ropažu novada Garkalnes, Ropažu pagasts, Stopiņu pagasta daļa, kas atrodas uz austrumiem no autoceļa V36, P4 
un P5, Acones ielas, Dauguļupes ielas un Dauguļupītes, Vangažu pilsēta,

— Salaspils novads,

— Saldus novads,

— Saulkrastu novads,

— Siguldas novads,

— Smiltenes novads,

— Talsu novads,

— Tukuma novads,

— Valkas novads,

— Valmieras novads,

— Varakļānu novads,

— Ventspils novads,

— Daugavpils valstspilsētas pašvaldība,

— Jelgavas valstspilsētas pašvaldība,

— Jūrmalas valstspilsētas pašvaldība,

— Rēzeknes valstspilsētas pašvaldība.

5. Litauen

Die folgenden Sperrzonen II in Litauen:

— Alytaus miesto savivaldybė,

— Alytaus rajono savivaldybė,

— Anykščių rajono savivaldybė,

— Akmenės rajono savivaldybė,

— Birštono savivaldybė,

— Biržų miesto savivaldybė,

— Biržų rajono savivaldybė,

— Druskininkų savivaldybė,

— Elektrėnų savivaldybė,

— Ignalinos rajono savivaldybė,

— Jonavos rajono savivaldybė,

— Joniškio rajono savivaldybė,

— Jurbarko rajono savivaldybė: Eržvilko, Juodaičių, Seredžiaus, Smalininkų ir Viešvilės seniūnijos,

— Kaišiadorių rajono savivaldybė,

— Kauno miesto savivaldybė,

— Kauno rajono savivaldybė,

— Kazlų rūdos savivaldybė: Kazlų Rūdos seniūnija, išskyrus vakarinė dalis iki kelio 2602 ir 183, Plutiškių seniūnija,

— Kelmės rajono savivaldybė: Kelmės, Kražių, Liolių, Tytuvėnų, Tytuvėnų apylinkių, Pakražančio ir Vaiguvos 
seniūnijos,

— Kėdainių rajono savivaldybė,

DE Amtsblatt der Europäischen Union 13.12.2022 L 319/39  



— Klaipėdos rajono savivaldybė: Judrėnų, Endriejavo ir Veiviržėnų seniūnijos,

— Kupiškio rajono savivaldybė,

— Kretingos rajono savivaldybė,

— Lazdijų rajono savivaldybė,

— Mažeikių rajono savivaldybė,

— Molėtų rajono savivaldybė: Alantos, Balninkų, Čiulėnų, Inturkės, Joniškio, Luokesos, Mindūnų, Suginčių ir 
Videniškių seniūnijos,

— Pagėgių savivaldybė,

— Pakruojo rajono savivaldybė,

— Panevėžio rajono savivaldybė,

— Panevėžio miesto savivaldybė,

— Pasvalio rajono savivaldybė,

— Radviliškio rajono savivaldybė,

— Rietavo savivaldybė,

— Prienų rajono savivaldybė,

— Plungės rajono savivaldybė,

— Raseinių rajono savivaldybė,

— Rokiškio rajono savivaldybė,

— Skuodo rajono savivaldybė,

— Šakių rajono savivaldybė: Kriūkų, Lekėčių ir Lukšių seniūnijos,

— Šalčininkų rajono savivaldybė,

— Šiaulių miesto savivaldybė,

— Šiaulių rajono savivaldybė: Ginkūnų, Gruzdžių, Kairių, Kužių, Meškuičių, Raudėnų, Šakynos ir Šiaulių kaimiškosios 
seniūnijos,

— Šilutės rajono savivaldybė,

— Širvintų rajono savivaldybė: Čiobiškio, Gelvonų, Jauniūnų, Kernavės, Musninkų ir Širvintų seniūnijos,

— Šilalės rajono savivaldybė,

— Švenčionių rajono savivaldybė,

— Tauragės rajono savivaldybė,

— Telšių rajono savivaldybė,

— Trakų rajono savivaldybė,

— Ukmergės rajono savivaldybė: Deltuvos, Lyduokių, Pabaisko, Pivonijos, Siesikų, Šešuolių, Taujėnų, Ukmergės 
miesto, Veprių, Vidiškių ir Žemaitkiemo seniūnijos,

— Utenos rajono savivaldybė,

— Varėnos rajono savivaldybė,

— Vilniaus miesto savivaldybė,

— Vilniaus rajono savivaldybė: Avižienių, Bezdonių, Buivydžių, Dūkštų, Juodšilių, Kalvelių, Lavoriškių, Maišiagalos, 
Marijampolio, Medininkų, Mickūnų, Nemenčinės, Nemenčinės miesto, Nemėžio, Pagirių, Riešės, Rudaminos, 
Rukainių, Sudervės, Sužionių, Šatrininkų ir Zujūnų seniūnijos,

— Visagino savivaldybė,

— Zarasų rajono savivaldybė.
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6. Ungarn

Die folgenden Sperrzonen II in Ungarn:

— Békés megye 950150, 950250, 950350, 950450, 950550, 950650, 950660, 950750, 950850, 950860, 
951050, 951150, 951250, 951260, 951350, 951450, 951460, 951550, 951650, 951750, 952150, 952250, 
952350, 952450, 952550, 952650, 953250, 953260, 953270, 953350, 953450, 953550, 953560, 953950, 
954050, 954060, 954150, 956250, 956350, 956450, 956550, 956650 és 956750 kódszámú vadgazdálkodási 
egységeinek teljes területe,

— Borsod-Abaúj-Zemplén megye valamennyi vadgazdálkodási egységének teljes területe,

— Fejér megye 403150, 403160, 403250, 403260, 403350, 404250, 404550, 404560, 404570, 405450, 
405550, 405650, 406450 és 407050 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe,

— Hajdú-Bihar megye valamennyi vadgazdálkodási egységének teljes területe,

— Heves megye valamennyi vadgazdálkodási egységének teljes területe,

— Jász-Nagykun-Szolnok megye 750250, 750550, 750650, 750750, 750850, 750970, 750980, 751050, 751150, 
751160, 751250, 751260, 751350, 751360, 751450, 751460, 751470, 751550, 751650, 751750, 751850, 
751950, 752150, 752250, 752350, 752450, 752460, 752550, 752560, 752650, 752750, 752850, 752950, 
753060, 753070, 753150, 753250, 753310, 753450, 753550, 753650, 753660, 753750, 753850, 753950, 
753960, 754050, 754150, 754250, 754360, 754370, 754850, 755550, 755650 és 755750 kódszámú 
vadgazdálkodási egységeinek teljes területe,

— Komárom-Esztergom megye: 250350, 250850, 250950, 251450, 251550, 251950, 252050, 252150, 252350, 
252450, 252460, 252550, 252650, 252750, 252850, 252860, 252950, 252960, 253050, 253150, 253250, 
253350, 253450 és 253550 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe,

— Nógrád megye valamennyi vadgazdálkodási egységeinek teljes területe,

— Pest megye 570150, 570250, 570350, 570450, 570550, 570650, 570750, 570850, 570950, 571050, 571150, 
571250, 571350, 571650, 571750, 571760, 571850, 571950, 572050, 573550, 573650, 574250, 577250, 
580050 és 580150 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe,

— Szabolcs-Szatmár-Bereg megye valamennyi vadgazdálkodási egységének teljes területe.

7. Polen

Die folgenden Sperrzonen II in Polen:

w województwie warmińsko-mazurskim:

— gminy Kalinowo, Stare Juchy, Prostki oraz gmina wiejska Ełk w powiecie ełckim,

— powiat elbląski,

— powiat miejski Elbląg,

— część powiatu gołdapskiego niewymieniona w części III załącznika I,

— powiat piski,

— powiat bartoszycki,

— część powiatu oleckiego niewymieniona w części III załącznika I,

— część powiatu giżyckiego niewymieniona w części III załącznika I,

— powiat braniewski,

— powiat kętrzyński,

— powiat lidzbarski,

— gminy Dźwierzuty Jedwabno, Pasym, Świętajno, Szczytno i miasto Szczytno w powiecie szczycieńskim,

— powiat mrągowski,

— część powiatu węgorzewskiego niewymieniona w części III załącznika I,

— powiat olsztyński,

— powiat miejski Olsztyn,
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— powiat nidzicki,

— gminy Kisielice, Susz, Zalewo w powiecie iławskim,

— część powiatu ostródzkiego niewymieniona w części III załącznika I,

— gmina Iłowo – Osada, część gminy wiejskiej Działdowo położona na południe od linii wyznaczonej przez linię 
kolejową biegnącą od wchodniej do zachodniej granicy gminy, część gminy Płośnica położona na południe od 
linii wyznaczonej przez linię kolejową biegnącą od wchodniej do zachodniej granicy gminy, część gminy Lidzbark 
położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 544 biegnącą od wschodniej granicy gminy do 
skrzyżowania z drogą nr 541 oraz na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 541 biegnącą od północnej 
granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 544 w powiecie działdowskim,

w województwie podlaskim:

— powiat bielski,

— powiat grajewski,

— powiat moniecki,

— powiat sejneński,

— gminy Łomża, Piątnica, Jedwabne, Przytuły i Wizna w powiecie łomżyńskim,

— powiat miejski Łomża,

— powiat siemiatycki,

— powiat hajnowski,

— gminy Ciechanowiec, Klukowo, Szepietowo, Kobylin-Borzymy, Nowe Piekuty, Sokoły i część gminy Kulesze 
Kościelne położona na północ od linii wyznaczonej przez linię kolejową w powiecie wysokomazowieckim,

— gmina Rutki i część gminy Kołaki Kościelne położona na północ od linii wyznaczonej przez linię kolejową w 
powiecie zambrowskim,

— gminy Mały Płock i Stawiski w powiecie kolneńskim,

— powiat białostocki,

— powiat suwalski,

— powiat miejski Suwałki,

— powiat augustowski,

— powiat sokólski,

— powiat miejski Białystok,

w województwie mazowieckim:

— gminy Domanice, Korczew, Kotuń, Mordy, Paprotnia, Przesmyki, Siedlce, Skórzec, Wiśniew, Wodynie, Zbuczyn w 
powiecie siedleckim,

— powiat miejski Siedlce,

— gminy Ceranów, Jabłonna Lacka, Kosów Lacki, Repki, Sabnie, Sterdyń w powiecie sokołowskim,

— powiat łosicki,

— powiat sochaczewski,

— powiat zwoleński,

— powiat kozienicki,

— powiat lipski,

— powiat radomski

— powiat miejski Radom,

— powiat szydłowiecki,

— gminy Lubowidz i Kuczbork Osada w powiecie żuromińskim,

— gmina Wieczfnia Kościelna w powicie mławskim,
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— gminy Bodzanów, Słubice, Wyszogród i Mała Wieś w powiecie płockim,

— powiat nowodworski,

— gminy Czerwińsk nad Wisłą, Naruszewo, Załuski w powiecie płońskim,

— gminy: miasto Kobyłka, miasto Marki, miasto Ząbki, miasto Zielonka, część gminy Tłuszcz ograniczona liniami 
kolejowymi: na północ od linii kolejowej biegnącej od wschodniej granicy gminy do miasta Tłuszcz oraz na 
wschód od linii kolejowej biegnącej od północnej granicy gminy do miasta Tłuszcz, część gminy Jadów położona 
na północ od linii kolejowej biegnącej od wschodniej do zachodniej granicy gminy w powiecie wołomińskim,

— powiat garwoliński,

— gminy Boguty – Pianki, Brok, Zaręby Kościelne, Nur, Małkinia Górna, część gminy Wąsewo położona na południe 
od linii wyznaczonej przez drogę nr 60, część gminy wiejskiej Ostrów Mazowiecka położona na południe od 
miasta Ostrów Mazowiecka i na południe od linii wyznaczonej przez drogę 60 biegnącą od zachodniej granicy 
miasta Ostrów Mazowiecka do zachodniej granicy gminy w powiecie ostrowskim,

— część gminy Sadowne położona na północny- zachód od linii wyznaczonej przez linię kolejową, część gminy 
Łochów położona na północny – zachód od linii wyznaczonej przez linię kolejową w powiecie węgrowskim,

— gminy Brańszczyk, Długosiodło, Rząśnik, Wyszków, część gminy Zabrodzie położona na wschód od linii 
wyznaczonej przez drogę nr S8 w powiecie wyszkowskim,

— gminy Cegłów, Dębe Wielkie, Halinów, Latowicz, Mińsk Mazowiecki i miasto Mińsk Mazowiecki, Mrozy, Siennica, 
miasto Sulejówek w powiecie mińskim,

— powiat otwocki,

— powiat warszawski zachodni,

— powiat legionowski,

— powiat piaseczyński,

— powiat pruszkowski,

— powiat grójecki,

— powiat grodziski,

— powiat żyrardowski,

— powiat białobrzeski,

— powiat przysuski,

— powiat miejski Warszawa,

w województwie lubelskim:

— powiat bialski,

— powiat miejski Biała Podlaska,

— powiat janowski,

— powiat puławski,

— powiat rycki,

— powiat łukowski,

— powiat lubelski,

— powiat miejski Lublin,

— powiat lubartowski,

— powiat łęczyński,

— powiat świdnicki,

— powiat biłgorajski,

— powiat hrubieszowski,

— powiat krasnostawski,
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— powiat chełmski,

— powiat miejski Chełm,

— powiat tomaszowski,

— powiat kraśnicki,

— powiat opolski,

— powiat parczewski,

— powiat włodawski,

— powiat radzyński,

— powiat miejski Zamość,

— powiat zamojski,

w województwie podkarpackim:

— powiat stalowowolski,

— powiat lubaczowski,

— gminy Medyka, Stubno, część gminy Orły położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 77, część 
gminy Żurawica na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 77 w powiecie przemyskim,

— powiat jarosławski,

— gmina Kamień w powiecie rzeszowskim,

— gminy Cmolas, Dzikowiec, Kolbuszowa, Majdan Królewski i Niwiska powiecie kolbuszowskim,

— powiat leżajski,

— powiat niżański,

— powiat tarnobrzeski,

— gminy Adamówka, Sieniawa, Tryńcza, Przeworsk z miastem Przeworsk, Zarzecze w powiecie przeworskim,

— gmina Ostrów, część gminy Sędziszów Małopolski położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr A4,

— część gminy Czarna położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr A4, część gminy Żyraków położona 
na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr A4, część gminy wiejskiej Dębica położona na północ od linii 
wyznaczonej przez drogę nr A4 w powiecie dębickim,

— część powiatu mieleckiego niewymieniona w części III załącznika I,

w województwie małopolskim:

— gminy Nawojowa, Piwniczna Zdrój, Rytro, Stary Sącz, część gminy Łącko położona na południe od linii 
wyznaczonej przez rzekę Dunajec w powiecie nowosądeckim,

— gmina Szczawnica w powiecie nowotarskim,

w województwie pomorskim:

— gminy Dzierzgoń i Stary Dzierzgoń w powiecie sztumskim,

— gmina Stare Pole, część gminy Nowy Staw położna na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 55 w powiecie 
malborskim,

— gminy Stegny, Sztutowo i część gminy Nowy Dwór Gdański położona na północny - wschód od linii wyznaczonej 
przez drogę nr 55 biegnącą od południowej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 7, następnie przez drogę 
nr 7 i S7 biegnącą do zachodniej granicy gminy w powiecie nowodworskim,

w województwie świętokrzyskim:

— gmina Tarłów i część gminy Ożarów położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 74 biegnącą od 
miejscowości Honorów do zachodniej granicy gminy w powiecie opatowskim,
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— część gminy Brody położona wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 9 i na północny - wschód od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 0618T biegnącą od północnej granicy gminy do skrzyżowania w miejscowości Lipie 
oraz przez drogę biegnącą od miejscowości Lipie do wschodniej granicy gminy i część gminy Mirzec położona na 
wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 744 biegnącą od południowej granicy gminy do miejscowości 
Tychów Stary a następnie przez drogę nr 0566T biegnącą od miejscowości Tychów Stary w kierunku północno – 
wschodnim do granicy gminy w powiecie starachowickim,

— gmina Gowarczów, część gminy Końskie położona na wschód od linii kolejowej, część gminy Stąporków 
położona na północ od linii kolejowej w powiecie koneckim,

— gminy Dwikozy i Zawichost w powiecie sandomierskim,

w województwie lubuskim:

— gminy Bogdaniec, Deszczno, Kłodawa, Kostrzyn nad Odrą, Santok, Witnica w powiecie gorzowskim,

— powiat miejski Gorzów Wielkopolski,

— gminy Drezdenko, Strzelce Krajeńskie, Stare Kurowo, Zwierzyn w powiecie strzelecko – drezdeneckim,

— powiat żarski,

— powiat słubicki,

— gminy Brzeźnica, Iłowa, Gozdnica, Małomice Wymiarki, Żagań i miasto Żagań w powiecie żagańskim,

— powiat krośnieński,

— powiat zielonogórski

— powiat miejski Zielona Góra,

— powiat nowosolski,

— powiat sulęciński,

— powiat międzyrzecki,

— powiat świebodziński,

— powiat wschowski,

w województwie dolnośląskim:

— powiat zgorzelecki,

— gminy Gaworzyce, Grębocice, Polkowice i Radwanice w powiecie polkowickim,

— część powiatu wołowskiego niewymieniona w części III załącznika I,

— gmina Jeżów Sudecki w powiecie karkonoskim,

— gminy Rudna, Ścinawa, miasto Lubin i część gminy Lubin niewymieniona w części III załącznika I w powiecie 
lubińskim,

— gmina Malczyce, Miękinia, Środa Śląska, część gminy Kostomłoty położona na północ od linii wyznaczonej przez 
drogę nr A4, część gminy Udanin położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr A4 w powiecie 
średzkim,

— gmina Wądroże Wielkie w powiecie jaworskim,

— gminy Kunice, Legnickie Pole, Prochowice, Ruja w powiecie legnickim,

— gminy Wisznia Mała, Trzebnica, Zawonia, część gminy Oborniki Śląskie położona na południe od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 340 w powiecie trzebnickim,

— gminy Leśna, Lubań i miasto Lubań, Olszyna, Platerówka, Siekierczyn w powiecie lubańskim,

— powiat miejski Wrocław,

— gminy Czernica, Długołęka, Siechnice, część gminy Żórawina położona na wschód od linii wyznaczonej przez 
autostradę A4, część gminy Kąty Wrocławskie położona na północ od linii wyznaczonej przez autostradę A4 w 
powiecie wrocławskim,
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— gminy Jelcz - Laskowice, Oława z miastem Oława i część gminy Domaniów położona na północny wschód od linii 
wyznaczonej przez autostradę A4 w powiecie oławskim,

— gmina Bierutów, miasto Oleśnica, część gminy wiejskiej Oleśnica położona na południe od linii wyznaczonej 
przez drogę nr S8, część gminy Dobroszyce położona na zachód od linii wyznaczonej przez linię kolejową 
biegnącą od północnej do południowej granicy gminy w powiecie oleśnickim,

— gmina Cieszków, Krośnice, część gminy Milicz położona na wschód od linii łączącej miejscowości Poradów – 
Piotrkosice – Sulimierz – Sułów - Gruszeczka w powiecie milickim,

— część powiatu bolesławieckiego niewymieniona w części III załącznika I,

— powiat głogowski,

— gmina Niechlów w powiecie górowskim,

— gmina Świerzawa, Wojcieszów, część gminy Zagrodno położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę 
łączącą miejscowości Jadwisin – Modlikowice Zagrodno oraz na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 382 
biegnącą od miejscowości Zagrodno do południowej granicy gminy w powiecie złotoryjskim,

— gmina Gryfów Śląski, Lubomierz, Lwówek Śląski, Wleń w powiecie lwóweckim,

— gminy Czarny Bór, Stare Bogaczowice, Walim, miasto Boguszów - Gorce, miasto Jedlina – Zdrój, miasto Szczawno 
– Zdrój w powiecie wałbrzyskim,

— powiat miejski Wałbrzych,

— gmina Świdnica, miasto Świdnica, miasto Świebodzice w powiecie świdnickim,

w województwie wielkopolskim:

— gminy Siedlec, Wolsztyn, część gminy Przemęt położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę łączącą 
miejscowości Borek – Kluczewo – Sączkowo – Przemęt – Błotnica – Starkowo – Boszkowo – Letnisko w powiecie 
wolsztyńskim,

— gmina Wielichowo, Rakoniewice, Granowo, część gminy Kamieniec położona na zachód od linii wyznaczonej 
przez drogę nr 308 w powiecie grodziskim,

— powiat międzychodzki,

— powiat nowotomyski,

— powiat obornicki,

— część gminy Połajewo na położona na południe od drogi łączącej miejscowości Chraplewo, Tarnówko-Boruszyn, 
Krosin, Jakubowo, Połajewo - ul. Ryczywolska do północno-wschodniej granicy gminy w powiecie czarnkowsko- 
trzcianeckim,

— powiat miejski Poznań,

— gminy Buk, Czerwonak, Dopiewo, Komorniki, Rokietnica, Stęszew, Swarzędz, Suchy Las, Tarnowo Podgórne, 
część gminy wiejskiej Murowana Goślina położona na północ od linii kolejowej biegnącej od północnej granicy 
miasta Murowana Goślina do północno-wschodniej granicy gminy w powiecie poznańskim,

— gminy

— część powiatu szamotulskiego niewymieniona w części I i III załącznika I,

— gmina Pępowo w powiecie gostyńskim,

— gminy Kobylin, Zduny, część gminy Krotoszyn położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogi: nr 15 
biegnącą od północnej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 36, nr 36 biegnącą od skrzyżowania z drogą 
nr 15 do skrzyżowana z drogą nr 444, nr 444 biegnącą od skrzyżowania z drogą nr 36 do południowej granicy 
gminy w powiecie krotoszyńskim,

— gmina Wijewo w powiecie leszczyńskim,

w województwie łódzkim:

— gminy Białaczów, Drzewica, Opoczno i Poświętne w powiecie opoczyńskim,

— gminy Biała Rawska, Regnów i Sadkowice w powiecie rawskim,

— gmina Kowiesy w powiecie skierniewickim,
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w województwie zachodniopomorskim:

— gmina Boleszkowice i część gminy Dębno położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 126 biegnącą 
od zachodniej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 23 w miejscowości Dębno, następnie na zachód od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 23 do skrzyżowania z ul. Jana Pawła II w miejscowości Cychry, następnie na południe 
od ul. Jana Pawła II do skrzyżowania z ul. Ogrodową i dalej na południe od linii wyznaczonej przez ul. Ogrodową, 
której przedłużenie biegnie do wschodniej granicy gminy w powiecie myśliborskim,

— gminy Cedynia, Gryfino, Mieszkowice, Moryń, część gminy Chojna położona na zachód od linii wyznaczonej 
przez drogi nr 31 biegnącą od północnej granicy gminy i 124 biegnącą od południowej granicy gminy w 
powiecie gryfińskim,

— gmina Kołbaskowo w powiecie polickim,

w województwie opolskim:

— gminy Brzeg, Lubsza, Lewin Brzeski, Olszanka, Skarbimierz w powiecie brzeskim,

— gminy Dąbrowa, Dobrzeń Wielki, Popielów w powiecie opolskim,

— gminy Świerczów, Wilków, część gminy Namysłów położona na południe od linii wyznaczonej przez linię 
kolejową biegnącą od wschodniej do zachodniej granicy gminy w powiecie namysłowskim.

8. Slowakei

Die folgenden Sperrzonen II in der Slowakei:

— the whole district of Gelnica except municipalities included in zone III,

— the whole district of Poprad

— the whole district of Spišská Nová Ves,

— the whole district of Levoča,

— the whole district of Kežmarok

— in the whole district of Michalovce except municipalities included in zone III,

— the whole district of Košice-okolie,

— the whole district of Rožnava,

— the whole city of Košice,

— in the district of Sobrance: Remetské Hámre, Vyšná Rybnica, Hlivištia, Ruská Bystrá, Podhoroď, Choňkovce, Ruský 
Hrabovec, Inovce, Beňatina, Koňuš,

— the whole district of Vranov nad Topľou,

— the whole district of Humenné except municipalities included in zone III,

— the whole district of Snina,

— the whole district of Prešov except municipalities included in zone III,

— the whole district of Sabinov except municipalities included in zone III,

— the whole district of Svidník, except municipalities included in zone III,

— the whole district of Stropkov, except municipalities included in zone III,

— the whole district of Bardejov,

— the whole district of Stará Ľubovňa,

— the whole district of Revúca,

— the whole district of Rimavská Sobota,

— in the district of Veľký Krtíš, the whole municipalities not included in part I,

— the whole district of Lučenec,

— the whole district of Poltár,

— the whole district of Zvolen, except municipalities included in zone III,

— the whole district of Detva,
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— the whole district of Krupina, except municipalities included in zone I,

— the whole district of Banska Stiavnica,

— in the district of Žiar nad Hronom the municipalities of Hronská Dúbrava, Trnavá Hora,

— the whole district of Banska Bystica, except municipalities included in zone III,

— the whole district of Brezno,

— the whole district of Liptovsky Mikuláš,

— the whole district of Trebišov’.

9. Italien

Die folgenden Sperrzonen II in Italien:

Piedmont Region:

— in the Province of Alessandria, the municipalities of Cavatore, Castelnuovo Bormida, Cabella Ligure, Carrega 
Ligure, Francavilla Bisio, Carpeneto, Costa Vescovato, Grognardo, Orsara Bormida, Pasturana, Melazzo, Mornese, 
Ovada, Predosa, Lerma, Fraconalto, Rivalta Bormida, Fresonara, Malvicino, Ponzone, San Cristoforo, Sezzadio, 
Rocca Grimalda, Garbagna, Tassarolo, Mongiardino Ligure, Morsasco, Montaldo Bormida, Prasco, Montaldeo, 
Belforte Monferrato, Albera Ligure, Bosio, Cantalupo Ligure, Castelletto D'orba, Cartosio, Acqui Terme, Arquata 
Scrivia, Parodi Ligure, Ricaldone, Gavi, Cremolino, Brignano-Frascata, Novi Ligure, Molare, Cassinelle, Morbello, 
Avolasca, Carezzano, Basaluzzo, Dernice, Trisobbio, Strevi, Sant'Agata Fossili, Pareto, Visone, Voltaggio, Tagliolo 
Monferrato, Casaleggio Boiro, Capriata D'orba, Castellania, Carrosio, Cassine, Vignole Borbera, Serravalle Scrivia, 
Silvano D'orba, Villalvernia, Roccaforte Ligure, Rocchetta Ligure, Sardigliano, Stazzano, Borghetto Di Borbera, 
Grondona, Cassano Spinola, Montacuto, Gremiasco, San Sebastiano Curone, Fabbrica Curone, Spigno 
Monferrato, Montechiaro d'Acqui, Castelletto d'Erro, Ponti, Denice,

— in the province of Asti, the municipality of Mombaldone,

Liguria Region:

— in the province of Genova, the municipalities of Bogliasco, Arenzano, Ceranesi, Ronco Scrivia, Mele, Isola Del 
Cantone, Lumarzo, Genova, Masone, Serra Riccò, Campo Ligure, Mignanego, Busalla, Bargagli, Savignone, 
Torriglia, Rossiglione, Sant'Olcese, Valbrevenna, Sori, Tiglieto, Campomorone, Cogoleto, Pieve Ligure, Davagna, 
Casella, Montoggio, Crocefieschi, Vobbia;

in the province of Savona, the municipalities of Albisola Superiore, Celle Ligure, Stella, Pontinvrea, Varazze, Urbe, 
Sassello, Mioglia,

Lazio Region:

— the Area of the Municipality of Rome within the administrative boundaries of the Local Heatlh Unit “ASL RM1”.

10. Tschechische Republik

Die folgenden Sperrzonen II in der Tschechischen Republik:

Region of Liberec:

— in the district of Liberec, the municipalities of Arnoltice u Bulovky, Hajniště pod Smrkem, Nové Město pod 
Smrkem, Dětřichovec, Bulovka, Horní Řasnice, Dolní Pertoltice, Krásný Les u Frýdlantu, Jindřichovice pod 
Smrkem, Horní Pertoltice, Dolní Řasnice, Raspenava, Dolní Oldřiš, Ludvíkov pod Smrkem, Lázně Libverda, Háj u 
Habartic, Habartice u Frýdlantu, Kunratice u Frýdlantu, Víska u Frýdlantu, Poustka u Frýdlantu, Višňová u 
Frýdlantu, Předlánce, Černousy, Boleslav, Ves, Andělka, Frýdlant, Srbská.

TEIL III

1. Bulgarien

Die folgenden Sperrzonen III in Bulgarien:

— in Blagoevgrad region:

— the whole municipality of Sandanski

— the whole municipality of Strumyani

— the whole municipality of Petrich,
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— the Pazardzhik region:

— the whole municipality of Pazardzhik,

— the whole municipality of Panagyurishte,

— the whole municipality of Lesichevo,

— the whole municipality of Septemvri,

— the whole municipality of Strelcha,

— in Plovdiv region

— the whole municipality of Hisar,

— the whole municipality of Suedinenie,

— the whole municipality of Maritsa

— the whole municipality of Rodopi,

— the whole municipality of Plovdiv,

— in Varna region:

— the whole municipality of Byala,

— the whole municipality of Dolni Chiflik.

2. Italien

Die folgenden Sperrzonen III in Italien:

— Sardinia Region: the whole territory.

3. Lettland

Die folgenden Sperrzonen III in Lettland:

— Dienvidkurzemes novada Embūtes pagasta daļa uz ziemeļiem autoceļa P116, P106, autoceļa no apdzīvotas vietas 
Dinsdurbe, Kalvenes pagasta daļa uz austrumiem no ceļa pie Vārtājas upes līdz autoceļam A9, uz ziemeļiem no 
autoceļa A9, uz austrumiem no autoceļa V1200, Kazdangas pagasta daļa uz austrumiem no ceļa V1200, P115, 
P117, V1296,

— Kuldīgas novada Rudbāržu, Nīkrāces, Raņķu, Skrundas pagasts, Laidu pagasta daļa uz dienvidiem no autoceļa 
V1296, Skrundas pilsēta.

4. Litauen

Die folgenden Sperrzonen III in Litauen:

— Jurbarko rajono savivaldybė: Jurbarko miesto seniūnija, Girdžių, Jurbarkų Raudonės, Skirsnemunės, Veliuonos ir 
Šimkaičių seniūnijos,

— Molėtų rajono savivaldybė: Dubingių ir Giedraičių seniūnijos,

— Marijampolės savivaldybė: Sasnavos ir Šunskų seniūnijos,

— Šakių rajono savivaldybė: Barzdų, Gelgaudiškio, Griškabūdžio, Kidulių, Kudirkos Naumiesčio, Sintautų, Slavikų, 
Sudargo, Šakių, Plokščių ir Žvirgždaičių seniūnijos.

— Kazlų rūdos savivaldybė: Antanavos, Jankų ir Kazlų Rūdos seniūnijos: vakarinė dalis iki kelio 2602 ir 183,

— Kelmės rajono savivaldybė: Kelmės apylinkių, Kukečių, Šaukėnų ir Užvenčio seniūnijos,

— Vilkaviškio rajono savivaldybė: Gižų, Kybartų, Klausučių, Pilviškių, Šeimenos ir Vilkaviškio miesto seniūnijos.

— Širvintų rajono savivaldybė: Alionių ir Zibalų seniūnijos,

— Šiaulių rajono savivaldybė: Bubių, Kuršėnų kaimiškoji ir Kuršėnų miesto seniūnijos,

— Ukmergės rajono savivaldybė: Želvos seniūnija,

— Vilniaus rajono savivaldybė: Paberžės seniūnija.
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5. Polen

Die folgenden Sperrzonen III in Polen:

w województwie zachodniopomorskim:

— gminy Banie, Trzcińsko – Zdrój, Widuchowa, część gminy Chojna położona na wschód linii wyznaczonej przez 
drogi nr 31 biegnącą od północnej granicy gminy i 124 biegnącą od południowej granicy gminy w powiecie 
gryfińskim,

w województwie warmińsko-mazurskim:

— część powiatu działdowskiego niewymieniona w części II załącznika I,

— część powiatu iławskiego niewymieniona w części II załącznika I,

— powiat nowomiejski,

— gminy Dąbrówno, Grunwald i Ostróda z miastem Ostróda w powiecie ostródzkim,

— gmina Banie Mazurskie, część gminy Gołdap położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę bignącą od 
zachodniej granicy gminy i łączącą miejscowości Pietraszki – Grygieliszki – Łobody - Bałupiany - Piękne Łąki do 
skrzyżowania z drogą nr 65, następnie od tego skrzyżowania na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 65 
biegnącą do skrzyżowania z drogą nr 650 i dalej na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 650 biegnącą od 
skrzyżowania z drogą nr 65 do miejscowości Wronki Wielkie i dalej na zachód od linii wyznaczonej przez drogę 
łączącą miejscowości Wronki Wielkie – Suczki – Pietrasze – Kamionki – Wilkasy biegnącą do południowej 
granicy gminy w powiecie gołdapskim,

— część gminy Pozdezdrze położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę biegnącą od zachodniej do 
południowej granicy gminy i łączącą miejscowości Stręgiel – Gębałka – Kuty – Jakunówko – Jasieniec, część 
gminy Budry położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę biegnącą od wschodniej do południowej 
granicy gminy i łączącą miejscowości Skalisze – Budzewo – Budry – Brzozówko w powiecie węgorzewskim,

— część gminy Kruklanki położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę biegnącą od północnej do 
wschodniej granicy gminy i łączącą miejscowości Jasieniec – Jeziorowskie – Podleśne w powiecie giżyckim,

— część gminy Kowale Oleckie położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę biegnącą od północnej do 
południowej granicy gminy i łączącą miejscowości Wierzbiadnki – Czerwony Dwór – Mazury w powiecie oleckim,

w województwie podkarpackim:

— gminy Borowa, Czermin, Radomyśl Wielki, Wadowice Górne w powiecie mieleckim,

w województwie lubuskim:

— gminy Niegosławice, Szprotawa w powiecie żagańskim,

w województwie wielkopolskim:

— gminy Krzemieniewo, Lipno, Osieczna, Rydzyna, Święciechowa, Włoszakowice w powiecie leszczyńskim,

— powiat miejski Leszno,

— gminy Kościan i miasto Kościan, Krzywiń, Śmigiel w powiecie kościańskim,

— część gminy Dolsk położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 434 biegnącą od północnej granicy 
gminy do skrzyżowania z drogą nr 437, a następnie na zachód od drogi nr 437 biegnącej od skrzyżowania z 
drogą nr 434 do południowej granicy gminy, część gminy Śrem położona na zachód od linii wyznaczonej przez 
drogę nr 310 biegnącą od zachodniej granicy gminy do miejscowości Śrem, następnie na zachód od drogi nr 432 
w miejscowości Śrem oraz na zachód od drogi nr 434 biegnącej od skrzyżowania z drogą nr 432 do południowej 
granicy gminy w powiecie śremskim,

— gminy Gostyń, Krobia i Poniec w powiecie gostyńskim,

— część gminy Przemęt położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę łączącą miejscowości Borek – 
Kluczewo – Sączkowo – Przemęt – Błotnica – Starkowo – Boszkowo – Letnisko w powiecie wolsztyńskim,

DE Amtsblatt der Europäischen Union L 319/50 13.12.2022  



— powiat rawicki,

— gmina Pniewy, część gminy Duszniki położona na północ od linii wyznaczonej przez autostradę A2 oraz na 
zachód od linii wyznaczonej przez drogę biegnącą od wschodniej granicy gminy, łączącą miejscowości Ceradz 
Kościelny – Grzebienisko – Wierzeja – Wilkowo, biegnącą do skrzyżowania z autostradą A2, część gminy 
Kaźmierz położona zachód od linii wyznaczonej przez rzekę Sarna, część gminy Ostroróg położona na południe 
od linii wyznaczonej przez drogę nr 184 biegnącą od południowej granicy gminy do skrzyżowania z drogą 
nr 116 oraz na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 116 biegnącą od skrzyżowania z drogą nr 184 do 
zachodniej granicy gminy, część gminy Szamotuły położona na zachód od linii wyznaczonej przez rzekę Sarna 
biegnącą od południowej granicy gminy do przecięcia z drogą nr 184 oraz na zachód od linii wyznaczonej przez 
drogęn r 184 biegnącą od przecięcia z rzeką Sarna do północnej granicy gminy w powiecie szamotulskim,

w województwie dolnośląskim:

— część powiatu górowskiego niewymieniona w części II załącznika I,

— część gminy Lubin położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 335 biegnącą od zachodniej granicy 
gminy do granicy miasta Lubin oraz na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 333 biegnącą od granicy 
miasta Lubin do południowej granicy gminy w powiecie lubińskim

— gminy Prusice, Żmigród, część gminy Oborniki Śląskie położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę 
nr 340 w powiecie trzebnickim,

— część gminy Zagrodno położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę łączącą miejscowości Jadwisin – 
Modlikowice - Zagrodno oraz na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 382 biegnącą od miejscowości 
Zagrodno do południowej granicy gminy, część gminy wiejskiej Złotoryja położona na wschód od linii 
wyznaczonej przez drogę biegnącą od północnej granicy gminy w miejscowości Nowa Wieś Złotoryjska do 
granicy miasta Złotoryja oraz na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 382 biegnącą od granicy miasta 
Złotoryja do wschodniej granicy gminy w powiecie złotoryjskim

— gmina Gromadka w powiecie bolesławieckim,

— gminy Chocianów i Przemków w powiecie polkowickim,

— gminy Chojnów i miasto Chojnów, Krotoszyce, Miłkowice w powiecie legnickim,

— powiat miejski Legnica,

— część gminy Wołów położona na wschód od linii wyznaczonej przez lnię kolejową biegnącą od północnej do 
południowej granicy gminy, część gminy Wińsko położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 36 
biegnącą od północnej do zachodniej granicy gminy, część gminy Brzeg Dolny położona na wschód od linii 
wyznaczonej przez linię kolejową od północnej do południowej granicy gminy w powiecie wołowskim,

— część gminy Milicz położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę łączącą miejscowości Poradów – 
Piotrkosice - Sulimierz-Sułów - Gruszeczka w powiecie milickim,

w województwie świętokrzyskim:

— gminy Gnojno, Pacanów w powiecie buskim,

— gminy Łubnice, Oleśnica, Połaniec, część gminy Rytwiany położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę 
nr 764, część gminy Szydłów położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 756 w powiecie 
staszowskim,

— gminy Chmielnik, Masłów, Miedziana Góra, Mniów, Łopuszno, Piekoszów, Pierzchnica, Sitkówka-Nowiny, 
Strawczyn, Zagnańsk, część gminy Raków położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogi nr 756 i 764, 
część gminy Chęciny położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 762, część gminy Górno położona 
na północ od linii wyznaczonej przez drogę biegnącą od wschodniej granicy gminy łączącą miejscowości 
Leszczyna – Cedzyna oraz na północ od linii wyznczonej przez ul. Kielecką w miejscowości Cedzyna biegnącą do 
wschodniej granicy gminy, część gminy Daleszyce położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 764 
biegnącą od wschodniej granicy gminy do skrzyżowania z drogą łączącą miejscowości Daleszyce – Słopiec – 
Borków, dalej na południe od linii wyznaczonej przez tę drogę biegnącą od skrzyżowania z drogą nr 764 do 
przecięcia z linią rzeki Belnianka, następnie na południe od linii wyznaczonej przez rzeki Belnianka i Czarna Nida 
biegnącej do zachodniej granicy gminy w powiecie kieleckim,
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— powiat miejski Kielce,

— gminy Krasocin, część gminy Włoszczowa położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 742 biegnącą 
od północnej granicy gminy do miejscowości Konieczno i dalej na wschód od linii wyznaczonej przez drogę 
łączącą miejscowości Konieczno – Rogienice – Dąbie – Podłazie, część gminy Kluczewsko położona na południe 
od linii wyznaczonej przez drogę biegnącą od wschodniej granicy gminy i łączącą miejscowości Krogulec – 
Nowiny - Komorniki do przecięcia z linią rzeki Czarna, następnie na południe od linii wyznaczonej przez rzekę 
Czarna biegnącą do przecięcia z linią wyznaczoną przez drogę nr 742 i dalej na wschód od linii wyznaczonej 
przez drogę nr 742 biegnącą od przecięcia z linią rzeki Czarna do południowej granicy gminyw powiecie 
włoszczowskim,

— gmina Kije w powiecie pińczowskim,

— gminy Małogoszcz, Oksa w powiecie jędrzejowskim,

w województwie małopolskim:

— gminy Dąbrowa Tarnowska, Radgoszcz, Szczucin w powiecie dąbrowskim.

6. Rumänien

Die folgenden Sperrzonen III in Rumänien:

— Zona orașului București,

— Județul Constanța,

— Județul Satu Mare,

— Județul Tulcea,

— Județul Bacău,

— Județul Bihor,

— Județul Bistrița Năsăud,

— Județul Brăila,

— Județul Buzău,

— Județul Călărași,

— Județul Dâmbovița,

— Județul Galați,

— Județul Giurgiu,

— Județul Ialomița,

— Județul Ilfov,

— Județul Prahova,

— Județul Sălaj,

— Județul Suceava

— Județul Vaslui,

— Județul Vrancea,

— Județul Teleorman,

— Judeţul Mehedinţi,

— Județul Gorj,

— Județul Argeș,

— Judeţul Olt,

— Judeţul Dolj,

— Județul Arad,

— Județul Timiș,

— Județul Covasna,

— Județul Brașov,
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— Județul Botoșani,

— Județul Vâlcea,

— Județul Iași,

— Județul Hunedoara,

— Județul Alba,

— Județul Sibiu,

— Județul Caraș-Severin,

— Județul Neamț,

— Județul Harghita,

— Județul Mureș,

— Județul Cluj,

— Județul Maramureş.

7. Slowakei

Die folgenden Sperrzonen III in der Slowakei:

— The whole district of Vranov and Topľou,

— In the district of Humenné: Lieskovec, Myslina, Humenné, Jasenov, Brekov, Závadka, Topoľovka, Hudcovce, Ptičie, 
Chlmec, Porúbka, Brestov, Gruzovce, Ohradzany, Slovenská Volová, Karná, Lackovce, Kochanovce, Hažín nad 
Cirochou, Závada, Nižná Sitnica, Vyšná Sitnica, Rohožník, Prituľany, Ruská Poruba, Ruská Kajňa,

— In the district of Michalovce: Strážske, Staré, Oreské, Zbudza, Voľa, Nacina Ves, Pusté Čemerné, Lesné, Rakovec nad 
Ondavou, Petrovce nad Laborcom, Trnava pri Laborci, Vinné, Kaluža, Klokočov, Kusín, Jovsa, Poruba pod 
Vihorlatom, Hojné, Lúčky,Závadka, Hažín, Zalužice, Michalovce, Krásnovce, Šamudovce, Vŕbnica, Žbince, 
Lastomír, Zemplínska Široká, Čečehov, Jastrabie pri Michalovciach, Iňačovce, Senné, Palín, Sliepkovce, Hatalov, 
Budkovce, Stretava, Stretávka, Pavlovce nad Uhom, Vysoká nad Uhom, Bajany,

— In the district of Gelnica: Hrišovce, Jaklovce, Kluknava, Margecany, Richnava,

— In the district Of Sabinov: Daletice,

— In the district of Prešov: Hrabkov, Krížovany, Žipov, Kvačany, Ondrašovce, Chminianske Jakubovany, Klenov, 
Bajerov, Bertotovce, Brežany, Bzenov, Fričovce, Hendrichovce, Hermanovce, Chmiňany, Chminianska Nová Ves, 
Janov, Jarovnice, Kojatice, Lažany, Mikušovce, Ovčie, Rokycany, Sedlice, Suchá Dolina, Svinia, Šindliar, Široké, 
Štefanovce, Víťaz, Župčany,

— the whole district of Medzilaborce,

— In the district of Stropkov: Havaj, Malá Poľana, Bystrá, Mikové, Varechovce, Vladiča, Staškovce, Makovce, Veľkrop, 
Solník, Korunková, Bukovce, Krišľovce, Jakušovce, Kolbovce,

— In the district of Svidník: Pstruša,

— In the district of Zvolen: Očová, Zvolen, Sliač, Veľká Lúka, Lukavica, Sielnica, Železná Breznica, Tŕnie, Turová, 
Kováčová, Budča, Hronská Breznica, Ostrá Lúka, Bacúrov, Breziny, Podzámčok, Michalková, Zvolenská Slatina, 
Lieskovec,

— In the district of Banská Bystrica: Sebedín-Bečov, Čerín, Dúbravica, Oravce, Môlča, Horná Mičiná, Dolná Mičiná, 
Vlkanová, Hronsek, Badín, Horné Pršany, Malachov, Banská Bystrica,

— The whole district of Sobrance except municipalities included in zone II.“
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RICHTLINIEN

DURCHFÜHRUNGSRICHTLINIE (EU) 2022/2438 DER KOMMISSION 

vom 12. Dezember 2022

zur Änderung der Richtlinie 93/49/EWG und der Durchführungsrichtlinie 2014/98/EU hinsichtlich 
unionsgeregelter Nicht-Quarantäneschädlinge auf Vermehrungsmaterial von Zierpflanzen sowie 

Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten zur Fruchterzeugung 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Richtlinie 98/56/EG des Rates vom 20. Juli 1998 über das Inverkehrbringen von Vermehrungsmaterial von 
Zierpflanzen (1), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 5,

gestützt auf die Richtlinie 2008/90/EG des Rates vom 29. September 2008 über das Inverkehrbringen von Vermehrungs­
material und Pflanzen von Obstarten zur Fruchterzeugung (2), insbesondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Durchführungsverordnung (EU) 2019/2072 der Kommission (3) wurde eine Liste der Unionsquarantäne­
schädlinge, der Schutzgebiet-Quarantäneschädlinge und der unionsgeregelten Nicht-Quarantäneschädlinge (im 
Folgenden „RNQPs“) erstellt. Ferner wurden darin Anforderungen für das Einführen bestimmter Pflanzen, 
Pflanzenerzeugnisse und anderer Gegenstände in die Union und ihre Verbringung innerhalb der Union festgelegt, 
um die Einschleppung, Ansiedlung und Ausbreitung dieser Schädlinge in das bzw. auf dem Gebiet der Union zu 
verhindern.

(2) Die Durchführungsverordnung (EU) 2019/2072 wurde vor Kurzem durch die Durchführungsverordnung (EU) 
2021/2285 der Kommission (4) geändert, um den Pflanzengesundheitsstatus bestimmter Schädlinge zu 
aktualisieren und erforderlichenfalls die spezifischen Maßnahmen zur Bekämpfung dieser Schädlinge zu ändern. 
Aus Gründen der Kohärenz in Bezug auf die diese Schädlinge betreffenden Änderungen sollte diesen neuen 
Elementen auch in der Richtlinie 93/49/EWG der Kommission (5) und der Durchführungsrichtlinie 2014/98/EU der 
Kommission (6) Rechnung getragen werden.

(3) Der Schädling Pseudomonas syringae pv. actinidiae Takikawa, Serizawa, Ichikawa, Tsuyumu & Goto ist in Anhang IV 
Teil D der Durchführungsverordnung (EU) 2019/2072 in Bezug auf das Vermehrungsmaterial von Zierpflanzen 
aufgeführt, weil er die Anforderungen für die Verzeichnung als RNQP erfüllt. Es ist daher gerechtfertigt, diesen 
Schädling im Anhang der Richtlinie 93/49/EWG aufzuführen.

(1) ABl. L 226 vom 13.8.1998, S. 16.
(2) ABl. L 267 vom 8.10.2008, S. 8.
(3) Durchführungsverordnung (EU) 2019/2072 der Kommission vom 28. November 2019 zur Festlegung einheitlicher Bedingungen für 

die Durchführung der Verordnung (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf Maßnahmen zum Schutz 
vor Pflanzenschädlingen und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 690/2008 der Kommission sowie zur Änderung der 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/2019 der Kommission (ABl. L 319 vom 10.12.2019, S. 1).

(4) Durchführungsverordnung (EU) 2021/2285 der Kommission vom 14. Dezember 2021 zur Änderung der Durchführungsverordnung 
(EU) 2019/2072 hinsichtlich der Auflistung von Schädlingen, Verboten und Anforderungen für die Einfuhr von Pflanzen, Pflanzener­
zeugnissen und anderen Gegenständen in die Union und deren Verbringung innerhalb der Union sowie zur Aufhebung der 
Entscheidungen 98/109/EG und 2002/757/EG und der Durchführungsverordnungen (EU) 2020/885 und (EU) 2020/1292 
(ABl. L 485 vom 22.12.2021, S. 173).

(5) Richtlinie 93/49/EWG der Kommission vom 23. Juni 1993 zur Festlegung der Tabelle mit den Anforderungen an Vermehrungs­
material und Pflanzen von Zierpflanzenarten gemäß der Richtlinie 91/682/EWG des Rates (ABl. L 250 vom 7.10.1993, S. 9).

(6) Durchführungsrichtlinie 2014/98/EU der Kommission vom 15. Oktober 2014 zur Durchführung der Richtlinie 2008/90/EG des Rates 
hinsichtlich der spezifischen Anforderungen an die in deren Anhang I aufgeführten Gattungen und Arten von Obstpflanzen, der 
spezifischen Anforderungen an die Versorger und ausführlicher Bestimmungen für die amtliche Prüfung (ABl. L 298 vom 16.10.2014, 
S. 22).
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(4) Der Schädling Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld ist in Anhang IV Teile D und J der 
Durchführungsverordnung (EU) 2019/2072 in Bezug auf das Vermehrungsmaterial von Zierpflanzen bzw. das 
Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten zur Fruchterzeugung aufgeführt, weil er die Anforderungen für 
die Verzeichnung als RNQP erfüllt. Es ist daher gerechtfertigt, diesen Schädling im Anhang der Richtlinie 
93/49/EWG und in Anhang II der Durchführungsrichtlinie 2014/98/EU aufzuführen.

(5) Es ist zudem notwendig, Maßnahmen gegen das Auftreten von Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & 
Man in ’t Veld auf gewissen zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen, die als Vermehrungsmaterial und Pflanzen von 
Obstarten zur Fruchterzeugung verwendet werden, in die Durchführungsrichtlinie 2014/98/EU aufzunehmen.

(6) Candidatus Phytoplasma australiense Davis et al. wurde in Anhang II der Durchführungsverordnung (EU) 2019/2072 
als Unionsquarantäneschädling aufgeführt und aus der Liste der RNQPs in Anhang IV dieser Verordnung entfernt. 
Daher sollte dieser Schädling auch aus der Liste der RNQPs in Anhang I der Durchführungsrichtlinie 2014/98/EU 
und aus Anhang IV dieser Richtlinie in Bezug auf Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten zur 
Fruchterzeugung bei Pflanzen der Gattung Fragaria L. entfernt werden.

(7) In der Durchführungsrichtlinie 2014/98/EU ist festgelegt, dass die Freiheit des Vorstufenmaterials, Basismaterials, 
zertifizierten Materials und CAC-Materials (Conformitas Agraria Communitatis) von den in den Anhängen I und II der 
genannten Richtlinie aufgeführten RNQPs durch visuelle Kontrolle in der Einrichtung, auf dem Feld sowie der 
Partien festgestellt worden sein muss und dass dieses Material den in Anhang IV festgelegten Anforderungen in 
Bezug auf die jeweilige Gattung oder Art genügen muss.

(8) Um für Kohärenz mit der Durchführungsverordnung (EU) 2019/2072 im Hinblick auf die als befallsfrei eingestuften 
Gebiete zu sorgen, sollte zudem eine Ausnahme von der Verpflichtung zur visuellen Kontrolle, Beprobung und 
Untersuchung von Vorstufenmaterial, Basismaterial, zertifiziertem Material und CAC-Material in die Durchführungs­
richtlinie 2014/98/EU aufgenommen werden.

(9) Mit dem Durchführungsbeschluss (EU) 2017/925 der Kommission (7) wurden bestimmte Mitgliedstaaten 
vorübergehend ermächtigt, im Freiland unter nicht insektensicheren Bedingungen erzeugtes Vorstufenmaterial 
bestimmter Arten von Obstpflanzen zu zertifizieren. Die Frankreich diesbezüglich gewährte Ermächtigung lief am 
31. Dezember 2018 aus. Um dem Ende der Gültigkeit dieser Ermächtigung Rechnung zu tragen, sollte der Teil zu 
den „Anforderungen an die Produktionsfläche, den Ort der Erzeugung oder das Gebiet“ in Anhang IV Abschnitt 4 
der Durchführungsrichtlinie 2014/98/EU in Bezug auf das Vorstufenmaterial von Cydonia oblonga Mill. daher 
gestrichen werden.

(10) Seit dem Erlass der Durchführungsrichtlinie 2014/98/EU haben die Erfahrungen der Mitgliedstaaten gezeigt, dass die 
Maßnahmen gegen Candidatus Phytoplasma pyri Seemüller & Schneider, mit denen ganze Partien von Vermehrungs­
material und Pflanzen von Obstarten vom Inverkehrbringen ausgeschlossen werden, wenn auf der 
Produktionsfläche Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten mit Symptomen entdeckt wurden, in keinem 
angemessenen Verhältnis zum jeweiligen Pflanzengesundheitsrisiko stehen. Die Durchführungsrichtlinie 
2014/98/EU sollte geändert werden, um für Kohärenz mit den in der Durchführungsverordnung (EU) 2019/2072 
festgelegten überarbeiteten Risikomanagementmaßnahmen gegen Candidatus Phytoplasma pyri Seemüller & 
Schneider zu sorgen. Jegliches Vermehrungsmaterial mit Symptomen und sämtliche Pflanzen von Obstarten mit 
Symptomen sollten entfernt und unverzüglich vernichtet werden.

(11) Im Einklang mit Artikel 32 der Durchführungsrichtlinie 2014/98/EU dürfen die Mitgliedstaaten das 
Inverkehrbringen in ihrem eigenen Hoheitsgebiet von Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten, die aus 
Mutterpflanzen für Vorstufenmaterial, für Basismaterial und für zertifiziertes Material oder aus CAC-Material 
erzeugt wurden, die bereits vor dem 1. Januar 2017 bestanden, bis zum 31. Dezember 2022 gestatten, auch wenn 
dieses Material oder diese Pflanzen von Obstarten nicht den Anforderungen dieser Durchführungsrichtlinie genügt 
bzw. genügen. Die Erfahrungen der Mitgliedstaaten mit der Umsetzung der Rechtsvorschriften haben gezeigt, dass 
die Zertifizierung von Saat- und Pflanzgut nicht unter das Zertifizierungssystem der Union für Vermehrungsmaterial 
und Pflanzen von Obstarten fällt. Daher sollten die aktuellen Übergangsmaßnahmen aufgrund der Zeit, die für die 
Anpassung des Materials an die Anforderungen der genannten Richtlinie benötigt wird, weiterhin nur für die 
Erzeugung von Saat- und Pflanzgut gelten. Um jegliche Störungen des Handels mit solchem Material zu vermeiden, 
sollte der entsprechende Zeitraum bis zum 31. Dezember 2029 verlängert werden.

(7) Durchführungsbeschluss (EU) 2017/925 der Kommission vom 29. Mai 2017 zur vorübergehenden Ermächtigung bestimmter 
Mitgliedstaaten, auf dem Feld unter nicht insektensicheren Bedingungen erzeugtes Vorstufenmaterial bestimmter Arten von 
Obstpflanzen zu zertifizieren, und zur Aufhebung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2017/167 (ABl. L 140 vom 31.5.2017, S. 7).
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(12) Die botanische Bezeichnung von Prunus amygdalus Batsch sollte in Prunus dulcis (Mill.) D. A. Webb geändert werden, 
um Entwicklungen im Bereich der taxonomischen Nomenklatur Rechnung zu tragen.

(13) Daher sollten die Richtlinie 93/49/EWG und die Durchführungsrichtlinie 2014/98/EU jeweils geändert werden.

(14) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Änderung der Richtlinie 93/49/EWG

Der Anhang der Richtlinie 93/49/EWG wird gemäß Anhang I der vorliegenden Richtlinie geändert.

Artikel 2

Änderung der Durchführungsrichtlinie 2014/98/EU

Die Durchführungsrichtlinie 2014/98/EU wird wie folgt geändert:

1. Artikel 10 Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Absatz 1 gilt nicht für:

a) Mutterpflanzen für Vorstufenmaterial und Vorstufenmaterial während der Kryokonservierung;

b) Vorstufenmaterial, das in Gebieten erzeugt wurde, die bekanntermaßen frei von relevanten Schadorganismen sind 
oder nach den einschlägigen Internationalen Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen (ISPMs) 
(Anforderungen für die Einrichtung von befallsfreien Gebieten. ISPM Nr. 4 (1995), Rom, IPPC, FAO 2017) als frei 
von relevanten Schadorganismen befunden wurden.“

2. Artikel 16 Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Absatz 1 gilt nicht für:

a) Mutterpflanzen für Basismaterial und Basismaterial während der Kryokonservierung;

b) Basismaterial, das in Gebieten erzeugt wurde, die bekanntermaßen frei von relevanten Schadorganismen sind oder 
nach den einschlägigen ISPMs (Anforderungen für die Einrichtung von befallsfreien Gebieten. ISPM Nr. 4 (1995), 
Rom, IPPC, FAO 2017) als frei von relevanten Schadorganismen befunden wurden.“

3. Artikel 21 Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Absatz 1 gilt nicht für:

a) Mutterpflanzen für zertifiziertes Material und zertifiziertes Material während der Kryokonservierung;

b) zertifiziertes Material, das in Gebieten erzeugt wurde, die bekanntermaßen frei von relevanten Schadorganismen 
sind oder nach den einschlägigen ISPMs (Anforderungen für die Einrichtung von befallsfreien Gebieten. ISPM Nr. 4 
(1995), Rom, IPPC, FAO 2017) als frei von relevanten Schadorganismen befunden wurden.“

4. Artikel 26 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Absatz 1 gilt nicht für:

a) CAC-Material während der Kryokonservierung;

b) CAC-Material, das in Gebieten erzeugt wurde, die bekanntermaßen frei von relevanten Schadorganismen sind oder 
nach den einschlägigen ISPMs (Anforderungen für die Einrichtung von befallsfreien Gebieten. ISPM Nr. 4 (1995), 
Rom, IPPC, FAO 2017) als frei von relevanten Schadorganismen befunden wurden.“
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5. Artikel 32 erhält folgende Fassung:

„Artikel 32

Übergangsmaßnahmen

Die Mitgliedstaaten dürfen das Inverkehrbringen von Saat- und Pflanzgut, das aus Mutterpflanzen für Vorstufenmaterial, 
für Basismaterial und für zertifiziertes Material oder aus CAC-Material erzeugt wurde, die bereits vor dem 1. Januar 
2017 bestanden und vor dem 31. Dezember 2029 amtlich zertifiziert wurden oder die Bedingungen für die Einstufung 
als CAC-Material erfüllten, bis zum 31. Dezember 2029 gestatten. Wird das betreffende Material in Verkehr gebracht, so 
wird es durch einen Verweis auf den vorliegenden Artikel auf dem Etikett und in einem Dokument gekennzeichnet.“

6. Die Anhänge I, II, IV und V werden gemäß Anhang II der vorliegenden Richtlinie geändert.

Artikel 3

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser 
Richtlinie spätestens am 30. Juni 2023 nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser 
Vorschriften mit.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der 
amtlichen Veröffentlichung auf die vorliegende Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser 
Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Rechtsvorschriften mit, die sie 
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 4

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 5

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 12. Dezember 2022

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG I 

Änderung der Richtlinie 93/49/EWG 

Der Anhang der Richtlinie 93/49/EWG wird wie folgt geändert:

1. Zwischen dem Eintrag für „Erwinia amylovora (Burrill) Winslow et al. [ERWIAM]“ und dem Eintrag für „Pseudomonas 
syringae pv. persicae (Prunier, Luisetti &. Gardan) Young, Dye & Wilkie [PSDMPE]“ wird folgender Eintrag eingefügt:

„Pseudomonas syringae pv. actinidiae 
Takikawa, Serizawa, Ichikawa, Tsuyumu 

& Goto [PSDMAK]

Zum Anpflanzen bestimmte Pflanzen außer Saatgut
Actinidia Lindl. 0 %“

2. Zwischen dem Eintrag für „Lecanosticta acicola (von Thümen) Sydow [SCIRAC]“ und dem Eintrag für „Plasmopara halstedii 
(Farlow) Berlese & de Toni [PLASHA]“ wird folgender Eintrag eingefügt:

„Phytophthora ramorum (EU-Isolate) 
Werres, De Cock & Man in ’t Veld 
[PHYTRA]

Zum Anpflanzen bestimmte Pflanzen außer Pollen und 
Saatgut
Camellia L., Castanea sativa Mill., Fraxinus excelsior L., Larix 
decidua Mill., Larix kaempferi (Lamb.) Carrière, Larix × 
eurolepis A. Henry, Pseudotsuga menziesii (Mirb.) Franco, 
Quercus cerris L., Quercus ilex L., Quercus rubra L., 
Rhododendron L., außer R. simsii L., Viburnum L.

0 %“
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ANHANG II 

Änderung der Durchführungsrichtlinie 2014/98/EU 

Die Durchführungsrichtlinie 2014/98/EU wird wie folgt geändert:

1. In Anhang I wird in der zweiten Spalte des Eintrags für „Fragaria L.“ der Eintrag für „Candidatus Phytoplasma australiense 
Davis et al. [PHYPAU]“ gestrichen.

2. Anhang II wird wie folgt geändert:

a) Zwischen den Überschriften der Spalten der Tabelle und dem Eintrag für „Citrus L., Fortunella Swingle und Poncirus 
Raf.“ wird folgender Eintrag eingefügt:

„Castanea sativa Mill.
Pilze und Oomyzeten

Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock 
& Man in ’t Veld [PHYTRA]“

b) In der zweiten Spalte des Eintrags für „Vaccinium L.“ wird vor dem Text „Viren, Viroide, virusähnliche Krankheiten 
und Phytoplasmen“ folgender Text eingefügt:

„Pilze und Oomyzeten
Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld [PHYTRA]“

3. Anhang IV wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1 („Castanea sativa Mill.“) wird wie folgt geändert:

i) Buchstabe b („Vorstufenmaterial“), Buchstabe c („Basismaterial“) und Buchstabe d („Zertifiziertes und CAC- 
Material“) erhalten folgende Fassung:

„b) Vorstufenmaterial

Anforderungen an die Produktionsfläche, den Ort der Erzeugung oder das Gebiet

Wurde gemäß dem Durchführungsbeschluss (EU) 2017/925 der Kommission (*) ausnahmsweise gestattet, 
Vorstufenmaterial auf dem Feld unter nicht insektensicheren Bedingungen zu erzeugen, gelten folgende 
Anforderungen in Bezug auf:

i) Cryphonectria parasitica (Murrill) Barr

— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorie Vorstufenmaterial werden in 
Gebieten erzeugt, die von der zuständigen Behörde nach den einschlägigen Internationalen Standards 
für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Cryphonectria parasitica (Murrill) Barr befunden 
wurden, oder

— während der letzten abgeschlossenen Vegetationsperiode wurden auf der Produktionsfläche keine 
Symptome von Cryphonectria parasitica (Murrill) Barr an Vermehrungsmaterial und Pflanzen von 
Obstarten der Kategorie Vorstufenmaterial festgestellt;

ii) Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld

— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorie Vorstufenmaterial werden in 
Gebieten erzeugt, die von der zuständigen Behörde nach den einschlägigen Internationalen Standards 
für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De 
Cock & Man in ’t Veld befunden wurden, oder

— während der letzten abgeschlossenen Vegetationsperiode wurden auf der Produktionsfläche keine 
Symptome von Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld an Vermehrungs­
material und Pflanzen von Obstarten der Kategorie Vorstufenmaterial festgestellt.
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c) Basismaterial

Anforderungen an die Produktionsfläche, den Ort der Erzeugung oder das Gebiet

i) Cryphonectria parasitica (Murrill) Barr

— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorie Basismaterial werden in Gebieten 
erzeugt, die von der zuständigen Behörde nach den einschlägigen Internationalen Standards für 
pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Cryphonectria parasitica (Murrill) Barr befunden 
wurden, oder

— während der letzten abgeschlossenen Vegetationsperiode wurden auf der Produktionsfläche keine 
Symptome von Cryphonectria parasitica (Murrill) Barr an Vermehrungsmaterial und Pflanzen von 
Obstarten der Kategorie Basismaterial festgestellt;

ii) Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld

— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorie Basismaterial werden in Gebieten 
erzeugt, die von der zuständigen Behörde nach den einschlägigen Internationalen Standards für 
pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock 
& Man in ’t Veld befunden wurden, oder

— während der letzten abgeschlossenen Vegetationsperiode wurden auf der Produktionsfläche keine 
Symptome von Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld an Vermehrungs­
material und Pflanzen von Obstarten der Kategorie Basismaterial festgestellt.

d) Zertifiziertes und CAC-Material

Anforderungen an die Produktionsfläche, den Ort der Erzeugung oder das Gebiet

i) Cryphonectria parasitica (Murrill) Barr

— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorien zertifiziertes und CAC-Material 
werden in Gebieten erzeugt, die von der zuständigen Behörde nach den einschlägigen Internationalen 
Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Cryphonectria parasitica (Murrill) Barr 
befunden wurden, oder

— während der letzten abgeschlossenen Vegetationsperiode wurden auf der Produktionsfläche keine 
Symptome von Cryphonectria parasitica (Murrill) Barr an Vermehrungsmaterial und Pflanzen von 
Obstarten der Kategorien zertifiziertes und CAC-Material festgestellt, oder

— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorien zertifiziertes und CAC-Material mit 
Symptomen von Cryphonectria parasitica (Murrill) Barr werden entfernt, der verbleibende Bestand an 
Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten wird wöchentlich kontrolliert, und mindestens 
innerhalb der letzten drei Wochen vor dem Versand werden auf der Produktionsfläche keine 
Symptome festgestellt;

ii) Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld

— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorien zertifiziertes und CAC-Material 
werden in Gebieten erzeugt, die von der zuständigen Behörde nach den einschlägigen Internationalen 
Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Phytophthora ramorum (EU-Isolate) 
Werres, De Cock & Man in ’t Veld befunden wurden, oder

— während der letzten abgeschlossenen Vegetationsperiode wurden auf der Produktionsfläche keine 
Symptome von Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld an Vermehrungs­
material und Pflanzen von Obstarten der Kategorien zertifiziertes und CAC-Material festgestellt,

oder

— 

— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorien zertifiziertes und CAC-Material 
auf der Produktionsfläche mit Symptomen von Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De 
Cock & Man in ’t Veld und alle Pflanzen im Umkreis von 2 m um das symptomatische 
Vermehrungsmaterial und die symptomatischen Pflanzen von Obstarten werden entfernt und 
vernichtet, einschließlich anhaftender Erde,

und
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— für alle Pflanzen im Umkreis von 10 m um symptomatisches Vermehrungsmaterial und 
symptomatische Pflanzen von Obstarten sowie für den verbleibenden Bestand an Vermehrungs­
material und Pflanzen von Obstarten der betroffenen Partie gilt:

— Innerhalb von drei Monaten nach dem Nachweis symptomatischen Vermehrungsmaterials 
und symptomatischer Pflanzen von Obstarten werden keine Symptome eines Befalls mit 
Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld auf diesem Vermehrungs­
material und diesen Pflanzen von Obstarten bei mindestens zwei Inspektionen zu geeigneten 
Zeitpunkten für den Nachweis des Schadorganismus festgestellt, und während dieser 
Dreimonatsfrist werden keine Behandlungen zur Unterdrückung der Symptome eines Befalls 
mit Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld durchgeführt, und

— nach dieser Dreimonatsfrist gilt:

— Auf der Produktionsfläche werden an diesem Vermehrungsmaterial und diesen Pflanzen 
von Obstarten keine Symptome von Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & 
Man in ’t Veld festgestellt, oder

— eine repräsentative Probe dieses zu verbringenden Vermehrungsmaterials und dieser zu 
verbringenden Pflanzen von Obstarten wird getestet und als frei von Phytophthora 
ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld befunden, und

und

— für sämtliches weiteres Vermehrungsmaterial und alle anderen Pflanzen von Obstarten auf der 
Produktionsfläche gilt:

— Auf der Produktionsfläche werden an diesem Vermehrungsmaterial und diesen Pflanzen von 
Obstarten keine Symptome von Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in 
’t Veld festgestellt, oder

— eine repräsentative Probe dieses zu verbringenden Vermehrungsmaterials und dieser zu 
verbringenden Pflanzen von Obstarten wurde getestet und als frei von Phytophthora ramorum 
(EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld befunden.

_____________
(*) Durchführungsbeschluss (EU) 2017/925 der Kommission vom 29. Mai 2017 zur vorübergehenden 

Ermächtigung bestimmter Mitgliedstaaten, auf dem Feld unter nicht insektensicheren Bedingungen erzeugtes 
Vorstufenmaterial bestimmter Arten von Obstpflanzen zu zertifizieren, und zur Aufhebung des 
Durchführungsbeschlusses (EU) 2017/167 (ABl. L 140 vom 31.5.2017, S. 7).“

b) In Nummer 4 („Cydonia oblonga Mill.“) Buchstabe b („Vorstufenmaterial“) wird der Teil zu den „Anforderungen an die 
Produktionsfläche, den Ort der Erzeugung oder das Gebiet“ gestrichen.

c) In Nummer 6 („Fragaria L.“) Buchstabe d („Zertifiziertes Material“) wird im Teil zu den „Anforderungen an die 
Produktionsfläche, den Ort der Erzeugung oder das Gebiet“ unter dem ersten Gedankenstrich („1 % bei:“) unter 
Ziffer iii der Eintrag für „Candidatus Phytoplasma australiense Davis et al.“ gestrichen.

d) Nummer 8 („Malus Mill.“) wird wie folgt geändert:

i) Unter Buchstabe c („Basismaterial“) wird folgender Abschnitt angefügt:

„Anforderungen an die Produktionsfläche, den Ort der Erzeugung oder das Gebiet

i) Candidatus Phytoplasma mali Seemüller & Schneider

— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorie Basismaterial werden in Gebieten 
erzeugt, die bekanntermaßen frei sind von Candidatus Phytoplasma mali Seemüller & Schneider, oder

— während der letzten abgeschlossenen Vegetationsperiode wurden keine Symptome von Candidatus 
Phytoplasma mali Seemüller & Schneider an Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der 
Kategorie Basismaterial auf der Produktionsfläche festgestellt, und jegliche Pflanzen in unmittelbarer 
Nähe, die Symptome aufweisen, werden entfernt und unverzüglich vernichtet;
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ii) Erwinia amylovora (Burrill) Winslow et al.

— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorie Basismaterial werden in Gebieten 
erzeugt, die bekanntermaßen frei sind von Erwinia amylovora (Burrill) Winslow et al., oder

— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorie Basismaterial auf der Produktionsfläche 
wurden während der letzten abgeschlossenen Vegetationsperiode kontrolliert, und, soweit sie Symptome 
von Erwinia amylovora (Burrill) Winslow et al. aufweisen, werden sie ebenso wie jegliche Wirtspflanzen in 
der Umgebung unverzüglich entfernt und vernichtet.“

ii) Unter Buchstabe d („Zertifiziertes Material“) wird folgender Abschnitt angefügt:

„Anforderungen an die Produktionsfläche, den Ort der Erzeugung oder das Gebiet

i) Candidatus Phytoplasma mali Seemüller & Schneider

— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorie zertifiziertes Material werden in 
Gebieten erzeugt, die bekanntermaßen frei sind von Candidatus Phytoplasma mali Seemüller & Schneider, 
oder

— während der letzten abgeschlossenen Vegetationsperiode wurden keine Symptome von Candidatus 
Phytoplasma mali Seemüller & Schneider an Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der 
Kategorie zertifiziertes Material auf der Produktionsfläche festgestellt, und jegliche Pflanzen in 
unmittelbarer Nähe, die Symptome aufweisen, werden entfernt und unverzüglich vernichtet, oder

— während der letzten abgeschlossenen Vegetationsperiode wurden Symptome von Candidatus 
Phytoplasma mali Seemüller & Schneider an höchstens 2 % des Vermehrungsmaterials und der Pflanzen 
von Obstarten der Kategorie zertifiziertes Material auf der Produktionsfläche festgestellt, dieses 
Vermehrungsmaterial und diese Pflanzen von Obstarten sowie jegliche Pflanzen in unmittelbarer Nähe, 
die Symptome aufweisen, werden entfernt und unverzüglich vernichtet, und eine repräsentative Probe 
des symptomfreien Vermehrungsmaterials und der symptomfreien Pflanzen von Obstarten in den 
Partien, in denen Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten mit Symptomen gefunden worden 
waren, wurde untersucht und als frei von Candidatus Phytoplasma mali Seemüller & Schneider befunden;

ii) Erwinia amylovora (Burrill) Winslow et al.

— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorie zertifiziertes Material werden in 
Gebieten erzeugt, die bekanntermaßen frei sind von Erwinia amylovora (Burrill) Winslow et al., oder

— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorie zertifiziertes Material auf der 
Produktionsfläche wurden während der letzten abgeschlossenen Vegetationsperiode kontrolliert, und, 
soweit sie Symptome von Erwinia amylovora (Burrill) Winslow et al. aufweisen, werden sie ebenso wie 
jegliche Wirtspflanzen in der Umgebung unverzüglich entfernt und vernichtet.“

iii) Buchstabe e „Basismaterial und zertifiziertes Material“ wird gestrichen.

e) Nummer 12 („Pyrus L.“) wird wie folgt geändert:

i) Unter Buchstabe b („Vorstufenmaterial“) erhält Ziffer i („Candidatus Phytoplasma pyri Seemüller & Schneider“) des 
Abschnitts „Anforderungen an die Produktionsfläche, den Ort der Erzeugung oder das Gebiet“ folgende Fassung:

„— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorie Vorstufenmaterial werden in Gebieten 
erzeugt, die von der zuständigen Behörde nach den einschlägigen Internationalen Standards für 
pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Candidatus Phytoplasma pyri Seemüller & Schneider 
befunden wurden, oder

— während der letzten drei Vegetationsperioden wurden keine Symptome von Candidatus Phytoplasma pyri 
Seemüller & Schneider an Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorie Vorstufen­
material auf der Produktionsfläche festgestellt, und jegliche Pflanzen in unmittelbarer Nähe, die 
Symptome aufweisen, werden entfernt und unverzüglich vernichtet;“
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ii) Unter Buchstabe e („Basismaterial und zertifiziertes Material“) erhält Ziffer i („Candidatus Phytoplasma pyri 
Seemüller & Schneider“) des Abschnitts „Anforderungen an die Produktionsfläche, den Ort der Erzeugung oder 
das Gebiet“ folgende Fassung:

„— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorien Basismaterial und zertifiziertes 
Material werden in Gebieten erzeugt, die von der zuständigen Behörde nach den einschlägigen 
Internationalen Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Candidatus Phytoplasma 
pyri Seemüller & Schneider befunden wurden, oder

— während der letzten abgeschlossenen Vegetationsperiode wurden keine Symptome von Candidatus 
Phytoplasma pyri Seemüller & Schneider an Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der 
Kategorien Basismaterial und zertifiziertes Material auf der Produktionsfläche festgestellt, und jegliche 
Pflanzen in unmittelbarer Nähe, die Symptome aufweisen, werden entfernt und unverzüglich vernichtet, 
oder

— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorien Basismaterial und zertifiziertes 
Material auf der Produktionsfläche und alle Pflanzen in unmittelbarer Nähe, die bei visuellen Kontrollen 
während der letzten drei Vegetationsperioden Symptome von Candidatus Phytoplasma pyri Seemüller & 
Schneider gezeigt haben, werden entfernt und unverzüglich vernichtet;“

iii) Unter Buchstabe f („CAC-Material“) erhält Ziffer i („Candidatus Phytoplasma pyri Seemüller & Schneider“) des 
Abschnitts „Anforderungen an die Produktionsfläche, den Ort der Erzeugung oder das Gebiet“ folgende Fassung:

„— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorie CAC-Material werden in Gebieten 
erzeugt, die von der zuständigen Behörde nach den einschlägigen Internationalen Standards für 
pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Candidatus Phytoplasma pyri Seemüller & Schneider 
befunden wurden, oder

— während der letzten abgeschlossenen Vegetationsperiode wurden keine Symptome von Candidatus 
Phytoplasma pyri Seemüller & Schneider an Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der 
Kategorie CAC-Material auf der Produktionsfläche festgestellt, und jegliche Pflanzen in unmittelbarer 
Nähe, die Symptome aufweisen, werden entfernt und unverzüglich vernichtet, oder

— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorie CAC-Material auf der Produktionsfläche 
und alle Pflanzen in unmittelbarer Nähe, die bei visuellen Kontrollen während der letzten drei 
Vegetationsperioden Symptome von Candidatus Phytoplasma pyri Seemüller & Schneider gezeigt haben, 
werden entfernt und unverzüglich vernichtet;“

f) Nummer 15 („Vaccinium L.“) wird wie folgt geändert:

i) Unter Buchstabe b („Basismaterial“) wird im Abschnitt „Anforderungen an die Produktionsfläche, den Ort der 
Erzeugung oder das Gebiet“ folgende Ziffer angefügt:

„iv) Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld

— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorie Basismaterial werden in Gebieten 
erzeugt, die von der zuständigen Behörde nach den einschlägigen Internationalen Standards für 
pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & 
Man in ’t Veld befunden wurden, oder

— während der letzten abgeschlossenen Vegetationsperiode wurden auf der Produktionsfläche keine 
Symptome von Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld an Vermehrungs­
material und Pflanzen von Obstarten der Kategorie Basismaterial festgestellt.“
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ii) Unter Buchstabe d („Zertifiziertes Material“) wird im Abschnitt „Anforderungen an die Produktionsfläche, den 
Ort der Erzeugung oder das Gebiet“ folgende Ziffer angefügt:

„iii) Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld

— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorie zertifiziertes Material werden in 
Gebieten erzeugt, die von der zuständigen Behörde nach den einschlägigen Internationalen Standards 
für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De 
Cock & Man in ’t Veld befunden wurden, oder

— während der letzten abgeschlossenen Vegetationsperiode wurden auf der Produktionsfläche keine 
Symptome von Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld an Vermehrungs­
material und Pflanzen von Obstarten der Kategorie zertifiziertes Material festgestellt,

oder

— 

— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorie zertifiziertes Material auf der 
Produktionsfläche mit Symptomen von Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man 
in ’t Veld und alle Pflanzen im Umkreis von 2 m um das symptomatische Vermehrungsmaterial 
und die symptomatischen Pflanzen von Obstarten werden entfernt und vernichtet, einschließlich 
anhaftender Erde,

und

— für alle Pflanzen im Umkreis von 10 m um symptomatisches Vermehrungsmaterial und 
symptomatische Pflanzen von Obstarten sowie für den verbleibenden Bestand an Vermehrungs­
material und Pflanzen von Obstarten der betroffenen Partie gilt:

— Innerhalb von drei Monaten nach dem Nachweis symptomatischen Vermehrungsmaterials und 
symptomatischer Pflanzen von Obstarten werden keine Symptome eines Befalls mit 
Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld auf diesem Vermehrungs­
material und diesen Pflanzen von Obstarten bei mindestens zwei Inspektionen zu geeigneten 
Zeitpunkten für den Nachweis des Schadorganismus festgestellt, und während dieser 
Dreimonatsfrist werden keine Behandlungen zur Unterdrückung der Symptome eines Befalls 
mit Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld durchgeführt, und

— nach dieser Dreimonatsfrist gilt:

— Auf der Produktionsfläche werden an diesem Vermehrungsmaterial und diesen Pflanzen 
von Obstarten keine Symptome von Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & 
Man in ’t Veld festgestellt, oder

— eine repräsentative Probe dieses zu verbringenden Vermehrungsmaterials und dieser zu 
verbringenden Pflanzen von Obstarten wurde getestet und als frei von Phytophthora 
ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld befunden,

und

— 

— für sämtliches weiteres Vermehrungsmaterial und alle anderen Pflanzen von Obstarten auf der 
Produktionsfläche gilt:

— Auf der Produktionsfläche werden an diesem Vermehrungsmaterial und diesen Pflanzen 
von Obstarten keine Symptome von Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & 
Man in ’t Veld festgestellt, oder

— eine repräsentative Probe dieses zu verbringenden Vermehrungsmaterials und dieser zu 
verbringenden Pflanzen von Obstarten wurde getestet und als frei von Phytophthora 
ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld befunden.“

iii) Folgender Buchstabe wird angefügt:

„e) CAC-Material

Anforderungen an die Produktionsfläche, den Ort der Erzeugung oder das Gebiet

— Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld
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— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorie CAC-Material werden in Gebieten 
erzeugt, die von der zuständigen Behörde nach den einschlägigen Internationalen Standards für 
pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De 
Cock & Man in ’t Veld befunden wurden, oder

— während der letzten abgeschlossenen Vegetationsperiode wurden auf der Produktionsfläche keine 
Symptome von Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld an 
Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorie CAC-Material festgestellt,

oder

— Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten der Kategorie CAC-Material auf der 
Produktionsfläche mit Symptomen von Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & 
Man in ’t Veld und alle Pflanzen im Umkreis von 2 m um das symptomatische Vermehrungs­
material und die symptomatischen Pflanzen von Obstarten werden entfernt und vernichtet, 
einschließlich anhaftender Erde, und

— für alle Pflanzen im Umkreis von 10 m um symptomatisches Vermehrungsmaterial und 
symptomatische Pflanzen von Obstarten sowie für den verbleibenden Bestand an Vermehrungs­
material und Pflanzen von Obstarten der betroffenen Partie gilt:

— Innerhalb von drei Monaten nach dem Nachweis symptomatischen Vermehrungsmaterials 
und symptomatischer Pflanzen von Obstarten werden keine Symptome eines Befalls mit 
Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld auf diesem 
Vermehrungsmaterial und diesen Pflanzen von Obstarten bei mindestens zwei Inspektionen 
zu geeigneten Zeitpunkten für den Nachweis des Schadorganismus festgestellt, und während 
dieser Dreimonatsfrist werden keine Behandlungen zur Unterdrückung der Symptome eines 
Befalls mit Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld 
durchgeführt, und nach dieser Dreimonatsfrist gilt:

— Auf der Produktionsfläche werden an diesem Vermehrungsmaterial und diesen Pflanzen 
von Obstarten keine Symptome von Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock 
& Man in ’t Veld festgestellt, oder

— eine repräsentative Probe dieses zu verbringenden Vermehrungsmaterials und dieser zu 
verbringenden Pflanzen von Obstarten wurde getestet und als frei von Phytophthora 
ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld befunden,

und

— für sämtliches weiteres Vermehrungsmaterial und alle anderen Pflanzen von Obstarten auf der 
Produktionsfläche gilt:

— Auf der Produktionsfläche werden an diesem Vermehrungsmaterial und diesen Pflanzen von 
Obstarten keine Symptome von Phytophthora ramorum (EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in 
’t Veld festgestellt, oder

— eine repräsentative Probe dieses zu verbringenden Vermehrungsmaterials und dieser zu 
verbringenden Pflanzen von Obstarten wurde getestet und als frei von Phytophthora ramorum 
(EU-Isolate) Werres, De Cock & Man in ’t Veld befunden.“

4. In Anhang V erhält die Zeile „Prunus amygdalus, P. armeniaca, P. domestica, P. persica und P. salicina“ folgende Fassung:

„Prunus armeniaca L., Prunus domestica L., Prunus dulcis (Mill.) D. A. Webb, Prunus persica (L.) Batsch und Prunus salicina 
Lindl.“
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BESCHLÜSSE

BESCHLUSS (EU) 2022/2439 DES RATES 

vom 8. Dezember 2022

zur Ermächtigung der Mitgliedstaaten, im Interesse der Europäischen Union den Beitritt der 
Philippinen zum Haager Übereinkommen von 1980 über die zivilrechtlichen Aspekte 

internationaler Kindesentführung anzunehmen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 81 Absatz 3 in 
Verbindung mit Artikel 218 Absatz 6 Unterabsatz 2 Buchstabe b,

auf Vorschlag der Europäischen Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Union hat sich in Artikel 3 des Vertrags über die Europäische Union zum Ziel gesetzt, den Schutz der Rechte des 
Kindes zu fördern. Maßnahmen zum Schutz von Kindern vor dem widerrechtlichen Verbringen oder Zurückhalten 
sind ein wesentlicher Teil dieser Politik.

(2) Der Rat hat die Verordnung (EU) 2019/1111 (2) (im Folgenden „Brüssel-IIb-Verordnung“) erlassen, die darauf abzielt, 
Kinder vor den schädlichen Auswirkungen eines widerrechtlichen Verbringens oder Zurückhaltens zu schützen und 
Verfahren einzuführen, die ihre sofortige Rückkehr in den Staat ihres gewöhnlichen Aufenthalts sowie den Schutz 
des Umgangs- und des Sorgerechts sicherstellen.

(3) Die Brüssel-IIb-Verordnung ergänzt und bekräftigt das Haager Übereinkommen vom 25. Oktober 1980 über die 
zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung (im Folgenden „Haager Übereinkommen von 1980“), mit 
dem auf internationaler Ebene ein System von Verpflichtungen und der Zusammenarbeit zwischen den 
Vertragsstaaten und zwischen den zentralen Behörden eingeführt wird und das darauf abzielt, die sofortige 
Rückkehr von widerrechtlich verbrachten oder zurückgehaltenen Kindern zu gewährleisten.

(4) Alle Mitgliedstaaten sind Vertragsstaaten des Haager Übereinkommens von 1980.

(5) Die Union bestärkt Drittstaaten darin, dem Haager Übereinkommen von 1980 beizutreten, und unterstützt die 
korrekte Umsetzung des Haager Übereinkommens von 1980 dadurch, dass sie neben den Mitgliedstaaten unter 
anderem an den Sitzungen der Spezialkommissionen teilnimmt, die regelmäßig von der Haager Konferenz für 
Internationales Privatrecht organisiert werden.

(6) Die beste Lösung für schwierige Fälle internationaler Kindesentführung könnte ein gemeinsamer Rechtsrahmen sein, 
der im Verhältnis zwischen den Mitgliedstaaten und Drittstaaten Anwendung findet.

(7) Gemäß dem Haager Übereinkommen von 1980 gilt dieses zwischen dem beitretenden Staat und den 
Vertragsstaaten, die dessen Beitritt angenommen haben.

(8) Gemäß dem Haager Übereinkommen von 1980 können Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration wie 
die Union nicht Vertragspartei werden. Daher kann die Union weder dem Haager Übereinkommen von 1980 
beitreten noch eine Erklärung über die Annahme eines beitretenden Staates hinterlegen.

(9) Nach dem Gutachten 1/13 des Gerichtshofs der Europäischen Union (3) fallen Erklärungen über die Annahme eines 
Beitritts zum Haager Übereinkommen von 1980 in die ausschließliche Außenkompetenz der Union.

(1) ABl. C 224 vom 8.6.2022, S. 159.
(2) Verordnung (EU) 2019/1111 des Rates vom 25. Juni 2019 über die Zuständigkeit, die Anerkennung und Vollstreckung von 

Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und über internationale Kindesentführngen 
(ABl. L 178 vom 2.7.2019, S. 1).

(3) ECLI:EU:C:2014:2303.
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(10) Die Philippinen haben ihre Urkunde über den Beitritt zum Haager Übereinkommen von 1980 am 16. März 2016
hinterlegt. Das Haager Übereinkommen von 1980 ist auf den Philippinen am 1. Juni 2016 in Kraft getreten.

(11) Aus einer Einschätzung der Lage auf den Philippinen ergibt sich, dass die Mitgliedstaaten den Beitritt der Philippinen 
gemäß dem Haager Übereinkommen von 1980 im Interesse der Union annehmen können.

(12) Die Mitgliedstaaten sollten daher ermächtigt werden, ihre Erklärung über die Annahme des Beitritts der Philippinen 
im Interesse der Union gemäß den Bestimmungen des vorliegenden Beschlusses zu hinterlegen.

(13) Irland ist durch die Brüssel-IIb-Verordnung gebunden und beteiligt sich daher an der Annahme und Anwendung 
dieses Beschlusses.

(14) Nach den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union beigefügten Protokolls Nr. 22 über die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an der 
Annahme dieses Beschlusses und ist weder durch diesen Beschluss gebunden noch zu seiner Anwendung 
verpflichtet —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die Mitgliedstaaten werden ermächtigt, im Interesse der Union den Beitritt der Philippinen zum Haager 
Übereinkommen von 1980 anzunehmen.

(2) Die Mitgliedstaaten hinterlegen im Interesse der Union bis spätestens 9. Dezember 2023 folgende Erklärung über die 
Annahme des Beitritts der Philippinen zum Haager Übereinkommen von 1980:

„[MITGLIEDSTAAT (Name in Vollform)] erklärt, den Beitritt der Philippinen zum Haager Übereinkommen vom 
25. Oktober 1980 über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung gemäß dem Beschluss (EU) 2022/ 
2439 des Rates anzunehmen.“

(3) Die Mitgliedstaaten unterrichten den Rat und die Kommission über die Hinterlegung ihrer jeweiligen Erklärung über 
die Annahme des Beitritts der Philippinen und übermitteln der Kommission den Wortlaut der Erklärungen innerhalb von 
zwei Monaten ab deren Hinterlegung.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 3

Dieser Beschluss wird gemäß den Verträgen angewandt.

Geschehen zu Brüssel am 8. Dezember 2022.

Im Namen des Rates
Der Präsident

V. RAKUŠAN
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BESCHLUSS (GASP) 2022/2440 DES RATES 

vom 12. Dezember 2022

zur Änderung des Beschlusses (GASP) 2017/1775 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage 
in Mali 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29,

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 28. September 2017 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2017/1775 (1) angenommen.

(2) Am 13. Dezember 2021 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2021/2208 (2) angenommen, mit dem ein neuer Rahmen 
geschaffen wurde, der weitere restriktive Maßnahmen gegen Personen und Einrichtungen ermöglicht, die für die 
Bedrohung des Friedens, der Sicherheit oder der Stabilität in Mali oder für die Behinderung oder Untergrabung des 
erfolgreichen Abschlusses des politischen Übergangs in Mali verantwortlich sind.

(3) Auf der Grundlage einer Überprüfung der in Artikel 1a Absatz 1 und Artikel 2a Absätze 1 und 2 des Beschlusses 
(GASP) 2017/1775 genannten Maßnahmen sollten die restriktiven Maßnahmen bis zum 14. Dezember 2023
verlängert und die Gründe und Angaben zur Identität zu den fünf Personen, die in der Liste der natürlichen 
Personen und der Liste der natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen, die in 
Anhang II des Beschlusses (GASP) 2017/1775 enthalten sind, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, sollten 
geändert werden.

(4) Der Beschluss (GASP) 2017/1775 sollte daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Beschluss (GASP) 2017/1775 wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 6 Absatz 2 Satz 1 wird das Datum „14. Dezember 2022“ durch das Datum „14. Dezember 2023“ ersetzt.

2. Anhang II wird gemäß dem Anhang des vorliegenden Beschlusses geändert.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 12. Dezember 2022.

Im Namen des Rates
Der Präsident

J. BORRELL FONTELLES

(1) Beschluss (GASP) 2017/1775 des Rates vom 28. September 2017 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Mali (ABl. L 251 
vom 29.9.2017, S. 23).

(2) Beschluss (GASP) 2021/2208 des Rates vom 13. Dezember 2021 zur Änderung des Beschlusses (GASP) 2017/1775 über restriktive 
Maßnahmen angesichts der Lage in Mali (ABl. L 446 vom 14.12.2021, S. 44).
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ANHANG 

Anhang II der Verordnung (EU) 2017/1775 erhält folgende Fassung:

„ANHANG II

A. Liste der natürlichen Personen nach Artikel 1a Absatz 1

Name Angaben zur Identität Gründe
Datum der 

Aufnahme in die 
Liste

1. DIAW, Malick Geburtsort: Ségou
Geburtsdatum: 2.12.1979

Staatsangehörigkeit: Malier

Reisepass-Nr.: B0722922, gültig bis 
13.8.2018

Geschlecht: männlich

Funktion: Präsident des Nationalen 
Übergangsrats (gesetzgebendes 
Organ für den politischen 
Übergangs in Mali), Oberst

Malick Diaw ist ein wichtiges Mitglied des inneren Kreises um Oberst Assimi Goïta. Als Stabschef 
der dritten militärischen Region Kati war er neben Oberstmajor Ismaël Wagué, Oberst Assimi 
Goïta sowie Oberst Sadio Camara und Oberst Modibo Koné einer der Anstifter und Anführer des 
Putsches vom 18. August 2020.

Malick Diaw ist daher für Handlungen oder Politiken verantwortlich, die den Frieden, die 
Sicherheit und die Stabilität Malis bedrohen.

Malick Diaw ist seit Dezember 2020 Präsident des Nationalen Übergangsrats (Conseil national 
de transition/CNT) und somit auch ein wichtiger Akteur im Rahmen des politischen Übergangs 
in Mali.

Der Übergangsrat hat die in der Übergangscharta vom 1. Oktober 2020 (im Folgenden 
„Übergangscharta") verankerte „Missionen“, die innerhalb von 18 Monaten abgeschlossen 
werden sollten, nicht rechtzeitig erfüllt, was sich an der Verzögerung der Annahme des Entwurfs 
des Wahlgesetzes erkennen lässt. Diese Verzögerung trug zur Verzögerung der Durchführung 
der Wahlen und somit zur Verzögerung des erfolgreichen Abschlusses des politischen Übergangs 
in Mali bei. Außerdem ermöglicht das neue Wahlgesetz, das schließlich am 17. Juni 2022 vom 
Übergangsrat angenommen und am 24. Juni 2022 im Amtsblatt der Republik Mali 
veröffentlicht wurde, die Kandidatur des Übergangspräsidenten und des 
Übergangsvizepräsidenten sowie der Mitglieder der Übergangsregierung bei den 
Präsidentschafts- und Parlamentswahlen, was im Widerspruch zur Übergangscharta steht.

Die Wirtschaftsgemeinschaft der westafrikanischen Staaten (im Folgenden "ECOWAS") hat 
wegen der Verzögerung bei der Durchführung der Wahlen und dem Abschluss des politischen 
Übergangs in Mali im November 2021 gezielte Sanktionen gegen die Übergangsregierung 
(einschließlich Malick Diaw) verhängt. Am 3. Juli 2022 beschloss die ECOWAS, diese 
individuellen Sanktionen aufrechtzuerhalten.

Malick Diaw behindert und untergräbt somit den erfolgreichen Abschluss des politischen 
Übergangs in Mali.

4.2.2022
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Name Angaben zur Identität Gründe
Datum der 

Aufnahme in die 
Liste

2. WAGUÉ, Ismaël Geburtsort: Bamako

Geburtsdatum: 2.3.1975

Staatsangehörigkeit: Malier

Reisepass-Nr.: Diplomatenpass 
AA0193660, gültig bis 15.2.2023

Geschlecht: männlich

Funktion: Minister für 
Aussöhnung, Oberstmajor

Oberstmajor Ismaël Wagué ist ein wichtiges Mitglied des inneren Kreises um Oberst Assimi Goïta 
und war neben Oberst Goïta, Oberst Sadio Camara, Oberst Modibo Koné und Oberst Malick 
Diaw einer der Hauptakteure des Putsches vom 18. August 2020.

Am 19. August 2020 teilte er mit, dass die Streitkräfte die Macht übernommen haben; daraufhin 
wurde er Sprecher des Nationalen Komitees für die Rettung des Volkes (Comité national pour le 
salut du people, CNSP).

Ismaël Wagué ist daher für Handlungen verantwortlich, die den Frieden, die Sicherheit und die 
Stabilität Malis bedrohen.

Als Minister für Aussöhnung der Übergangsregierung seit Oktober 2020 ist Ismaël Wagué für 
die Umsetzung des Abkommens für Frieden und Aussöhnung in Mali zuständig. Mit seiner im 
Oktober 2021 abgegebenen Erklärung und seinen ständigen Meinungsverschiedenheiten mit 
den Mitgliedern des dauerhaften strategischen Rahmens (Cadre Stratégique Permanent, CSP)trug er 
zur Blockierung des Begleitausschusses des Abkommens für Frieden und Aussöhnung in Mali 
(Comité de suivi de l’accord, CSA) bei, was dazu führte, dass die CSA-Tagungen von Oktober 2021 
bis September 2022 ausgesetzt wurden. Hierdurch wurde die Umsetzung des Abkommens, eine 
der „Missionen“ des politischen Übergangs in Mali gemäß Artikel 2 der Übergangscharta, 
behindert.

Die ECOWAS hat wegen der Verzögerung bei der Durchführung der Wahlen und dem Abschluss 
des politischen Übergangs in Mali im November 2021 gezielte Sanktionen gegen die 
Übergangsregierung (einschließlich Ismaël Wagué) verhängt. Am 3. Juli 2022 beschloss die 
ECOWAS, diese individuellen Sanktionen aufrechtzuerhalten.

Ismaël Wagué ist daher für Handlungen verantwortlich, die den Frieden, die Sicherheit und die 
Stabilität Malis bedrohen und den erfolgreichen Abschluss des politischen Übergangs in Mali 
behindern und untergraben.
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Name Angaben zur Identität Gründe
Datum der 

Aufnahme in die 
Liste

3. MAÏGA, Choguel Geburtsort: Tabango, Gao, Mali

Geburtsdatum: 31.12.1958

Staatsangehörigkeit: Malier

Reisepass-Nr.: von Mali 
ausgestellter Diplomatenpass 
Nr. DA0004473, Schengen-Visum 
erteilt

Geschlecht: männlich

Funktion: Premierminister

Choguel Maïga leitet seit Juni 2021 als Premierminister die Übergangsregierung Malis, die nach 
dem Staatsstreich vom 24. Mai 2021 eingesetzt wurde.

Im Widerspruch zum Zeitplan für Reformen und Wahlen, der zuvor mit der ECOWAS im 
Einklang mit der Übergangscharta vereinbart worden war, kündigte er im Juni 2021 die 
Organisation der Nationalen Versammlungen für die Neugründung (Assises nationales de la 
refondation, ANR)/) als Prozess vor der Reform und Voraussetzung für die Durchführung der für 
den 27. Februar 2022 angesetzten Wahlen an.

Wie von Choguel Maïga selbst angekündigt, wurden die ANR anschließend mehrmals 
verschoben und die Wahlen verzögert. Die ANR, die schließlich im Dezember 2021 stattfanden, 
wurden von mehreren Interessenträgern boykottiert. Auf der Grundlage der abschließenden 
Empfehlungen der ANR legte die Übergangsregierung einen neuen Zeitplan für die 
Durchführung der Präsidentschaftswahlen im Dezember 2025 vor, wonach die 
Übergangsregierung mehr als fünf Jahre an der Macht bleiben kann. Im Juni 2022 legte die 
Übergangsregierung der ECOWAS einen überarbeiteten Zeitplan vor, dem zufolge die 
Präsidentschaftswahlen im März 2024, d. h. mehr als zwei Jahre nach der in der 
Übergangscharta festgelegten Frist, vorgesehen sind.

Die ECOWAS hat wegen der Verzögerung bei der Durchführung der Wahlen und dem Abschluss 
des politischen Übergangs in Mali im November 2021 gezielte Sanktionen gegen die 
Übergangsregierung (einschließlich Choguel Maïga) verhängt. Die ECOWAS hob hervor, dass die 
Übergangsregierung die Notwendigkeit der Durchführung von Reformen als Vorwand genutzt 
hat, um die Verlängerung des Zeitraums für den politischen Übergang in Mali zu rechtfertigen 
und sich ohne demokratische Wahlen an der Macht zu halten. Am 3. Juli 2022 beschloss die 
ECOWAS, diese individuellen Sanktionen aufrechtzuerhalten.

In seinem Amt als Premierminister ist Choguel Maïga unmittelbar verantwortlich für die 
Verschiebung der in der Übergangscharta vorgesehenen Wahlen und behindert und untergräbt 
somit den erfolgreichen Abschluss des politischen Übergangs in Mali, insbesondere durch 
Behinderung und Untergrabung der Durchführung von Wahlen und der Machtübergabe an 
gewählte Organe.
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4. MAÏGA, Ibrahim 
Ikassa

Geburtsort: Tondibi, Region Gao, 
Mali

Geburtsdatum: 5.2.1971

Staatsangehörigkeit: Malier

Reisepass-Nr.: Von Mali 
ausgestellter Diplomatenpass

Geschlecht: männlich

Funktion: Minister für die 
Neugestaltung

Ibrahim Ikassa Maïga ist Mitglied des Strategieausschusses des M5-RFP (Mouvement du 5 juin- 
Rassemblement des forces patriotiques, Bewegung des 5. Junis-Verband der patriotischen Kräfte), der eine 
Schlüsselrolle beim Sturz von Präsident Keita spielte.

Ibrahim Ikassa Maïga war seit Juni 2021 Minister für die Neugestaltung und in dieser Funktion 
mit der Planung der von Premierminister Choguel Maïga angekündigten Nationalen 
Versammlungen für die Neugründung (Assises nationales de la refondation, ANR) betraut.

Im Widerspruch zum Zeitplan für Reformen und Wahlen, der zuvor mit der ECOWAS im 
Einklang mit der Übergangscharta vereinbart worden war, wurden die ANR von der 
Übergangsregierung als Prozess vor der Reform und Voraussetzung für die Durchführung der für 
den 27. Februar 2022 angesetzten Wahlen angekündigt.

Wie von Choguel Maïga angekündigt, wurden die ANR anschließend mehrmals verschoben und 
die Wahlen verzögert. Die ANR, die schließlich im Dezember 2021 stattfanden, wurden von 
mehreren Interessenträgern boykottiert. Auf der Grundlage der abschließenden Empfehlungen 
der ANR legte die Übergangsregierung einen neuen Zeitplan für die Durchführung der 
Präsidentschaftswahlen im Dezember 2025 vor, wonach die Übergangsregierung mehr als fünf 
Jahre an der Macht bleiben kann. Im Juni 2022 legte die Übergangsregierung der ECOWAS einen 
überarbeiteten Zeitplan vor, dem zufolge die Präsidentschaftswahlen im März 2024, d. h. mehr 
als zwei Jahre nach der in der Übergangscharta festgelegten Frist, vorgesehen sind.

Die ECOWAS hat wegen der Verzögerung bei der Durchführung der Wahlen und dem Abschluss 
des politischen Übergangs in Mali im November 2021 gezielte Sanktionen gegen die 
Übergangsregierung (einschließlich Ibrahim Ikassa Maïga) verhängt. Die ECOWAS hob hervor, 
dass die Übergangsregierung die Notwendigkeit der Durchführung von Reformen als Vorwand 
genutzt hat, um die Verlängerung des Zeitraums für den politischen Übergang in Mali zu 
rechtfertigen und sich ohne demokratische Wahlen an der Macht zu halten. Am 3. Juli 2022
beschloss die ECOWAS, diese individuellen Sanktionen aufrechtzuerhalten.

In seinem Amt als Minister für die Neugestaltung behindert und untergräbt Ibrahim Ikassa Maïga 
den erfolgreichen Abschluss des politischen Übergangs in Mali, insbesondere durch Behinderung 
und Untergrabung der Durchführung von Wahlen und der Machtübergabe an gewählte Organe.
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5. DIARRA, Adama 
Ben

alias: Ben Le 
Cerveau („das 
Gehirn“)

Geburtsort: Kati, Mali

Staatsangehörigkeit: Malier

Reisepass-Nr.: von Mali 
ausgestellter Diplomatenpass, 
Schengen-Visum erteilt

Geschlecht: männlich

Funktion: Mitglied des Nationalen 
Übergangsrats (gesetzgebendes 
Organ für den politischen 
Übergang in Mali)

Adama Ben Diarra, auch bekannt als „Camarade Ben Le Cerveau“ („Genosse Ben das Gehirn“), ist 
eine der jungen Führungsfiguren des Strategieausschusses der M5-RFP (Mouvement du 5 juin- 
Rassemblement des forces patriotiques, Bewegung des 5. Junis-Verband der patriotischen Kräfte), der eine 
Schlüsselrolle beim Sturz von Präsident Keita spielte. Adama Ben Diarra ist auch Anführer von 
Yéréwolo, der Organisation, die die Übergangsregierung am stärksten unterstützt, und seit dem 
3. Dezember 2021 Mitglied des Nationalen Übergangsrats.

Der Übergangsrat hat die in der Übergangscharta verankerte „Missionen“, die innerhalb von 
18 Monaten abgeschlossen werden sollten, nicht rechtzeitig erfüllt, was sich an der Verzögerung 
der Annahme des Entwurfs des Wahlgesetzes erkennen lässt. Diese Verzögerung trug zur 
Verzögerung der Durchführung der Wahlen und somit zur Verzögerung des erfolgreichen 
Abschlusses des politischen Übergangs in Mali bei. Außerdem ermöglicht das neue Wahlgesetz, 
das schließlich am 17. Juni 2022 vom Übergangsrat angenommen und am 24. Juni 2022 im 
Amtsblatt der Republik Mali veröffentlicht wurde, die Kandidatur des Übergangspräsidenten und 
des Übergangsvizepräsidenten sowie der Mitglieder der Übergangsregierung bei den 
Präsidentschafts- und Parlamentswahlen, was im Widerspruch zur Übergangscharta steht.

Adama Ben Diarra hat auf politischen Kundgebungen und in den sozialen Medien aktiv eine 
Verlängerung des Zeitraums für den politischen Übergang in Mali befürwortet und unterstützt 
und erklärt, dass die von der Übergangsregierung nach den Nationalen Versammlungen für die 
Neugründung (Assises nationales de la refondation, ANR) beschlossene Verlängerung des 
Übergangszeitraums um fünf Jahre einem tiefen Bedürfnis des malischen Volkes entspreche.

Im Widerspruch zum Zeitplan für Reformen und Wahlen, der zuvor mit der ECOWAS im 
Einklang mit der Übergangscharta vereinbart worden war, wurden die ANR von der 
Übergangsregierung als Prozess vor der Reform und Voraussetzung für die Durchführung der für 
den 27. Februar 2022 angesetzten Wahlen angekündigt.

Wie von Choguel Maïga angekündigt, wurden die ANR anschließend mehrmals verschoben und 
die Wahlen verzögert. Die ANR, die schließlich im Dezember 2021 stattfanden, wurden von 
mehreren Interessenträgern boykottiert. Auf der Grundlage der abschließenden Empfehlungen 
der ANR legte die Übergangsregierung einen neuen Zeitplan für die Durchführung der 
Präsidentschaftswahlen im Dezember 2025 vor, wonach die Übergangsregierung mehr als fünf 
Jahre an der Macht bleiben kann. Im Juni 2022 legte die Übergangsregierung der ECOWAS einen 
überarbeiteten Zeitplan vor, dem zufolge die Präsidentschaftswahlen im März 2024, d. h. mehr 
als zwei Jahre nach der in der Übergangscharta festgelegten Frist, vorgesehen sind.
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Die ECOWAS hat wegen der Verzögerung bei der Durchführung der Wahlen und dem Abschluss 
des politischen Übergangs in Mali im November 2021 gezielte Sanktionen gegen die 
Übergangsregierung (einschließlich Adama Ben Diarra) verhängt. Die ECOWAS hob hervor, dass 
die Übergangsregierung die Notwendigkeit der Durchführung von Reformen als Vorwand 
genutzt hat, um die Verlängerung des Zeitraums für den politischen Übergang in Mali zu 
rechtfertigen und sich ohne demokratische Wahlen an der Macht zu halten. Am 3. Juli 2022
beschloss die ECOWAS, diese individuellen Sanktionen aufrechtzuerhalten.

Adama Ben Diarra behindert und untergräbt somit den erfolgreichen Abschluss des politischen 
Übergangs in Mali, insbesondere durch Behinderung und Untergrabung der Durchführung von 
Wahlen und der Machtübergabe an gewählte Organe.

B. Liste der natürlichen oder juristischen Personen, Einrichtungen und Organisationen nach Artikel 2a Absatz 1

Name Angaben zur Identität Gründe
Datum der 

Aufnahme in die 
Liste

1. DIAW, Malick Geburtsort: Ségou

Geburtsdatum: 2.12.1979

Staatsangehörigkeit: Malier

Reisepass-Nr.: B0722922, gültig bis 
13.8.2018

Geschlecht: männlich

Funktion: Präsident des Nationalen 
Übergangsrats (gesetzgebendes 
Organ für den politischen 
Übergangs in Mali), Oberst

Malick Diaw ist ein wichtiges Mitglied des inneren Kreises um Oberst Assimi Goïta. Als Stabschef 
der dritten militärischen Region Kati war er neben Oberstmajor Ismaël Wagué, Oberst Assimi 
Goïta sowie Oberst Sadio Camara und Oberst Modibo Koné einer der Anstifter und Anführer des 
Putsches vom 18. August 2020.

Malick Diaw ist daher für Handlungen oder Politiken verantwortlich, die den Frieden, die 
Sicherheit und die Stabilität Malis bedrohen.

Malick Diaw ist seit Dezember 2020 Präsident des Nationalen Übergangsrats (Conseil national 
de transition/CNT) und somit auch ein wichtiger Akteur im Rahmen des politischen Übergangs 
in Mali.

Der Übergangsrat hat die in der Übergangscharta vom 1. Oktober 2020 (im Folgenden 
„Übergangscharta") verankerte „Missionen“, die innerhalb von 18 Monaten abgeschlossen 
werden sollten, nicht rechtzeitig erfüllt, was sich an der Verzögerung der Annahme des Entwurfs 
des Wahlgesetzes erkennen lässt. Diese Verzögerung trug zur Verzögerung der Durchführung 
der Wahlen und somit zur Verzögerung des erfolgreichen Abschlusses des politischen Übergangs 
in Mali bei. Außerdem ermöglicht das neue Wahlgesetz, das schließlich am 17. Juni 2022 vom 
Übergangsrat angenommen und am 24. Juni 2022 im Amtsblatt der Republik Mali 
veröffentlicht wurde, die Kandidatur des Übergangspräsidenten und des 
Übergangsvizepräsidenten sowie der Mitglieder der Übergangsregierung bei den 
Präsidentschafts- und Parlamentswahlen, was im Widerspruch zur Übergangscharta steht.
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Die Wirtschaftsgemeinschaft der westafrikanischen Staaten (im Folgenden "ECOWAS") hat 
wegen der Verzögerung bei der Durchführung der Wahlen und dem Abschluss des politischen 
Übergangs in Mali im November 2021 gezielte Sanktionen gegen die Übergangsregierung 
(einschließlich Malick Diaw) verhängt. Am 3. Juli 2022 beschloss die ECOWAS, diese 
individuellen Sanktionen aufrechtzuerhalten.

Malick Diaw behindert und untergräbt somit den erfolgreichen Abschluss des politischen 
Übergangs in Mali.

2. WAGUÉ, Ismaël Geburtsort: Bamako

Geburtsdatum: 2.3.1975

Staatsangehörigkeit: Malier

Reisepass-Nr.: Diplomatenpass 
AA0193660, gültig bis 15.2.2023

Geschlecht: männlich

Funktion: Minister für 
Aussöhnung, Oberstmajor

Oberstmajor Ismaël Wagué ist ein wichtiges Mitglied des inneren Kreises um Oberst Assimi Goïta 
und war neben Oberst Goïta, Oberst Sadio Camara, Oberst Modibo Koné und Oberst Malick 
Diaw einer der Hauptakteure des Putsches vom 18. August 2020.

Am 19. August 2020 teilte er mit, dass die Streitkräfte die Macht übernommen haben; daraufhin 
wurde er Sprecher des Nationalen Komitees für die Rettung des Volkes (Comité national pour le 
salut du people, CNSP).

Ismaël Wagué ist daher für Handlungen verantwortlich, die den Frieden, die Sicherheit und die 
Stabilität Malis bedrohen.

Als Minister für Aussöhnung der Übergangsregierung seit Oktober 2020 ist Ismaël Wagué für 
die Umsetzung des Abkommens für Frieden und Aussöhnung in Mali zuständig. Mit seiner im 
Oktober 2021 abgegebenen Erklärung und seinen ständigen Meinungsverschiedenheiten mit 
den Mitgliedern des dauerhaften strategischen Rahmens (Cadre Stratégique Permanent, CSP)trug er 
zur Blockierung des Begleitausschusses des Abkommens für Frieden und Aussöhnung in Mali 
(Comité de suivi de l’accord, CSA) bei, was dazu führte, dass die CSA-Tagungen von Oktober 2021 
bis September 2022 ausgesetzt wurden. Hierdurch wurde die Umsetzung des Abkommens, eine 
der „Missionen“ des politischen Übergangs in Mali gemäß Artikel 2 der Übergangscharta, 
behindert.

Die ECOWAS hat wegen der Verzögerung bei der Durchführung der Wahlen und dem Abschluss 
des politischen Übergangs in Mali im November 2021 gezielte Sanktionen gegen die 
Übergangsregierung (einschließlich Ismaël Wagué) verhängt. Am 3. Juli 2022 beschloss die 
ECOWAS, diese individuellen Sanktionen aufrechtzuerhalten.

Ismaël Wagué ist daher für Handlungen verantwortlich, die den Frieden, die Sicherheit und die 
Stabilität Malis bedrohen und den erfolgreichen Abschluss des politischen Übergangs in Mali 
behindern und untergraben.
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3. MAÏGA, Choguel Geburtsort: Tabango, Gao, Mali

Geburtsdatum: 31.12.1958

Staatsangehörigkeit: Malier

Reisepass-Nr.: von Mali 
ausgestellter Diplomatenpass 
Nr. DA0004473, Schengen-Visum 
erteilt

Geschlecht: männlich

Funktion: Premierminister

Choguel Maïga leitet seit Juni 2021 als Premierminister die Übergangsregierung Malis, die nach 
dem Staatsstreich vom 24. Mai 2021 eingesetzt wurde.

Im Widerspruch zum Zeitplan für Reformen und Wahlen, der zuvor mit der ECOWAS im 
Einklang mit der Übergangscharta vereinbart worden war, kündigte er im Juni 2021 die 
Organisation der Nationalen Versammlungen für die Neugründung (Assises nationales de la 
refondation, ANR)/) als Prozess vor der Reform und Voraussetzung für die Durchführung der für 
den 27. Februar 2022 angesetzten Wahlen an.

Wie von Choguel Maïga selbst angekündigt, wurden die ANR anschließend mehrmals 
verschoben und die Wahlen verzögert. Die ANR, die schließlich im Dezember 2021 stattfanden, 
wurden von mehreren Interessenträgern boykottiert. Auf der Grundlage der abschließenden 
Empfehlungen der ANR legte die Übergangsregierung einen neuen Zeitplan für die 
Durchführung der Präsidentschaftswahlen im Dezember 2025 vor, wonach die 
Übergangsregierung mehr als fünf Jahre an der Macht bleiben kann. Im Juni 2022 legte die 
Übergangsregierung der ECOWAS einen überarbeiteten Zeitplan vor, dem zufolge die 
Präsidentschaftswahlen im März 2024, d. h. mehr als zwei Jahre nach der in der 
Übergangscharta festgelegten Frist, vorgesehen sind.

Die ECOWAS hat wegen der Verzögerung bei der Durchführung der Wahlen und dem Abschluss 
des politischen Übergangs in Mali im November 2021 gezielte Sanktionen gegen die 
Übergangsregierung (einschließlich Choguel Maïga) verhängt. Die ECOWAS hob hervor, dass die 
Übergangsregierung die Notwendigkeit der Durchführung von Reformen als Vorwand genutzt 
hat, um die Verlängerung des Zeitraums für den politischen Übergang in Mali zu rechtfertigen 
und sich ohne demokratische Wahlen an der Macht zu halten. Am 3. Juli 2022 beschloss die 
ECOWAS, diese individuellen Sanktionen aufrechtzuerhalten.

In seinem Amt als Premierminister ist Choguel Maïga unmittelbar verantwortlich für die 
Verschiebung der in der Übergangscharta vorgesehenen Wahlen und behindert und untergräbt 
somit den erfolgreichen Abschluss des politischen Übergangs in Mali, insbesondere durch 
Behinderung und Untergrabung der Durchführung von Wahlen und der Machtübergabe an 
gewählte Organe.
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4. MAÏGA, Ibrahim 
Ikassa

Geburtsort: Tondibi, Region Gao, 
Mali

Geburtsdatum: 5.2.1971

Staatsangehörigkeit: Malier

Reisepass-Nr.: Von Mali 
ausgestellter Diplomatenpass

Geschlecht: männlich

Funktion: Minister für die 
Neugestaltung

Ibrahim Ikassa Maïga ist Mitglied des Strategieausschusses des M5-RFP (Mouvement du 5 juin- 
Rassemblement des forces patriotiques, Bewegung des 5. Junis-Verband der patriotischen Kräfte), der eine 
Schlüsselrolle beim Sturz von Präsident Keita spielte.

Ibrahim Ikassa Maïga war seit Juni 2021 Minister für die Neugestaltung und in dieser Funktion 
mit der Planung der von Premierminister Choguel Maïga angekündigten Nationalen 
Versammlungen für die Neugründung (Assises nationales de la refondation, ANR) betraut.

Im Widerspruch zum Zeitplan für Reformen und Wahlen, der zuvor mit der ECOWAS im 
Einklang mit der Übergangscharta vereinbart worden war, wurden die ANR von der 
Übergangsregierung als Prozess vor der Reform und Voraussetzung für die Durchführung der für 
den 27. Februar 2022 angesetzten Wahlen angekündigt.

Wie von Choguel Maïga angekündigt, wurden die ANR anschließend mehrmals verschoben und 
die Wahlen verzögert. Die ANR, die schließlich im Dezember 2021 stattfanden, wurden von 
mehreren Interessenträgern boykottiert. Auf der Grundlage der abschließenden Empfehlungen 
der ANR legte die Übergangsregierung einen neuen Zeitplan für die Durchführung der 
Präsidentschaftswahlen im Dezember 2025 vor, wonach die Übergangsregierung mehr als fünf 
Jahre an der Macht bleiben kann. Im Juni 2022 legte die Übergangsregierung der ECOWAS einen 
überarbeiteten Zeitplan vor, dem zufolge die Präsidentschaftswahlen im März 2024, d. h. mehr 
als zwei Jahre nach der in der Übergangscharta festgelegten Frist, vorgesehen sind.

Die ECOWAS hat wegen der Verzögerung bei der Durchführung der Wahlen und dem Abschluss 
des politischen Übergangs in Mali im November 2021 gezielte Sanktionen gegen die 
Übergangsregierung (einschließlich Ibrahim Ikassa Maïga) verhängt. Die ECOWAS hob hervor, 
dass die Übergangsregierung die Notwendigkeit der Durchführung von Reformen als Vorwand 
genutzt hat, um die Verlängerung des Zeitraums für den politischen Übergang in Mali zu 
rechtfertigen und sich ohne demokratische Wahlen an der Macht zu halten. Am 3. Juli 2022
beschloss die ECOWAS, diese individuellen Sanktionen aufrechtzuerhalten.

In seinem Amt als Minister für die Neugestaltung behindert und untergräbt Ibrahim Ikassa Maïga 
den erfolgreichen Abschluss des politischen Übergangs in Mali, insbesondere durch Behinderung 
und Untergrabung der Durchführung von Wahlen und der Machtübergabe an gewählte Organe.
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5. DIARRA, Adama 
Ben

alias: Ben Le 
Cerveau („das 
Gehirn“)

Geburtsort: Kati, Mali

Staatsangehörigkeit: Malier

Reisepass-Nr.: von Mali 
ausgestellter Diplomatenpass, 
Schengen-Visum erteilt

Geschlecht: männlich

Funktion: Mitglied des Nationalen 
Übergangsrats (gesetzgebendes 
Organ für den politischen 
Übergang in Mali)

Adama Ben Diarra, auch bekannt als „Camarade Ben Le Cerveau“ („Genosse Ben das Gehirn“), ist 
eine der jungen Führungsfiguren des Strategieausschusses der M5-RFP (Mouvement du 5 juin- 
Rassemblement des forces patriotiques, Bewegung des 5. Junis-Verband der patriotischen Kräfte), der eine 
Schlüsselrolle beim Sturz von Präsident Keita spielte. Adama Ben Diarra ist auch Anführer von 
Yéréwolo, der Organisation, die die Übergangsregierung am stärksten unterstützt, und seit dem 
3. Dezember 2021 Mitglied des Nationalen Übergangsrats.

Der Übergangsrat hat die in der Übergangscharta verankerte „Missionen“, die innerhalb von 
18 Monaten abgeschlossen werden sollten, nicht rechtzeitig erfüllt, was sich an der Verzögerung 
der Annahme des Entwurfs des Wahlgesetzes erkennen lässt. Diese Verzögerung trug zur 
Verzögerung der Durchführung der Wahlen und somit zur Verzögerung des erfolgreichen 
Abschlusses des politischen Übergangs in Mali bei. Außerdem ermöglicht das neue Wahlgesetz, 
das schließlich am 17. Juni 2022 vom Übergangsrat angenommen und am 24. Juni 2022 im 
Amtsblatt der Republik Mali veröffentlicht wurde, die Kandidatur des Übergangspräsidenten und 
des Übergangsvizepräsidenten sowie der Mitglieder der Übergangsregierung bei den 
Präsidentschafts- und Parlamentswahlen, was im Widerspruch zur Übergangscharta steht.

Adama Ben Diarra hat auf politischen Kundgebungen und in den sozialen Medien aktiv eine 
Verlängerung des Zeitraums für den politischen Übergang in Mali befürwortet und unterstützt 
und erklärt, dass die von der Übergangsregierung nach den Nationalen Versammlungen für die 
Neugründung (Assises nationales de la refondation, ANR) beschlossene Verlängerung des 
Übergangszeitraums um fünf Jahre einem tiefen Bedürfnis des malischen Volkes entspreche.

Im Widerspruch zum Zeitplan für Reformen und Wahlen, der zuvor mit der ECOWAS im 
Einklang mit der Übergangscharta vereinbart worden war, wurden die ANR von der 
Übergangsregierung als Prozess vor der Reform und Voraussetzung für die Durchführung der für 
den 27. Februar 2022 angesetzten Wahlen angekündigt.

Wie von Choguel Maïga angekündigt, wurden die ANR anschließend mehrmals verschoben und 
die Wahlen verzögert. Die ANR, die schließlich im Dezember 2021 stattfanden, wurden von 
mehreren Interessenträgern boykottiert. Auf der Grundlage der abschließenden Empfehlungen 
der ANR legte die Übergangsregierung einen neuen Zeitplan für die Durchführung der 
Präsidentschaftswahlen im Dezember 2025 vor, wonach die Übergangsregierung mehr als fünf 
Jahre an der Macht bleiben kann. Im Juni 2022 legte die Übergangsregierung der ECOWAS einen 
überarbeiteten Zeitplan vor, dem zufolge die Präsidentschaftswahlen im März 2024, d. h. mehr 
als zwei Jahre nach der in der Übergangscharta festgelegten Frist, vorgesehen sind.
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Die ECOWAS hat wegen der Verzögerung bei der Durchführung der Wahlen und dem Abschluss 
des politischen Übergangs in Mali im November 2021 gezielte Sanktionen gegen die 
Übergangsregierung (einschließlich Adama Ben Diarra) verhängt. Die ECOWAS hob hervor, dass 
die Übergangsregierung die Notwendigkeit der Durchführung von Reformen als Vorwand 
genutzt hat, um die Verlängerung des Zeitraums für den politischen Übergang in Mali zu 
rechtfertigen und sich ohne demokratische Wahlen an der Macht zu halten. Am 3. Juli 2022
beschloss die ECOWAS, diese individuellen Sanktionen aufrechtzuerhalten.

Adama Ben Diarra behindert und untergräbt somit den erfolgreichen Abschluss des politischen 
Übergangs in Mali, insbesondere durch Behinderung und Untergrabung der Durchführung von 
Wahlen und der Machtübergabe an gewählte Organe.
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BESCHLUSS (GASP) 2022/2441 DES RATES 

vom 12. Dezember 2022

zur Änderung der Gemeinsamen Aktion 2008/851/GASP über die Militäroperation der Europäischen 
Union als Beitrag zur Abschreckung, Verhütung und Bekämpfung von seeräuberischen Handlungen 

und bewaffneten Raubüberfällen vor der Küste Somalias 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 42 Absatz 4 und Artikel 43 Absatz 2,

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat am 10. November 2008 die Gemeinsame Aktion 2008/851/GASP (1) über die Militäroperation der 
Europäischen Union Atalanta angenommen.

(2) Am 22. Dezember 2020 wurde die Gemeinsame Aktion 2008/851/GASP durch den Beschluss (GASP) 
2020/2188 (2) geändert und Atalanta bis zum 31. Dezember 2022 verlängert.

(3) Mit dem Beschluss (GASP) 2020/2188 wurde die Aufgabe von Atalanta erweitert, zur Abschreckung, Verhütung und 
Bekämpfung von seeräuberischen Handlungen und bewaffneten Raubüberfällen vor der Küste Somalias sowie zum 
Schutz von Schiffen des Welternährungsprogramms (WEP), die Nahrungsmittelhilfe für die vertriebene Bevölkerung 
Somalias befördern, sowie zum Schutz von gefährdeten Schiffen, die vor der Küste Somalias fahren, beizutragen. Es 
ist ferner darin vorgesehen, dass die Operation Atalanta im Rahmen ihrer sekundären exekutiven Aufgaben zur 
Anwendung des Waffenembargos der Vereinten Nationen gegen Somalia gemäß der Resolution 2182 (2014) des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen und zur Bekämpfung des Handels mit Suchtstoffen vor der Küste Somalias 
im Rahmen des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen und des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen vom 20. Dezember 1988 gegen den unerlaubten Verkehr mit Suchtstoffen und psychotropen Stoffen 
beitragen würde. Des Weiteren ist darin vorgesehen, dass Atalanta als sekundäre nicht-exekutive Aufgabe gemäß 
den Resolutionen 2498 (2019) und 2500 (2019) des VN-Sicherheitsrates und im Einklang mit dem 
Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 20. Dezember 1988 gegen den unerlaubten Verkehr mit Suchtstoffen 
und psychotropen Stoffen den Handel mit Suchtstoffen, den Waffenhandel, die illegale, ungemeldete und 
unregulierte Fischerei (im Folgenden „IUU-Fischerei“) sowie den illegalen Handel mit Holzkohle vor der Küste 
Somalias überwachen würde.

(4) Der Rat hat in seinen Schlussfolgerungen vom 22. Juni 2021 darauf hingewiesen, dass „das Ziel maritimer Sicherheit 
darin besteht, die freie und friedliche Nutzung der Meere sicherzustellen, und dass maritime Sicherheit eine 
Voraussetzung für sichere, saubere und geschützte Ozeane und Meere für alle Arten von Tätigkeiten sowie für die 
Europäische Union (EU) und ihre Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit dem Schutz ihrer strategischen Interessen 
eine klare Priorität ist“; Der Rat hob hervor, „dass mit den maritimen Operationen im Rahmen der Gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU, einschließlich EUNAVFOR ATALANTA, die der Bekämpfung und 
schließlichen Beseitigung der Piraterie im Indischen Ozean dienen, bereits seit Langem ein bedeutender Beitrag zur 
maritimen Sicherheit geleistet wird“.

(5) Am 15. November 2021 wurden mit der Resolution 2607 (2021) des VN-Sicherheitsrates insbesondere die 
Bestimmungen in Nummer 15 der Resolution 2182 (2014) und die Ermächtigung in Bezug auf Überprüfungen zur 
Umsetzung des Waffenembargos gegen Somalia und des Verbots der Ausfuhr von Holzkohle aus Somalia verlängert 
und erweitert.

(6) Am 3. Dezember 2021 hat der VN-Sicherheitsrat in seiner Resolution 2608 (2021) die Staaten und Regionalorgani­
sationen, die dazu in der Lage sind, erneut aufgefordert, sich am Kampf gegen die Seeräuberei und bewaffnete 
Raubüberfälle auf See vor der Küste Somalias zu beteiligen insbesondere indem sie im Einklang mit der genannten 
Resolution und dem Völkerrecht Marinefahrzeuge, Waffen und Militärluftfahrzeuge einsetzen, den zur Bekämpfung 
der Seeräuberei eingesetzten Kräften Unterstützung im Hinblick auf Stationierung und Logistik gewähren und 

(1) Gemeinsame Aktion 2008/851/GASP des Rates vom 10. November 2008 über die Militäroperation der Europäischen Union als 
Beitrag zur Abschreckung, Verhütung und Bekämpfung von seeräuberischen Handlungen und bewaffneten Raubüberfällen vor der 
Küste Somalias (ABl. L 301 vom 12.11.2008, S. 33).

(2) Beschluss (GASP) 2020/2188 des Rates vom 22. Dezember 2020 zur Änderung der Gemeinsamen Aktion 2008/851/GASP über die 
Militäroperation der Europäischen Union als Beitrag zur Abschreckung, Verhütung und Bekämpfung von seeräuberischen Handlungen 
und bewaffneten Raubüberfällen vor der Küste Somalias (ABl. L 435 vom 23.12.2020, S. 74).
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Boote, Schiffe, Waffen und ähnliches Gerät, die bei der Begehung seeräuberischer Handlungen und bewaffneter 
Raubüberfälle auf See vor der Küste Somalias verwendet werden oder für deren Verwendung es einen hinreichend 
begründeten Verdacht gibt, beschlagnahmen und beseitigen, und alle Staaten nachdrücklich aufgefordert, über die 
geeigneten Kanäle Informationen an die Interpol zur Verwendung in der globalen Datenbank über Seeräuberei 
weiterzugeben.

(7) Der Rat hat in seinen Schlussfolgerungen vom 21. Februar 2022 die Umsetzung des Konzepts der koordinierten 
maritimen Präsenzen im nordwestlichen Indischen Ozean (NWIO) eingeleitet, indem er ein Meeresgebiet von 
Interesse (MAI) auswies, das das Meeresgebiet von der Straße von Hormuz bis zum südlichen Wendekreis und vom 
Norden des Roten Meeres bis zur Mitte des Indischen Ozeans umfasst.

(8) In diesem Zusammenhang führte die strategische Überprüfung von Atalanta im Jahr 2022 zu der Schlussfolgerung, 
dass das Mandat der Operation bis zum 31. Dezember 2024 verlängert und — unter Fortführung der laufenden 
Aufgaben — auf die maritime Sicherheit vor der Küste Somalias und im Roten Meer ausgeweitet werden sollte. 
Darüber hinaus sollte ein Dialog mit der unter europäischer Führung durchgeführten europäischen Seeüberwa­
chungsinitiative in der Straße von Hormuz (EMASOH) und ihrer militärischen Komponente, der Operation 
AGENOR, geführt werden, um weitere Verbindungen und Synergien zu entwickeln. Desgleichen sollten Synergien 
mit der koordinierten maritimen Präsenz im nordwestlichen Indischen Ozean angestrebt werden. Darüber hinaus 
sollte im Rahmen der Operation ein Mechanismus für den Austausch von Informationen über mutmaßliche IUU- 
Fischerei mit der Bundesregierung Somalias über das nationale Zentralbüro von Interpol in Mogadischu eingerichtet 
werden.

(9) Die Gemeinsame Aktion 2008/851/GASP sollte entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die Gemeinsame Aktion 2008/851/GASP wird wie folgt geändert:

1. Im Titel erhält die Formulierung „über die Militäroperation der Europäischen Union als Beitrag zur Abschreckung, 
Verhütung und Bekämpfung von seeräuberischen Handlungen und bewaffneten Raubüberfällen vor der Küste 
Somalias“ folgende Fassung:

„über die Militäroperation der Europäischen Union als Beitrag zur maritimen Sicherheit im westlichen Indischen Ozean 
und im Roten Meer (EUNAVFOR ATALANTA)“.

2. Im gesamten Text wird die Bezeichnung „Atalanta“ durch die Bezeichnung „EUNAVFOR ATALANTA“ ersetzt.

3. Artikel 1 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Europäische Union (EU) führt eine Militäroperation als Beitrag zur maritimen Sicherheit im westlichen 
Indischen Ozean und im Roten Meer (EUNAVFOR ATALANTA) durch.

(1a) Zur Unterstützung der Resolutionen 1814 (2008), 1816 (2008), 1838 (2008), 1846 (2008) und 1851 (2008) 
des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen (VN-Sicherheitsrat) und der daran anschließenden einschlägigen 
Resolutionen im Einklang mit der genehmigten Aktion im Fall von seeräuberischen Handlungen in Anwendung der 
Artikel 100 ff. des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen, unterzeichnet am 10. Dezember 1982 in 
Montego Bay (im Folgenden „VN-Seerechtsübereinkommen“), und im Rahmen insbesondere von mit Drittstaaten 
eingegangenen Verpflichtungen leistet EUNAVFOR ATALANTA einen Beitrag

— zum Schutz von Schiffen des WEP, die Nahrungsmittelhilfe für die vertriebene Bevölkerung Somalias befördern, im 
Einklang mit dem Mandat der Resolution 1814 (2008) des VN-Sicherheitsrates, und

— zum Schutz von gefährdeten Schiffen, die vor der Küste Somalias fahren sowie zur Abschreckung, Verhütung und 
Bekämpfung von seeräuberischen Handlungen und bewaffneten Raubüberfällen vor der Küste Somalias im 
Einklang mit dem in den Resolutionen 1846 (2008) und 1851 (2008) des VN-Sicherheitsrates festgelegten Mandat.“
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4. Artikel 8 erhält folgende Fassung:

„Artikel 8

Kohärenz der EU-Reaktion

(1) Der Hohe Vertreter, der Befehlshaber der EU-Operation und der Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte stimmen ihre 
jeweiligen Tätigkeiten bei der Durchführung dieser Gemeinsamen Aktion eng miteinander ab.

(2) EUNAVFOR ATALANTA stimmt sich eng mit der Militärmission der Europäischen Union als Beitrag zur 
Ausbildung somalischer Sicherheitskräfte (EUTM Somalia), der Mission der Europäischen Union zum Ausbau der 
Kapazitäten in Somalia (EUCAP Somalia) und mit den koordinierten maritimen Präsenzen im nordwestlichen 
Indischen Ozean ab. Sie arbeitet mit der Operation AGENOR zusammen und tauscht Informationen mit der 
europäischen Seeüberwachungsinitiative in der Straße von Hormuz (EMASOH) aus.

(3) EUNAVFOR ATALANTA unterstützt im Rahmen ihrer Mittel und Fähigkeiten die einschlägigen Programme der 
Union.“

5. In Artikel 14 wird folgender Absatz angefügt:

„(8) Der als finanzieller Bezugsrahmen für die gemeinsamen Kosten der EU-Militäroperation dienende Betrag für den 
Zeitraum vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2024 beläuft sich auf 10 400 000 EUR. Der in Artikel 51 
Absatz 2 des Beschlusses (GASP) 2021/509 des Rates (*) genannte Prozentsatz des Referenzbetrags beträgt 0 % an 
Mitteln für Verpflichtungen und 0 % an Mitteln für Zahlungen.

_____________
(*) Beschluss (GASP) 2021/509 des Rates vom 22. März 2021 zur Einrichtung einer Europäischen Friedensfazilität und 

zur Aufhebung des Beschlusses (GASP) 2015/528 (ABl. L 102 vom 24.3.2021, S. 14).“

6. Artikel 15 Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) EUNAVFOR ATALANTA wird hiermit ermächtigt, bei routinemäßig durchgeführten Operationen gesammelte 
Informationen über andere illegale Tätigkeiten als die Seeräuberei nach Artikel 2 Buchstabe h an Interpol und nach 
Artikel 2 Buchstabe i an Europol weiterzugeben. Darüber hinaus wird die EUNAVFOR ATALANTA ermächtigt, dem 
nationalen Zentralbüro von Interpol in Mogadischu Informationen über mutmaßliche IUU-Fischerei im Rahmen ihrer 
Einsätze zu übermitteln.“

7. Artikel 16 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die EUNAVFOR ATALANTA endet am 31. Dezember 2024.“

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 12. Dezember 2022.

Im Namen des Rates
Der Präsident

J. BORRELL FONTELLES
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BESCHLUSS (GASP) 2022/2442 DES RATES 

vom 12. Dezember 2022

zur Änderung des Beschlusses (GASP) 2022/151 über eine Maßnahme der Europäischen Union zur 
Unterstützung der Evakuierung bestimmter besonders schutzbedürftiger Personen aus Afghanistan 

Der Rat der Europäischen Union —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 28 Absatz 1,

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat am 3. Februar 2022 den Beschluss (GASP) 2022/151 (1) angenommen.

(2) Der Europäische Auswärtige Dienst (EAD) hat seit dem 1. Juni 2021 die Evakuierung afghanischer 
Staatsangehöriger, insbesondere solcher, die für den durch die Gemeinsame Aktion 2001/875/GASP des Rates (2)
ernannten Sonderbeauftragten der EU in Afghanistan oder für die mit der Gemeinsamen Aktion 2007/369/GASP 
des Rates (3) eingerichtete EUPOL AFGHANISTAN tätig waren, von anderen besonders schutzbedürftigen 
afghanischen Staatsangehörigen, die mit der Union zusammengearbeitet haben, sowie von ihren nächsten 
Verwandten organisiert und geleitet.

(3) Der EAD hat eine Liste der Personen, die gemäß dem Beschluss (GASP) 2022/151 für eine Evakuierung infrage 
kommen (im Folgenden „Liste“), erstellt und aktualisiert.

(4) Aufgrund der Lage in Afghanistan kann die Evakuierung der auf der Liste stehenden Personen, die in Afghanistan 
noch immer gefährdet sind, nicht bis zum 31. Dezember 2022 abgeschlossen werden.

(5) Die Maßnahme im Rahmen des Beschlusses (GASP) 2022/151 sollte bis zum 31. Dezember 2023 verlängert 
werden, um die Evakuierung der auf der Liste stehenden besonders schutzbedürftigen Personen zu ermöglichen —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

In Artikel 1 des Beschlusses (GASP) 2022/151 wird das Datum „31. Dezember 2022“ durch das Datum „31. Dezember 
2023“ ersetzt.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 12. Dezember 2022.

Im Namen des Rates
Der Präsident

J. BORRELL FONTELLES

(1) Beschluss (GASP) 2022/151 des Rates vom 3. Februar 2022 über eine Maßnahme der Europäischen Union zur Unterstützung der 
Evakuierung bestimmter besonders schutzbedürftiger Personen aus Afghanistan (ABl. L 25 vom 4.2.2022, S. 11).

(2) Gemeinsame Aktion des Rates 2001/875/GASP vom 10. Dezember 2001 betreffend die Ernennung des Sonderbeauftragten der 
Europäischen Union in Afghanistan (ABl. L 326 vom 11.12.2001, S. 1).

(3) Gemeinsame Aktion 2007/369/GASP des Rates vom 30. Mai 2007 über die Einrichtung einer Polizeimission der Europäischen Union 
in Afghanistan (EUPOL AFGANISTAN) (ABl. L 139 vom 31.5.2007, S. 33).
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BESCHLUSS (GASP) 2022/2443 DES RATES 

vom 12. Dezember 2022

zur Änderung des Beschlusses 2010/96/GASP über eine Militärmission der Europäischen Union als 
Beitrag zur Ausbildung somalischer Sicherheitskräfte 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 42 Absatz 4 und Artikel 43 Absatz 2,

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 15. Februar 2010 hat der Rat den Beschluss 2010/96/GASP (1) angenommen, mit dem eine Militärmission der 
Europäischen Union als Beitrag zur Ausbildung somalischer Sicherheitskräfte (EUTM Somalia) eingerichtet wurde.

(2) Am 10. Dezember 2020 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2020/2032 (2) angenommen, mit dem das Mandat der 
EUTM Somalia bis zum 31. Dezember 2022 verlängert wurde.

(3) Im Zusammenhang mit der ganzheitlichen strategischen Überprüfung des GSVP-Engagements in Somalia und am 
Horn von Afrika hat das Politische und Sicherheitspolitische Komitee empfohlen, das Mandat der EUTM Somalia 
weiter bis zum 31. Dezember 2024 zu verlängern.

(4) Der Beschluss 2010/96/GASP sollte entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Beschluss 2010/96/GASP wird wie folgt geändert:

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die EUTM Somalia unterstützt insbesondere den Aufbau des Ausbildungssystems unter somalischer 
Verantwortung, um die Verantwortung für die Ausbildung grundsätzlich bis Ende 2024 schrittweise auf die 
nationalen Streitkräfte Somalias zu übertragen. Die EUTM Somalia leitet von Somalia verantwortete und 
durchgeführte Ausbildungsmaßnahmen an und erhält die Kapazitäten aufrecht, um ausgebildete Einheiten zu 
verfolgen und zu bewerten.“

(b) Folgender Absatz wird eingefügt:

„(3a) Die EUTM Somalia unterstützt bei Bedarf und im Rahmen ihrer Mittel und Fähigkeiten auch andere 
Akteure der Union bei der Umsetzung ihrer jeweiligen Aufträge im Bereich der Sicherheit und Verteidigung in 
Somalia, insbesondere die mit dem Beschluss 2012/389/GASP des Rates (*) eingerichtete EUCAP Somalia im 
Hinblick auf die Interoperabilität zwischen den nationalen Streitkräften Somalias und der somalischen Polizei. Die 
EUTM Somalia erleichtert darüber hinaus die Unterstützung durch die mit dem Beschluss (GASP) 2021/509 des 
Rates (**) eingerichtete Europäische Friedensfazilität, insbesondere durch Beratung der nationalen Streitkräfte 
Somalias bei der Ermittlung der erforderlichen Hilfe, sowie des Europäischen Auswärtigen Dienstes und der 
Mitgliedstaaten bei der Bereitstellung dieser Hilfe.

_____________
(*) Beschluss 2012/389/GASP des Rates vom 16. Juli 2012 über die Mission der Europäischen Union zum Ausbau 

der Kapazitäten in Somalia (EUCAP Somalia) (ABl. L 187 vom 17.7.2012, S. 40).
(**) Beschluss (GASP) 2021/509 des Rates vom 22. März 2021 zur Einrichtung einer Europäischen 

Friedensfazilität und zur Aufhebung des Beschlusses (GASP) 2015/528 (ABl. L 102 vom 24.3.2021, S. 14).“

(1) Beschluss des Rates 2010/96/GASP vom 15. Februar 2010 über eine Militärmission der Europäischen Union als Beitrag zur 
Ausbildung somalischer Sicherheitskräfte (ABl. L 44 vom 19.2.2010, S. 16).

(2) Beschluss (GASP) 2020/2032 des Rates vom 10. Dezember 2020 zur Änderung des Beschlusses 2010/96/GASP über eine 
Militärmission der Europäischen Union als Beitrag zur Ausbildung somalischer Sicherheitskräfte (ABl. L 419 vom 11.12.2020, S. 28).
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2. In Artikel 10 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

„(1) Die gemeinsamen Kosten der EU-Militärmission werden gemäß dem Beschluss (GASP) 2021/509 verwaltet.“

b) Folgender Absatz wird angefügt:

„(9) Der als finanzieller Bezugsrahmen für die gemeinsamen Kosten der EU-Militärmission dienende Betrag für 
den Zeitraum vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2024 beläuft sich auf 29 802 052 EUR. Der in Artikel 51 
Absatz 2 des Beschlusses (GASP) 2021/509 genannte Prozentsatz des Referenzbetrags beträgt 0 % für 
Mittelbindungen und 0 % für Zahlungen.“

3. Artikel 12 Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

„(2) Das Mandat der EU-Militärmission endet am 31. Dezember 2024.

(3) Dieser Beschluss wird ab dem Tag der Schließung des EU-Hauptquartiers, des Verbindungs- und Unterstüt­
zungsbüros in Nairobi und der Unterstützungszelle in Brüssel entsprechend der gebilligten Planung für die Beendigung 
der EU-Militärmission, und zwar unbeschadet der im Beschluss (GASP) 2021/509 festgelegten Verfahren für die 
Rechnungsprüfung und Rechnungslegung der EU-Militärmission aufgehoben.“

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 12. Dezember 2022.

Im Namen des Rates
Der Präsident

J. BORRELL FONTELLES
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BESCHLUSS (GASP) 2022/2444 DES RATES 

vom 12. Dezember 2022

über eine militärische Partnerschaftsmission der Europäischen Union in Niger (EUMPM Niger) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 42 Absatz 4 und Artikel 43 Absatz 2,

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat in seinen Schlussfolgerungen vom 16. April 2021 die integrierte Strategie der Europäischen Union für 
die Sahelzone festgelegt. Der Rat hat insbesondere die Besorgnis darüber zum Ausdruck gebracht, dass die 
allmähliche Zunahme der Unsicherheit und deren Auswirkungen, unter denen insbesondere die Zivilbevölkerung 
zu leiden hat, zu einer Vielzahl von Krisensituationen mit beispiellosen humanitären Folgen in der Region geführt 
haben, darunter die steigende Zahl von Binnenvertriebenen und Flüchtlingen, Vertreibungen, Übergriffen, 
Spannungen zwischen verschiedenen Gemeinschaften und innerhalb von Gemeinschaften, immer mehr und 
wiederholt auftretende Nahrungsmittel- und Ernährungskrisen, ein zunehmender Bedarf an Gesundheitsversorgung 
sowie die Schwierigkeiten bei der Schaffung staatlicher Einrichtungen in Konfliktgebieten, und hat erklärt, dass die 
Instabilität auch zur irregulären Migration beiträgt. Der Rat hat auch betont, dass die Union auch künftig einen 
Beitrag zum Kapazitätsaufbau in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit leisten wird, indem sie Missionen der 
Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (im Folgenden „GSVP-Missionen“) mobilisiert. Er hat erklärt, 
dass die Achtung und Förderung der Menschenrechte‚ einschließlich der Gleichstellung der Geschlechter, und der 
Schutz des Einzelnen vor jeder Beeinträchtigung seiner Integrität weiterhin in allen Interventionsbereichen in der 
Sahelzone im Mittelpunkt des Handelns der Union stehen werden.

(2) Das Politische und Sicherheitspolitische Komitee (PSK) war bei Abschluss der ganzheitlichen strategischen 
Überprüfung der GSVP-Missionen EUTM Mali und EUCAP Sahel Mali am 30. Juni 2022 der Auffassung, dass die 
Errichtung einer speziellen militärischen GSVP-Mission in Verbindung mit einer Unterstützungsmaßnahme im 
Rahmen der Europäischen Friedensfazilität angemessen wäre, um Niger die erforderliche Unterstützung zu leisten.

(3) Der Rat hat am 18. Juli 2022 eine Unterstützungsmaßnahme im Rahmen der Europäischen Friedensfazilität zur 
Unterstützung der nigrischen Streitkräfte eingerichtet. Mit der Unterstützungsmaßnahme wird insbesondere die 
Einrichtung eines Zentrums für die Ausbildung der Techniker der Streitkräfte unterstützt.

(4) Mit Schreiben vom 30. November 2022 hat der Minister für auswärtige Angelegenheiten und Zusammenarbeit der 
Republik Niger die Union ersucht, eine militärische Partnerschaftsmission der EU im Rahmen der GSVP nach Niger 
zu entsenden, um zur Stärkung der militärischen Kapazitäten der nigrischen Streitkräfte beizutragen, damit Niger 
bei seinem Kampf gegen terroristische bewaffnete Gruppen im Einklang mit den Menschenrechtsnormen und dem 
humanitären Völkerrecht unterstützt wird.

(5) Am 12. Dezember 2022 hat der Rat ein Krisenmanagementkonzept für eine mögliche militärische 
Partnerschaftsmission der EU im Rahmen der GSVP in Niger gebilligt, um die Umsetzung eines Plans für den 
Kapazitätsaufbau in Niger zu unterstützen, indem die Einrichtung des Zentrums für die Ausbildung der Techniker 
der Streitkräfte in Verbindung mit der am 18. Juli 2022 angenommenen Unterstützungsmaßnahme unterstützt 
wird und auf Antrag Fachausbildung für Spezialisten der nigrischen Streitkräfte bereitgestellt und die Schaffung 
eines neuen Bataillons für Kommunikation und Befehlsunterstützung unterstützt wird. Diese Mission sollte 
eingerichtet werden.

(6) Unter der Verantwortung des Rates und des Hohen Vertreters für Außen- und Sicherheitspolitik (im Folgenden 
„Hoher Vertreter“) sollte das PSK die politische Kontrolle und die strategische Leitung der militärischen 
Partnerschaftsmission im Rahmen der GSVP in Niger wahrnehmen und die geeigneten Beschlüsse nach Artikel 38 
Absatz 3 des Vertrags über die Europäische Union (EUV) fassen.

(7) Es ist erforderlich, internationale Übereinkünfte über den Status der unionsgeführten Einheiten und ihres Personals 
in Niger und über die Teilnahme von Drittstaaten an der Mission auszuhandeln und zu schließen.
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(8) Nach Artikel 41 Absatz 2 EUV und gemäß dem Beschluss (GASP) 2021/509 des Rates zur Einrichtung einer 
Europäischen Friedensfazilität (1) gehen die operativen Ausgaben mit militärischen oder verteidigungspolitischen 
Bezügen, die aufgrund dieses Beschlusses entstehen, zu Lasten der Mitgliedstaaten —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Mission

(1) Die Union führt eine militärische Partnerschaftsmission in Niger (EUMPM Niger) durch, um Niger bei der 
Bekämpfung — im Einklang mit den Menschenrechtsnormen und dem humanitären Völkerrecht — bewaffneter 
terroristischer Vereinigungen zu unterstützen.

(2) Das strategische Ziel der EUMPM Niger ist die Unterstützung des Kapazitätsaufbaus der nigrischen Streitkräfte, um 
deren Fähigkeit zu verbessern, die Bedrohung durch bewaffnete terroristische Vereinigungen einzudämmen, die 
Bevölkerung in Niger zu schützen und für ein sicheres und geschütztes Umfeld zu sorgen.

(3) Zu diesem Zweck leistet die EUMPM Niger Folgendes:

a) Unterstützung der Einrichtung und des Aufbaus eines Zentrums für die Ausbildung der Techniker der Streitkräfte durch 
Beratung und Ausbildung, auch für Ausbilder;

b) Unterstützung des Aufbaus von Fachkapazitäten der nigrischen Streitkräfte durch Bereitstellung von Fachschulungen 
auf Abruf;

c) Unterstützung der Schaffung und des Aufbaus eines Bataillons für Kommunikation und Befehlsunterstützung durch 
Schulung und Betreuung seiner Einheiten, seiner Spezialisten und seiner Befehlskette, damit es anschließend zur 
Unterstützung der Operationen Nigers im Einklang mit den Menschenrechtsnormen und dem humanitären 
Völkerrecht eingesetzt werden kann.

(4) Das humanitäre Völkerrecht, die Menschenrechte und der Grundsatz der Gleichstellung der Geschlechter, der Schutz 
der Zivilbevölkerung und die Agenden Resolution 1325 (2000) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen (im Folgenden 
„Resolution des VN-Sicherheitsrats“) für Frauen, Frieden und Sicherheit, der Resolution 2250 (2015) des VN-Sicherheitsrats 
für Jugend, Frieden und Sicherheit, und der Resolution 1612 (2005) des VN-Sicherheitsrats für Kinder und bewaffnete 
Konflikte werden vollständig in die strategische und operative Planung, die Tätigkeiten und die Berichterstattung der 
EUMPM Niger integriert und dabei proaktiv durchgängig berücksichtigt.

(5) Darüber hinaus erleichtert die EUMPM Niger die Unterstützung, die Niger von der Europäischen Friedensfazilität in 
Bezug auf das Zentrum für die Ausbildung der Techniker der Streitkräfte und, falls der Rat die erforderliche Unterstützungs­
maßnahme beschließt, für das ausgewählte Bataillon für Kommunikation und Befehlsunterstützung gewährt wird. Die 
Tätigkeiten der Mission werden mit der Bereitstellung von Ausrüstung zu gegebener Zeit durch die Europäische 
Friedensfazilität koordiniert.

Artikel 2

Ernennung des Befehlshabers der EU-Mission

Der Direktor des Militärischen Planungs- und Durchführungsstabs (Military Planning and Conduct Capability, im Folgenden 
„MPCC“) ist Befehlshaber der Mission EUMPM Niger.

Artikel 3

Bestimmung des Hauptquartiers der Mission

(1) Der MPCC ist die statische Befehls- und Führungsstruktur auf militärisch-strategischer Ebene außerhalb des 
Einsatzgebiets. Er ist für die die operative Planung und Durchführung der Mission EUMPM Niger verantwortlich.

(2) Das Hauptquartier der Missionseinsatzkräfte der EUMPM Niger befindet sich in Niger und arbeitet unter der Führung 
des Befehlshabers der EU-Missionseinsatzkräfte.

(1) Beschluss (GASP) 2021/509 des Rates vom 22. März 2021 zur Einrichtung einer Europäischen Friedensfazilität und zur Aufhebung 
des Beschlusses (GASP) 2015/528 (ABl. L 102 vom 24.3.2021, S. 14).
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(3) Der MPCC umfasst bis zum Erreichen seiner vollen Einsatzfähigkeit eine in Brüssel angesiedelte Unterstützungsstelle 
des Hauptquartiers der Missionseinsatzkräfte.

Artikel 4

Planung und Einleitung der EUMPM Niger

Der Beschluss über die Einleitung der EUMPM Niger wird vom Rat gefasst, nachdem ein Missionsplan und Einsatzregeln 
gebilligt wurden.

Artikel 5

Politische Kontrolle und strategische Leitung

(1) Das PSK nimmt unter der Verantwortung des Rates und des Hohen Vertreters die politische Kontrolle und 
strategische Leitung der EUMPM Niger wahr. Der Rat ermächtigt das PSK, die geeigneten Beschlüsse nach Artikel 38 EUV 
zu fassen. Diese Ermächtigung umfasst die Befugnis zur Änderung der Planungsdokumente, einschließlich des 
Missionsplans, und der Befehlskette. Sie umfasst auch die Befugnis, Beschlüsse zur Ernennung zukünftiger Befehlshaber der 
EU-Missionseinsatzkräfte zu fassen. Die Befugnisse zur Festlegung der Ziele der EUMPM Niger und die Befugnis zur 
Beendigung der EUMPM Niger verbleiben beim Rat.

(2) Das PSK erstattet dem Rat in regelmäßigen Abständen Bericht.

(3) Das PSK erhält in regelmäßigen Abständen vom Vorsitzenden des Militärausschusses der EU (im Folgenden „EUMC“) 
Berichte über die Durchführung der EUMPM Niger. Das PSK kann den Befehlshaber der EU-Mission und den Befehlshaber 
der EU-Missionseinsatzkräfte gegebenenfalls zu seinen Sitzungen einladen.

Artikel 6

Militärische Leitung

(1) Der EUMC überwacht die ordnungsgemäße Durchführung der EUMPM Niger unter Verantwortung des 
Befehlshabers der EU-Mission.

(2) Der EUMC erhält in regelmäßigen Abständen vom Befehlshaber der EU-Mission Berichte. Der EUMC kann den 
Befehlshaber der EU-Mission und den Befehlshaber der EU-Missionseinsatzkräfte gegebenenfalls zu seinen Sitzungen 
einladen.

(3) Der Vorsitzende des EUMC ist erster Ansprechpartner für den Befehlshaber der EU-Mission.

Artikel 7

Kohärenz der Reaktion der Union und Koordinierung

(1) Der Hohe Vertreter sorgt für die Durchführung dieses Beschlusses sowie für seine Kohärenz mit dem 
außenpolitischen Handeln der Union insgesamt, einschließlich des Entwicklungsprogramms der Union und ihrer 
Programme für humanitären Hilfe.

(2) Unbeschadet der Befehlskette und der politischen Kontrolle und strategischen Leitung durch das PSK erhält der 
Befehlshaber der EU-Missionseinsatzkräfte vom Leiter der Unionsdelegation in Niger lokale politische Handlungsemp­
fehlungen.

(3) Die EUMPM Niger stimmt sich eng mit der EUCAP Sahel Niger in Bezug auf ihre jeweiligen Kompetenzbereiche ab, 
um zur Interoperabilität zwischen der EUCAP Sahel Niger, der EUMPM Niger und den nigrischen Sicherheits- und 
Verteidigungskräften beizutragen.

(4) Darüber hinaus stimmt die EUMPM Niger ihre Tätigkeiten mit den laufenden oder zukünftigen bilateralen Initiativen, 
Bemühungen und Tätigkeiten der Mitgliedstaaten in Niger und gegebenenfalls mit gleichgesinnten Partnern ab, die den Plan 
für den Kapazitätsaufbau der nigrischen Streitkräfte unterstützen.
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Artikel 8

Beteiligung von Drittstaaten

(1) Unbeschadet der Beschlussfassungsautonomie der Union und des einheitlichen institutionellen Rahmens und im 
Einklang mit den einschlägigen Leitlinien des Europäischen Rates können Drittstaaten eingeladen werden, sich an der 
EUMPM Niger zu beteiligen.

(2) Der Rat ermächtigt das PSK, Drittstaaten um Beiträge zu ersuchen und auf Empfehlung des Befehlshabers der 
EU-Mission und in Abstimmung mit dem Befehlshaber der EU-Missionseinsatzkräfte und dem EUMC die entsprechenden 
Beschlüsse über die Annahme der angebotenen Beiträge zu fassen.

(3) Die Einzelheiten der Beteiligung von Drittstaaten werden in Übereinkünften geregelt, die gemäß Artikel 37 EUV und 
nach dem in Artikel 218 AEUV geregelten Verfahren zu schließen sind. Haben die Union und ein Drittstaat ein 
Rahmenabkommen über die Beteiligung dieses Drittstaats an Krisenbewältigungsoperationen der Union geschlossen, so 
gelten dessen Bestimmungen auch für die EUMPM Niger.

(4) Drittstaaten, die einen wesentlichen militärischen Beitrag zur EUMPM Niger leisten, haben in Bezug auf die laufende 
Durchführung der Mission dieselben Rechte und Pflichten wie die an der Mission beteiligten Mitgliedstaaten.

(5) Leisten Drittstaaten erhebliche militärische Beiträge zur EUMPM Niger, ermächtigt der Rat das PSK, die 
entsprechenden Beschlüsse über die Einsetzung eines Ausschusses der beitragenden Staaten zu fassen.

Artikel 9

Rechtsstellung des EU-geführten Personals

Die Rechtsstellung der EU-geführten Einheiten und ihres Personals, einschließlich der Vorrechte, Immunitäten und jeglicher 
weiterer für die Durchführung und das reibungslose Funktionieren ihrer Mission erforderlichen Garantien, wird in einer 
Übereinkunft geregelt, die gemäß Artikel 37 EUV und nach dem in Artikel 218 AEUV geregelten Verfahren zu schließen ist.

Artikel 10

Finanzregelung

(1) Die gemeinsamen Kosten der EUMPM Niger werden gemäß dem Beschluss (GASP) 2021/509 verwaltet.

(2) Der als finanzieller Bezugsrahmen für die gemeinsamen Kosten der EUMPM Niger dienende Betrag für einen 
Zeitraum von drei Jahren nach der Annahme dieses Beschlusses beläuft sich auf 27,3 Mio. EUR. Der in Artikel 51 Absatz 2 
des Beschlusses (GASP) 2021/509 genannte Prozentsatz des Referenzbetrags beträgt 15 % für Mittelbindungen und 10 % 
für Zahlungen.

Artikel 11

Projektzelle

(1) Die EUMPM Niger kann über eine Projektzelle zur Festlegung und Durchführung von Projekten verfügen. Die 
EUMPM Niger wird gegebenenfalls Projekte, die von Mitgliedstaaten und Drittstaaten unter deren Verantwortung in für das 
Mandat der Mission relevanten Bereichen durchgeführt werden und den Zielen der EUMPM Niger förderlich sind, 
koordinieren, unterstützen und dazu beratend tätig sein.

(2) Vorbehaltlich des Absatzes 3 ist der Befehlshaber der EU-Mission befugt, Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten oder von 
Drittstaaten in Anspruch zu nehmen, um Projekte, die die sonstigen Maßnahmen der EUMPM Niger ergänzen und mit 
ihnen im Einklang stehen, durchzuführen. In solchen Fällen schließt der Befehlshaber der EU-Mission eine Vereinbarung 
mit diesen Mitgliedstaaten oder Drittstaaten, in der insbesondere die spezifischen Modalitäten für das Vorgehen bei 
Beschwerden Dritter in Bezug auf Schäden aufgrund von Handlungen oder Unterlassungen des Befehlshabers der 
EU-Mission bei der Verwendung der von diesen Mitgliedstaaten oder Drittstaaten zur Verfügung gestellten Finanzmittel 
geregelt werden.

DE Amtsblatt der Europäischen Union 13.12.2022 L 319/89  



(3) Auf keinen Fall haftet die Union oder der Hohe Vertreter gegenüber den beitragenden Mitgliedstaaten oder 
Drittstaaten für Handlungen oder Unterlassungen des Befehlshabers der EU-Mission bei der Verwendung der Finanzmittel 
dieser Mitgliedstaaten oder Drittstaaten.

(4) Die Annahme eines Finanzbeitrags von Mitgliedstaaten oder Drittstaaten zur Projektzelle ist von der Zustimmung 
des PSK abhängig.

Artikel 12

Weitergabe von Informationen

(1) Der Hohe Vertreter ist befugt, als EU-Verschlusssachen eingestufte Informationen, die für die Zwecke der EUMPM 
Niger generiert werden, nach Maßgabe des Beschlusses 2013/488/EU des Rates (2), mit dem Sicherheitsvorschriften für den 
Schutz von EU-Verschlusssachen festgelegt werden, soweit angezeigt und entsprechend den Erfordernissen der EUMPM 
Niger an die Drittstaaten, die sich an dem vorliegenden Beschluss beteiligen, weiterzugeben, und zwar

a) bis zu der Stufe, die in dem jeweils geltenden Geheimschutzabkommen zwischen der Union und dem betreffenden 
Drittstaat vorgesehen ist, oder

b) bis zur Stufe „CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL“ in sonstigen Fällen.

(2) Im Falle eines speziellen und unmittelbaren operativen Erfordernisses ist der Hohe Vertreter ferner befugt, als 
EU-Verschlusssachen bis zum Geheimhaltungsgrad „RESTREINT UE/EU RESTRICTED“ eingestufte Informationen, die für 
die Zwecke der EUMPM Niger generiert werden, nach Maßgabe des Beschlusses 2013/488/EU an Niger weiterzugeben. Zu 
diesem Zweck werden Vereinbarungen zwischen dem Hohen Vertreter und den zuständigen Behörden Nigers getroffen.

(3) Der Hohe Vertreter ist befugt, an Drittstaaten, die sich an diesem Beschluss beteiligen, alle für die EUMPM Niger 
relevanten Beratungsdokumente des Rates weiterzugeben, die nicht als EU-Verschlusssachen eingestuft sind, aber der 
Geheimhaltungspflicht nach Artikel 6 Absatz 1 der Geschäftsordnung des Rates (3) unterliegen.

(4) Der Hohe Vertreter kann die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Befugnisse wie auch die Befugnis, die in Absatz 2 
genannten Vereinbarungen zu schließen, an Personal des Europäischen Auswärtigen Dienstes und/oder den Befehlshaber 
der EU-Mission und/oder den Befehlshaber der EU-Missionseinsatzkräfte delegieren.

Artikel 13

Inkrafttreten und Beendigung

(1) Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.

(2) Die EUMPM Niger endet drei Jahre nach Annahme dieses Beschlusses.

(3) Dieser Beschluss wird ab dem Zeitpunkt der Schließung des Hauptquartiers der Missionseinsatzkräfte entsprechend 
der gebilligten Planung für die Beendigung der EUMPM Niger aufgehoben, und zwar unbeschadet der in dem Beschluss 
(GASP) 2021/509 festgelegten Verfahren für die Rechnungsprüfung und Rechnungslegung der EUMPM Niger.

Geschehen zu Brüssel am 12. Dezember 2022.

Im Namen des Rates
Der Präsident

J. BORRELL FONTELLES

(2) Beschluss 2013/488/EU des Rates vom 23. September 2013 über die Sicherheitsvorschriften für den Schutz von EU-Verschlusssachen 
(ABl. L 274 vom 15.10. 2013, S. 1).

(3) Beschluss 2009/937/EU des Rates vom 1. Dezember 2009 zur Annahme seiner Geschäftsordnung (ABl. L 325 vom 11.12.2009, 
S. 35).
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BESCHLUSS (GASP) 2022/2445 DES RATES 

vom 12. Dezember 2022

zur Änderung des Beschlusses 2012/389/GASP über die Mission der Europäischen Union zum 
Ausbau der Kapazitäten in Somalia (EUCAP Somalia) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 42 Absatz 4 und Artikel 43 Absatz 2,

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat am 16. Juli 2012 den Beschluss 2012/389/GASP (1) über die Mission der Europäischen Union zum 
Ausbau der regionalen maritimen Kapazitäten am Horn von Afrika (EUCAP NESTOR) angenommen.

(2) Der Rat hat am 12. Dezember 2016 mit dem Beschluss (GASP) 2016/2240 (2) das Mandat der Mission geändert, um 
den Schwerpunkt auf den Kapazitätsaufbau in Somalia zu legen, und ihre Bezeichnung in EUCAP Somalia geändert.

(3) Der Rat hat am 10. Dezember 2020 den Beschluss (GASP) 2020/2031 (3) zur Änderung des Beschlusses 
2012/389/GASP angenommen, um die EUCAP Somalia bis zum 31. Dezember 2022 zu verlängern.

(4) Im Zusammenhang mit der ganzheitlichen und koordinierten strategischen Überprüfung des GSVP-Engagements in 
Somalia und am Horn von Afrika ist das Politische und Sicherheitspolitische Komitee übereingekommen, dass das 
Mandat der EUCAP Somalia bis zum 31. Dezember 2024 verlängert werden sollte.

(5) Der Beschluss 2012/389/GASP sollte entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Beschluss 2012/389/GASP wird wie folgt geändert:

(1) In Artikel 13 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefügt:

„Der als finanzieller Bezugsrahmen dienende Betrag zur Deckung der Kosten der EUCAP Somalia für den Zeitraum vom 
1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2024 beläuft sich auf 83 076 673,07 EUR.“

(2) Artikel 15 Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Der Hohe Vertreter ist befugt, als EU-Verschlusssachen eingestufte Informationen, die für die Zwecke der 
EUCAP Somalia generiert werden, unter Einhaltung des Beschlusses 2013/488/EU des Rates (*) jeweils bis zum 
entsprechenden Geheimhaltungsgrad an die Agenturen der Union in den Bereichen Justiz und Inneres, insbesondere 
Frontex und Europol, weiterzugeben. Zu diesem Zweck werden technische Vereinbarungen getroffen.

(1) Beschluss 2012/389/GASP des Rates vom 16. Juli 2012 über die Mission der Europäischen Union zum Ausbau der Kapazitäten in 
Somalia (EUCAP Somalia) (ABl. L 187 vom 17.7.2012, S. 40).

(2) Beschluss (GASP) 2016/2240 des Rates vom 12. Dezember 2016 zur Änderung des Beschlusses 2012/389/GASP über die Mission der 
Europäischen Union zum Ausbau der regionalen maritimen Kapazitäten am Horn von Afrika (EUCAP NESTOR) (ABl. L 337 vom 
13.12.2016, S. 18).

(3) Beschluss (GASP) 2020/2031 des Rates vom 10. Dezember 2020 zur Änderung des Beschlusses 2012/389/GASP über die Mission der 
Europäischen Union zum Ausbau der Kapazitäten in Somalia (EUCAP Somalia) (ABl. L 419 vom 11.12.2020, S. 26).

DE Amtsblatt der Europäischen Union 13.12.2022 L 319/91  



(6) Der Hohe Vertreter kann die in den Absätzen 1 bis 5 genannten Befugnisse wie auch die Befugnis, die in den 
Absätzen 2 bis 5 genannten Vereinbarungen zu treffen, an ihm unterstellte Personen, den Zivilen Operations­
kommandeur und/oder den Missionsleiter delegieren.

_____________
(*) Beschluss 2013/488/EU des Rates vom 23. September 2013 über die Sicherheitsvorschriften für den Schutz von 

EU-Verschlusssachen (ABl. L 274 vom 15.10.2013, S. 1).“

(3) Der letzte Satz von Artikel 16 erhält folgende Fassung:

„Er gilt bis zum 31. Dezember 2024.“

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 12. Dezember 2022.

Im Namen des Rates
Der Präsident

J. BORRELL FONTELLES
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2022/2446 DER KOMMISSION 

vom 12. Dezember 2022

zur Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2020/2201 zur Ernennung bestimmter Mitglieder 
des Netzmanagementgremiums und der Europäischen Koordinierungszelle für 
Luftfahrtkrisensituationen sowie ihrer Stellvertreter für die Funktionen des 

Flugverkehrsmanagementnetzes 

(Text mit Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 551/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. März 2004 über die 
Ordnung und Nutzung des Luftraums im einheitlichen europäischen Luftraum („Luftraum-Verordnung“) (1), insbesondere 
auf Artikel 6 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Durchführungsverordnung (EU) 2019/123 der Kommission (2) wurde zur Überwachung und Lenkung der 
Ausübung der Netzfunktionen des Flugverkehrsmanagements ein Netzmanagementgremium eingesetzt. Mit dieser 
Verordnung wurde auch eine europäische Koordinierungszelle für Luftfahrtkrisensituationen geschaffen, die ein 
effektives Krisenmanagement auf Netzebene gewährleisten soll.

(2) Nach Artikel 18 Absatz 7 und Artikel 19 Absatz 2 der Durchführungsverordnung (EU) 2019/123 ernennt die 
Kommission die Mitglieder und deren Vertreter für das Gremium und die Zelle auf der Grundlage der Vorschläge, 
die die jeweiligen Organisationen, die EDA oder Eurocontrol vorlegen.

(3) Der Vorsitz, der stellvertretende Vorsitz, die Mitglieder des Netzmanagementgremiums und deren Vertreter sowie die 
Mitglieder der europäischen Koordinierungszelle für Luftfahrtkrisensituationen und deren Vertreter wurden mit 
Durchführungsbeschluss (EU) 2019/2168 der Kommission (3) für die Jahre 2020 bis 2024 ernannt.

(4) Im Durchführungsbeschluss (EU) 2020/2201 der Kommission (4) wurde eine Reihe von Vorschlägen für die 
Ernennungen sowohl für das Netzmanagementgremium als auch die europäische Koordinierungszelle für Luftfahrt­
krisensituationen berücksichtigt, die von den in Artikel 18 Absatz 7 und in Artikel 19 Absatz 2 der Durchführungs­
verordnung (EU) 2019/123 genannten Stellen vorgelegt wurden.

(5) Nach Inkrafttreten des Durchführungsbeschlusses (EU) 2020/2201 erhielt die Kommission im Jahr 2021 Vorschläge 
für neue Ernennungen sowohl für das Netzmanagementgremium als auch die europäische Koordinierungszelle für 
Luftfahrtkrisensituationen. Diese Vorschläge wurden mit dem Durchführungsbeschluss (EU) 2022/723 der 
Kommission (5) in den Durchführungsbeschluss (EU) 2020/2201 aufgenommen.

(1) ABl. L 96 vom 31.3.2004, S. 20.
(2) Durchführungsverordnung (EU) 2019/123 der Kommission vom 24. Januar 2019 zur Festlegung detaillierter Durchführungsbe­

stimmungen für die Netzfunktionen des Flugverkehrsmanagements und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 677/2011 der 
Kommission (ABl. L 28 vom 31.1.2019, S. 1).

(3) Durchführungsbeschluss (EU) 2019/2168 der Kommission vom 17. Dezember 2019 über die Ernennung des Vorsitzenden und der 
Mitglieder und deren Vertreter im Netzmanagementgremium sowie der Mitglieder und deren Vertreter in der Koordinierungszelle für 
Luftfahrtkrisensituationen für die Funktionen des Flugverkehrsmanagementnetzes für den dritten Bezugszeitraum 2020-2024 
(ABl. L 328 vom 18.12.2019, S. 90).

(4) Durchführungsbeschluss (EU) 2020/2201 der Kommission vom 22. Dezember 2020 zur Ernennung bestimmter Mitglieder des 
Netzmanagementgremiums und der Europäischen Koordinierungszelle für Luftfahrtkrisensituationen sowie ihrer Stellvertreter für die 
Funktionen des Flugverkehrsmanagementnetzes (ABl. L 434 vom 23.12.2020, S. 59).

(5) Durchführungsbeschluss (EU) 2022/723 der Kommission vom 10. Mai 2022 zur Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 
2020/2201 zur Ernennung bestimmter Mitglieder des Netzmanagementgremiums und der Europäischen Koordinierungszelle für 
Luftfahrtkrisensituationen sowie ihrer Stellvertreter für die Funktionen des Flugverkehrsmanagementnetzes (ABl. L 134 vom 
11.5.2022, S. 21).
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(6) Seitdem gingen bei der Kommission Vorschläge für neue Ernennungen sowohl für das Netzmanagementgremium als 
auch die europäische Koordinierungszelle für Luftfahrtkrisensituationen ein.

(7) Einer dieser Vorschläge wurde von Eurocontrol vorgelegt und enthält die Nominierung von vier Vertretern von 
Anbietern von Flugsicherungsdiensten assoziierter Länder für 2023. Diese Nominierungen für 2023 müssen 
angenommen werden, damit die assoziierten Länder in den darauffolgenden Jahren entsprechend dem in Artikel 18 
Absatz 7 der Durchführungsverordnung (EU) 2019/123 festgelegten Rotationsprinzip turnusmäßig ihre Vertreter 
entsenden können.

(8) Alle zur Ernennung vorgeschlagenen Personen sollten mit Inkrafttreten dieses Beschlusses die bisher ernannten 
Personen ersetzen.

(9) Dieser Beschluss sollte unverzüglich in Kraft treten, damit die neu ernannten Personen zum 1. Januar 2023 in das 
Netzmanagementgremium entsandt werden können.

(10) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für den 
einheitlichen Luftraum —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Anhang I aufgeführten Personen werden für den Zeitraum vom Inkrafttreten dieses Beschlusses bis zum 
31. Dezember 2024 in ihren im Anhang jeweils genannten Eigenschaften als Mitglieder des Netzmanagementgremiums 
sowie als deren Stellvertreter bzw. Stellvertreterinnen ernannt. Ist im Anhang ein kürzerer Zeitraum angegeben, gilt jener 
Zeitraum.

Die derzeitigen Ernennungen, die unter die in Absatz 1 genannten Ernennungen fallen, enden mit Inkrafttreten dieses 
Beschlusses.

Artikel 2

Die in Anhang II aufgeführten Personen werden für den Zeitraum vom Inkrafttreten dieses Beschlusses bis zum 
31. Dezember 2024 in ihren im Anhang jeweils genannten Eigenschaften als Mitglieder der europäischen Koordinie­
rungszelle für Luftfahrtkrisensituationen sowie als deren Stellvertreter bzw. Stellvertreterinnen ernannt. Ist im Anhang ein 
kürzerer Zeitraum angegeben, gilt jener Zeitraum.

Die derzeitigen Ernennungen, die unter die in Absatz 1 genannten Ernennungen fallen, enden mit Inkrafttreten dieses 
Beschlusses.

Artikel 3

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Brüssel, den 12. Dezember 2022

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG I 

ERNENNUNG DER STIMMBERECHTIGTEN UND NICHT STIMMBERECHTIGTEN MITGLIEDER DES 
NETZMANAGEMENTGREMIUMS UND IHRER STELLVERTRETER BZW. STELLVERTRETERINNEN 

Vorsitzende(r): Keine neue Ernennung* (1)

1. Stellvertretende(r) Vorsitzende(r):

2. Stellvertretende(r) Vorsitzende(r): Keine neue Ernennung*

(1) Die in den Anhängen I und II mit einem * gekennzeichneten Vertreter(innen) wurden mit dem Durchführungsbeschluss (EU) 
2019/2168 der Kommission ernannt, der weiterhin in Kraft ist.

Luftraumnutzer

Stimmberechtigte Mitglieder Stellvertreter(innen)

AIRE/ERA Maciej Wilk, COO/Accountable Manager, 
LOT (AIRE)
(bis zum 31. Dezember 2024)

Peter Sandgren, Director of Ground 
Operations, Nova Airlines AB (ERA)
(bis zum 31. Dezember 2024)

A4E Matthew Krasa, Head of Public Affairs, 
Ryanair

IATA Keine neue Ernennung* Keine neue Ernennung*

EBAA/IAOPA/EAS Robert Baltus, ** (1) COO European 
Business Aviation Association (EBAA)
(bis zum 31. Dezember 2024)

Keine neue Ernennung*

(1) Die in den Anhängen I und II mit ** gekennzeichneten Vertreter werden mit diesem Beschluss ernannt.

Anbieter von Flugsicherungsdiensten je funktionalem Luftraumblock

Stimmberechtigte Mitglieder Stellvertreter(innen)

BALTIC Maciej Rodak**
Vizepräsident Pansa
(bis zum 31. Dezember 2024)

Tomas Montvila**
Chief operations officer
Oro Navigacija
(bis zum 31. Dezember 2024)

BLUEMED Maurizio Pagetti, COO, ENAV
(bis zum 31. Dezember 2024)

Claude Mallia, CEO, MATS
(bis zum 31. Dezember 2024)

DANUBE Keine neue Ernennung* Adrian Florea,
Operational Director
(ROMATSA)
(bis zum 31. Dezember 2024)

DK-SE Keine neue Ernennung* Thorsten Elkjaer, COO, NAVIAIR
(bis zum 31. Dezember 2024)
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FABCE Gabor Menrath
Director ATM Hungarocontrol
(bis zum 31. Dezember 2024)

Alexander Hanslik
Director Austrocontrol
(bis zum 31. Dezember 2024)

FABEC Dirk Mahns, COO, Deutsche 
Flugsicherung GmbH (DFS)

Florian Guillermet, Director, DSNA
(bis zum 31. Dezember 2024)

Keine neue Ernennung*

NEFAB Tormod Rangnes, Director of Operations, 
Avinor
(bis zum 31. Dezember 2024)

Janis Lapins, Deputy Head ATM, LGS
(bis zum 31. Dezember 2024)

SOUTH-WEST Keine neue Ernennung* Nuno Simoes**
Director of strategy, planning and External 
relations office
Navegacao Aerea de Portugal (NAV 
Portugal)

IRELAND David Usher, **Irish Aviation Authority Joe Ryan, Irish Aviation Authority

Flughafenbetreiber

Stimmberechtigte Mitglieder Stellvertreter(innen)

Keine neue Ernennung* Ivan Bassato, Airport Management 
Director, Aeroporto di Roma Fiumicino 
(Rom)

Keine neue Ernennung* Isabelle Baumelle, COO & Airline 
Marketing Director, Société Aéroports de la 
Côte d’Azur, Nizza, Frankreich

Militär

Stimmberechtigte Mitglieder Stellvertreter(innen)

Militärische Anbieter von 
Flugsicherungsdiensten

Keine neue Ernennung* Col Matthias Löwa, ATM Director, 
Luftfahrtamt der Bundeswehr, Deutschland
(bis zum 31. Dezember 2024)

Militärische Luftraumnutzer Brigadier General Laurent Thiebault** 
DSAE

Colonel Yann Pichavant, ATM 
representative, Ministère de la Défense, 
Frankreich

Vorsitzende(r) des Netzmanagementgremiums

Nicht stimmberechtigtes Mitglied Stellvertreter(in)

Keine neue Ernennung*
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Europäische Kommission

Nicht stimmberechtigtes Mitglied Stellvertreter(in)

Christine Berg,
Referatsleiterin, Einheitlicher 
Europäischer Luftraum
GD MOVE, Europäische Kommission

Staffan Ekwall,
Referent,
GD MOVE, Europäische Kommission

EFTA-Überwachungsbehörde

Nicht stimmberechtigtes Mitglied Stellvertreter(in)

Keine neue Ernennung* Valgerdur Gudmundsdottir, Deputy 
Director, EFTA-Überwachungsbehörde

Netzmanager

Nicht stimmberechtigtes Mitglied Stellvertreter(in)

Keine neue Ernennung* Keine neue Ernennung*

Vorsitzende(r) der Arbeitsgruppe Operative Fragen (NDOP)

Nicht stimmberechtigtes Mitglied Stellvertreter(in)

Keine neue Ernennung* Guillaume Blandel, Director of operations 
DSNA**

Vertreter/in der Anbieter von Flugsicherungsdiensten assoziierter Länder:

Nicht stimmberechtigte Mitglieder Stellvertreter(innen)

bis zum 31. Dezember 2023. Nenad Šakić**
Serbia and Montenegro Air Traffic 
Services (SMATSA)

Mirjana Vasiljević**
Serbia and Montenegro Air Traffic Services 
(SMATSA)

bis zum 31. Dezember 2023 Sitki Kagan Ertas**
Air Navigation Service Provider of Turkey 
(DHMI)

Sevda Turhan**
Air Navigation Service Provider of Turkey 
(DHMI)

Eurocontrol

Nicht stimmberechtigtes Mitglied Stellvertreter(in)

Raul Medina Caballero**
Director General
Eurocontrol
(bis zum 31. Dezember 2024)

Keine neue Ernennung*
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ANHANG II 

ERNENNUNG DER STÄNDIGEN MITGLIEDER DER EUROPÄISCHEN KOORDINIERUNGSZELLE FÜR 
LUFTFAHRTKRISENSITUATIONEN UND IHRER VERTRETER BZW. VERTRETERINNEN 

Mitgliedstaaten

Mitglied Stellvertreter(in)

Keine neue Ernennung* Keine neue Ernennung*

EFTA-Staaten

Mitglied Stellvertreter(in)

Keine neue Ernennung* Keine neue Ernennung*

Europäische Kommission

Mitglied Stellvertreter(in)

Christine Berg,
Referatsleiterin, Einheitlicher 
Europäischer Luftraum
GD MOVE, Europäische Kommission

Staffan Ekwall,
Referent,
GD MOVE, Europäische Kommission

Agentur

Mitglied Stellvertreter(in)

Fabio Grasso — ATM Standards and 
Implementation Section Manager
(bis zum 31. Dezember 2024)

Keine neue Ernennung*

Eurocontrol

Mitglied Stellvertreter(in)

Philippe Merlo, DECMA** (bis 
31. Dezember 2024)

Philip Hugues DECMA**
(bis zum 31. Dezember 2024)

Netzmanager

Mitglied Stellvertreter(in)

Keine neue Ernennung* Steven Moore
EACCC Operations Manager
Directorate Network Manager
Eurocontrol
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Militär

Mitglied Stellvertreter(in)

Oberstleutnant Adam Karwoth
Luftfahrtamt der Bundeswehr

Colonel Yann Pichavant
Ministère de la Defense, Frankreich

Flugsicherungsorganisation

Mitglied Stellvertreter(in)

Keine neue Ernennung* Keine neue Ernennung*

Flughafenbetreiber

Mitglied Stellvertreter(in)

Aidan Flanagan, Safety Manager, ACI — 
Europa
(bis zum 31. Dezember 2024)

Keine neue Ernennung*

Luftraumnutzer

Mitglied Stellvertreter(in)

Keine neue Ernennung* Keine neue Ernennung*
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